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99. Sitzung 

Bonn, den 12. Mai 1982 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Windelen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Wie mit Schreiben des Präsidenten bereits mitge-
teilt, findet heute im Anschluß an die Fragestunde 
auf Verlangen der Fraktion der CDU/CSU eine Ak-
tuelle Stunde zu dem Thema „Zwangsumtausch für 
Reisen in die DDR" statt. 

Die Fraktion der SPD schlägt als ordentliches Mit-
glied im Vermittlungsausschuß für den Abgeordne-
ten Westphal den Abgeordneten Gobrecht vor. 

Für die aus dem Gemeinsamen Ausschuß nach 
Art. 53 a des Grundgesetzes ausgeschiedenen Abge-
ordneten Westphal und Wischnewski benennt die 
Fraktion der SPD die Abgeordneten Walther und 
Voigt (Frankfurt) als ordentliche Mitglieder des Ge-
meinsamen Ausschusses. 

Ist das Haus mit diesen Vorschlägen einverstan-
den? — Ich höre keinen Widerspruch. Damit sind der 
Abgeordnete Gobrecht als ordentliches Mitglied im 
Vermittlungsausschuß und die Abgeordneten Wal-
ther und Voigt (Frankfurt) als ordentliche Mitglie-
der im Gemeinsamen Ausschuß bestimmt. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 9/1631 — 

Wir beginnen mit dem Bereich des Bundesmini-
sters für das Post- und Fernmeldewesen. Das Haus 
ist durch seinen Parlamentarischen Staatssekretär 
Becker vertreten. 

Ich rufe die Frage 1 des Abgeordneten Börnsen 
auf: 

Ist es richtig, daß die Bemessung der Tätigkeit der Postbe-
diensteten in den Poststellen I und II zu einer Reduzierung 
der Öffnungszeiten der Poststellen bis zu 35 Prozent führen 
wird, und hält die Bundesregierung diese Einschränkung für 
vereinbar mit dem am 2. Dezember 1981 durch den Bundestag 
beschlossenen Konzept für die Postversorgung auf dem Lan-
de? 

Becker, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen: Herr Präsident, 
wenn Sie gestatten, würde ich gern im Einverständ-
nis mit dem Fragesteller die von diesem eingebrach-
ten beiden Fragen zusammenhängend beantwor-
ten. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter, sind 
Sie einverstanden? — Dann rufe ich noch die Fra-
ge 2 des Abgeordneten Börnsen auf: 

Welche Initiativen hat die Bundesregierung unternommen, 
um das Dienstleistungsangebot der Poststellen auf dem 
Lande zu vergrößern? 

Becker, Parl. Staatssekretär: Die Ergebnisse der 
Bemessung der Poststellen I und II werden für den 
Gesamtbereich der Deutschen Bundespost erst 
Ende Mai 1982 vorliegen. Bereits jetzt ist aber zu er-
kennen, daß es bei den Poststellen I und II nicht ge-
nerell zu einer Reduzierung der Schalterstunden 
bzw. der Kundenbereitschaftszeiten bis zu 35 % 
kommen wird. 

Grundlage für das zeitliche Angebot sind das Ver-
kehrsaufkommen und die Struktur der in Anspruch 
genommenen Dienstleistungen. Die Anpassung der 
Öffnungszeiten der Poststellen an das Kundenbe-
dürfnis steht nicht im Widerspruch zu dem Konzept 
des Bundespostministers für die künftige Postver-
sorgung auf dem Lande. Die Deutsche Bundespost 
ist bemüht, das Dienstleistungsangebot bei Poststel-
len auszuweiten und an den Stand der Postämter 
heranzuführen. So sind die Poststellen z. B. in den 
Ausbau des Reisegepäckservice und den Fahrkar-
tenverkauf für die Deutsche Bundesbahn und an-
dere Verkehrsträger einbezogen worden. Im vergan-
genen Jahr wurden alle Poststellen I und viele Post-
stellen II zum Ausstellen von Postsparbüchern er-
mächtigt. Andere Verbesserungen und Erweiterun-
gen des Dienstleistungsangebots betreffen die fern-
mündliche Sofortkündigung im Postsparkassen

-

dienst bei den Poststellen II, das Ratensparen mit 
Prämien sowie das Sparen mit wachsenden Zin-
sen. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter, eine 
Zusatzfrage, bitte schön. 

Börnsen (SPD): Herr Staatssekretär, in dem Be-
schluß des Deutschen Bundestages vom Dezember 
1981 wurde festgelegt, daß die ortsfeste Poststelle 
auch künftig Eckpfeiler der Postversorgung auf dem 
Lande sein soll. Sie sagten in Ihrer Antwort, daß eine 
generelle Reduzierung der Öffnungszeiten um bis zu 
35 % nicht festzustellen sei. Können Sie mir aber 
z. B. die Zahl aus dem Bezirk Weser-Ems bestätigen, 
die ich von der Deutschen Postgewerkschaft erhielt, 
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Börnsen 
daß die Öffnungsstunden dort von 12 500 auf 5 750 re-
duziert werden? Das würde in dem dortigen Bezirk 
eine Kürzung der Öffnungszeiten um 58 % bedeu-
ten. 

Becker, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Börn-
sen, ich möchte Ihnen mit Blick auf diese Frage ge-
nerell noch einmal etwas dazu sagen, was das wirt-
schaftliche Handeln der Post bestimmt. Nach den 
Bestimmungen des Postverwaltungsgesetzes muß 
die Post ihre Dienste so einrichten, daß sie den Kun-
denbedürfnissen entspricht, sich aber insgesamt 
auch ein verantwortbarer finanzieller Aufwand er-
gibt. 

Aus den genannten Gründen ist eine vertretbare 
Einschränkung der Schalterstunden, also der Kun-
dendienstbereitschaft, bei den nur in sehr geringem 
Umfange von der Landbevölkerung in Anspruch ge-
nommenen Poststellen eine unumgängliche Konse-
quenz. Wenn in Einzelfällen Poststellen wegen eines 
nicht mehr zu begründenden Kundenbedürfnisses 
geschlossen werden müssen, trägt die Deutsche 
Bundespost auch weiterhin durch Bereitstellung 
vollwertiger Ersatzeinrichtungen — fahrbare Post-
schalter, Landzusteller, öffentliche Münzfernspre-
cher, Wertzeichengeber, Briefkästen — Sorge für 
eine angemessene postalische Versorgung der Kun-
den auf dem Lande. 

Was nun Ihre spezielle Frage nach den Feststel-
lungen der Deutschen Postgewerkschaft im Bereich 
des OPD-Bezirks Bremen angeht, so kann ich darauf 
noch nicht antworten. Ich habe Ihnen schon gesagt, 
daß erst Ende Mai dem Postministerium die Zahlen 
insgesamt vorliegen werden. Es bleibt aber dabei, 
daß die Deutsche Bundespost im wesentlichen die 
Poststellen auf dem Lande — Poststellen I und II — 
erhalten will. Wir haben zur Zeit 7 662 Poststellen I 
und 4 001 Poststellen II. Die Bundespost ist also be-
strebt, diesen Bestand an Poststellen im wesentli-
chen zu erhalten. Nur, wenn die Kunden die Post-
stellen nicht in Anspruch nehmen, ist damit zu rech-
nen, daß die eine oder andere Poststelle in dem ei-
nen oder anderen Bereich geschlossen werden 
muß. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Börnsen. 

Börnsen (SPD): Herr Staatssekretär, Sie sagten zu 
Recht, daß eine Gesamtbeurteilung der Auswirkun-
gen der Bemessung erst Ende Mai zu erwarten sei. 
Sind Sie nicht mit mir der Auffassung, daß eine Ein-
flußnahme des Deutschen Bundestages, so wie es 
auch in der Entschließung vom Dezember 1981 aus-
gedrückt ist, nicht mehr möglich wäre, wenn die 
Auswirkungen dieser Bemessung bereits zum 
1. Juni dieses Jahres in Kraft träten? 

Becker, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die Auswirkungen könnten so nicht eintreten; denn 
der Ausschuß hat laut Bundestagsdrucksache 9/1070 
folgendes festgestellt: 

Der Ausschuß geht davon aus, daß die Zahl der 
derzeit vorhandenen Poststellen im wesentli

-

chen erhalten bleibt. Sollte die tatsächliche Ent

-

wicklung bei der Verwirklichung des Konzeptes 
dieser Annahme widersprechen, erwartet der 
Ausschuß, daß der Bundespostminister dem 
Ausschuß unverzüglich berichtet und an der 
Konzeption entsprechende Korrekturen an-
bringt. 

Dies gilt jedoch nicht für Reduzierungen bei Schal-
teröffnungszeiten auf Grund von Bemessungen; das 
heißt also: wenn sich im Laufe der Jahre erwiesen 
hat, daß das Verkehrsaufkommen wesentlich gerin-
ger ist als angenommen. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Börn-
sen, zu einer weiteren Zwischenfrage. 

Börnsen (SPD): Herr Staatssekretär, ich gestehe 
zu, daß eine Schließung von Poststellen auf dem 
Lande in einem großen Umfang nach den bisherigen 
Erkenntnissen nicht zu erwarten sein wird, bin aber 
der Auffassung, daß eine erhebliche Reduzierung 
der Öffnungszeiten ebenfalls zu einer erheblichen 
Zurücknahme des Angebots der Deutschen Bundes-
post auf dem Lande führen würde und daß dies wei-
terhin auf die Dauer zu einer Gefährdung der Exi-
stenz dieser Poststellen führen würde, da die Bürger 
Poststellen, die am Tage nur ein bis zwei Stunden 
geöffnet sind, nicht mehr annehmen, so daß minde-
stens auf lange Sicht eine Schließung von Poststel-
len durch eine Reduzierung der Öffnungszeiten in 
einem so erheblichen Umfange geradezu provoziert 
wird. 

Becker, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Börn-
sen, es werden nicht nur Öffnungszeiten reduziert. 
Das kann in einer Bandbreite bis zu minus 53 % sein 
— da haben Sie recht —, das heißt bis zur Hälfte der 
bisherigen Öffnungszeiten. Es ist aber gleichzeitig 
nach diesen Bemessungsergebnissen möglich, daß 
Öffnungszeiten bis zu 74 % erweitert werden. Hier 
muß man also wirklich auf die Einzelfälle in den ein-
zelnen Bereichen abstellen. Generell darf ich nur 
noch einmal sagen: die Deutsche Bundespost ist 
nach wie vor bemüht, durch weitere Anreize und 
neue Leistungen den Bestand der Poststellen auf 
dem Lande auch für die Zukunft generell zu si-
chern. 

Vizepräsident Windelen: Zu Ihrer letzten Zwischen-
frage, Herr Abgeordneter Börnsen. 

Börnsen (SPD): Herr Staatssekretär, würden Sie 
mir zugestehen, daß diese Frage bei einer so erhebli-
chen Rücknahme des Leistungsangebots der Bun-
despost vor dem 1. Juni — das ist mir von den ent-
sprechenden Postämtern gesagt worden —, also be-
vor das in Kraft tritt, noch einmal in Deutschen Bun-
destag oder im zuständigen Fachausschuß behan-
delt werden sollte? 

Becker, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Börn-
sen, ich glaube nicht, daß die zu realisierenden Er-
gebnisse der Bemessung der Poststellen II, die ja 
nicht die Aufhebung von Poststellen zum Inhalt ha-
ben, noch einmal diskutiert werden können. Dies ist 
ein längst abgeschlossener Prozeß. Diskutiert wer-
den sollte aber — und dies war ja auch das Anliegen 
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Parl. Staatssekretär Becker 
des Ausschusses — der Problemkreis, wenn größere 
Stillegungen von Poststellen in verschiedenen Be-
reichen in Frage kämen. Hierzu kann ich sagen: Das 
wird nicht stattfinden, ohne daß diese Angelegenheit 
mit dem Ausschuß noch einmal eingehend beraten 
wird. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Stut-
zer zu einer Zusatzfrage. 

Stutzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, aus Ih-
rer Antwort entnehme ich, daß weitere Poststellen 
auf dem Lande geschlossen und die Öffnungszeiten 
weiterhin reduziert werden. Darf ich Sie bitten, mir 
bis zum 1. Juni eine Aufstellung über die im Lande 
Schleswig-Holstein geplanten Maßnahmen zu ge-
ben? 

Becker, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stutzer, 
ich tue das sehr gern, sobald mir die erforderlichen 
Zahlen, die von der Oberpostdirektion Kiel geliefert 
werden müßten, vorliegen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Herberholz. 

Herberholz (SPD): Herr Staatssekretär, mir ist ein 
Landkreis bekannt, in dem die Poststellen um ein 
Drittel reduziert werden sollen. Glauben Sie, daß bei 
dieser Reduzierung der Sinn der Entschließung vom 
Dezember, nämlich „die Poststelle ist Eckpfeiler der 
Postversorgung auf dem Lande", noch gewahrt ist? 

Becker, Parl. Staatssekretär: Nein, das glaube ich 
nicht, Herr Kollege Herberholz. Und solche Fragen 
würden wir in jedem Fall vorher im Ausschuß be-
handeln. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Herberholz. 

Herberholz (SPD): Herr Staatssekretär, sehen Sie 
denn einen Zusammenhang zwischen der Reduzie-
rung der Schalterstunden und einer darauf folgen-
den möglichen Schließung der Poststelle? 

Becker, Parl. Staatssekretär: Dieser Zusammen-
hang ist in verschiedenen Punkten gegeben. Jeden-
falls läßt er sich nicht gänzlich bestreiten. Ich darf 
Sie darauf aufmerksam machen, Herr Kollege Her-
berholz, daß ich auf Anfrage aus den beiden Koali-
tionsfraktionen allen Angehörigen der Koalitions-
fraktionen eine ausführliche Darstellung der Situa-
tion für die Poststellen auf dem Lande habe zugehen 
lassen. Dies gilt auch für eine Reihe von Kollegen 
der Opposition, die sich darum bemüht haben. In die-
sem sechs Seiten umfassenden Schriftwerk sind 
noch einmal in allen Einzelheiten sowohl das Kon-
zept der Post in bezug auf die Organisationsform als 
auch der Zusammenhang zwischen dieser Organi-
stionsform und den jetzt laufenden Bemessungsver-
fahren dargelegt. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Auch 
zu einer Zusatzfrage. 

Auch (SPD): Herr Staatssekretär, ist die Sorge der 
Deutschen Postgewerkschaft berechtigt, daß es in 
Zukunft im ländlichen Bereich viele Posthalter I ge

-

ben wird, deren Vollbeschäftigung in Frage gestellt 
ist? 

Becker, Parl. Staatssekretär: Jawohl, Herr Kollege 
Auch, dies ist eine berechtigte Frage. Solche Auswir-
kungen können durchaus eintreten. Sie wissen aber, 
daß die Bundespost über einen umfangreichen Ra-
tionalisierungsschutz verfügt und daß dieser Ratio-
nalisierungsschutz für den Bereich solcher in Mitlei-
denschaft gezogenen Posthalter für die Zukunft si-
chergestellt ist. Das heißt, erst nach der Vorlage der 
dort gegebenen Voraussetzungen kann die Reduzie-
rung von Schalterstunden bzw. die Schließung von 
Schaltern überhaupt betrieben werden. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang außerdem 
noch darauf hinweisen, daß ich mich immer wieder 
bemüht habe — und auch diese Fragestunde des 
Deutschen Bundestages ist mir wieder ein willkom-
mener Anlaß —, einen Appell an die Betroffenen zu 
richten, nämlich an unsere Mitbürgerinnen und Mit-
bürger auf dem Lande, daß sie unsere postalischen 
Einrichtungen tatsächlich in Anspruch nehmen. 
Dann ist eine Reduzierung von Öffnungszeiten 
ebenso wenig zu befürchten wie etwa die Schließung 
ganzer Stellen. 

Vizepräsident Windelen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Stutzer. 

Stutzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, warum 
machen Sie bezüglich der Information einen Unter-
schied zwischen der Koalition und der Opposition? 

Becker, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stutzer, 
das ist ganz einfach. Die beiden Koalitionsfraktio-
nen haben mich gebeten, daß ich das zur Verfügung 
stelle, eine Reihe von Kollegen aus der Oppositions-
fraktion auch, und so bin ich verfahren. 

Vizepräsident Windelen: Damit ist der Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für das Post- und Fern-
meldewesen abgeschlossen. 

Wir gehen über zum Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau. Für das Ressort ist anwesend Herr Parla-
mentarischer Staatssekretär Sperling. 

Ich rufe die Frage 3 des Abgeordneten Lennartz 
auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß viele Bürger auf 
Grund der Bund-Länder-Vereinbarung, energieeinsparende 
Maßnahmen zu fördern, Anträge auf Bewilligung von Zu-
schüssen gestellt haben, wegen des erheblichen Antragsüber-
hangs aber nicht mehr in den Genuß von Zuschüssen kom-
men werden, und befürchtet sie nicht, daß das Vertrauen die-
ser Burger,  das ja nicht zuletzt durch die intensive Werbung 
und die Aufforderung zur Energieeinsparung entstanden ist, 
auf diese Weise verletzt wird und dies gegebenenfalls zu wei-
terer Staatsverdrossenheit führt? 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Herr Präsident, wäre es möglich, die Frage 4 gleich-
zeitig aufzurufen? Dann würde ich die Fragen im Zu-
sammenhang beantworten. 
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Vizepräsident Windelen: Herr Kollege, sind Sie da-
mit einverstanden? 

(Lennartz [SPD]: Ja!) 

— Dann können wir so verfahren. Ich rufe auch die 
Frage 4 des Abgeordneten Lennartz auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, unter diesem Gesichts-
punkt das aufgelegte Programm doch noch über das Jahr 1982 
hinaus fortzuführen oder zumindest die bis zum 31. Dezember 
1981 vorliegenden Anträge noch in irgendeiner Form zu bezu-
schussen? 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Lennartz, das Interesse an energiesparenden Maß-
nahmen in der Bevölkerung hat durch den Anstieg 
der Energiepreise und durch die Werbung von unter-
schiedlichen Seiten stark zugenommen, so daß in 
der Tat eine Vielzahl von Anträgen auf Bezuschus-
sung energiesparender Maßnahmen bei den zustän-
digen Stellen eingegangen sind. Da die Mittel be-
grenzt waren, sind in manchen Ländern auch An-
tragsüberhänge entstanden. Allerdings war von An-
fang an bekannt, daß für dieses Förderungspro-
gramm auf Grund des Modernisierungs- und Ener-
giespargesetzes Haushaltsmittel nur in begrenztem 
Umfang zur Verfügung stehen und daß dieses Pro-
gramm auch nur für einen begrenzten Zeitraum gilt. 
Eine Bereitstellung zusätzlicher Mittel für dieses ge-
genwärtig laufende Programm mit dem Ziel des Ab-
baus von Antragsüberhängen ist folglich nicht beab-
sichtigt. 

Die Energieverteuerung der letzten Jahre hat 
dazu geführt, daß zahlreiche Energiesparmaßnah-
men für diejenigen rentabel geworden sind, die sie 
durchführen, so daß eine Förderung nicht mehr nö-
tig ist. Die Bundesregierung hält deshalb eine Fort-
setzung des Energiesparprogramms von 1983 an in 
veränderter Form und in verringertem Umfang für 
notwendig und sinnvoll. Sie hat im Rahmen der Drit-
ten Fortschreibung des Energieprogramms den 
Ländern ein Angebot unterbreitet. Die Verhandlun-
gen mit den Ländern sind allerdings bisher noch 
nicht abgeschlossen, so daß nicht gesagt werden 
kann, ob eine Fortsetzung des Energiesparpro-
gramms realisiert werden wird.  

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Len-
nartz zu einer Zusatzfrage. 

Lennartz (SPD): Herr Staatssekretär, mir sind 
Fälle bekanntgeworden, in denen Anträge bereits im 
Jahre 1980 gestellt und die Baumaßnahmen nach 
Rücksprache mit den genehmigenden Stellen dann 
auch durchgeführt worden sind, in denen in den letz-
ten Wochen dann aber diese Anträge ablehnend be-
schieden wurden. Im Klartext: Mittel stehen nicht 
mehr zur Verfügung für den interessierten Perso-
nenkreis, der auf Grund der Werbemaßnahmen von 
seiten der Bundesregierung sowie von seiten der 
Landesregierungen im Interesse der energieeinspa-
renden Maßnahmen erhebliche Mittel bereits im 
Jahre 1980 im Vertrauen darauf investiert hat, daß 
er eine entsprechende Direktbezuschussung erhält. 
Sind Sie nicht der Auflassung, daß man von seiten 
der Länder und des Bundes eine entsprechende In-
formation hätte herausgeben müssen, aus der er-
kennbar gewesen wäre, daß von einem bestimmten 

Zeitpunkt an derartige Anträge nicht mehr ange-
nommen werden können, weil eben voraussichtlich 
keine Mittel mehr zur Verfügung stehen? 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Lennartz, dieses Programm wird nicht von einer 
Bundesverwaltung durchgeführt. Der Bund hat 
keine Verwaltung vor Ort. Die Länder würden auch 
entsprechend reagieren, wenn wir uns in den Ver-
waltungsvollzug, der voll in ihrer Hoheit liegt, einmi-
schen wollten. 

Die Bewirtschaftung der Bundesmittel wie der 
Landesmittel aus diesem Programm ist daher Sache 
der Länder. Wir bekommen von den Ländern über 
die Art und Weise, wie der Verwaltungsvollzug von 
den Bürgern empfunden wird, und über etwaige Un-
zuträglichkeiten, die dabei entstehen, keine unmit-
telbaren Berichte. Die Länder sind auch nicht be-
richtspflichtig. Wenn in manchen Ländern solche 
Probleme entstehen, wie Sie sie genannt haben, 
wäre es Sache dieser Länder, den Verwaltungsvoll-
zug so zu ändern, daß jene Enttäuschungen gar nicht 
erst herbeigeführt werden. Der Bund kann mit den 
Ländern keine Verwaltungsvereinbarungen über 
den Verwaltungsvollzug schließen, den die Länder 
als eigene Sache wahrzunehmen haben. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Lennartz, bitte schön. 

Lennartz (SPD): Herr Staatssekretär, mit Wirkung 
vom 1. Januar 1983 soll die Dritte Fortschreibung 
des Energieprogramms in Kraft treten, sofern eine 
Einigung mit den Ländern herbeigeführt wird. Be-
steht nicht die Möglichkeit, in dieser Dritten Fort-
schreibung des Energieprogramms zumindest den 
Antragstellern im nachhinein einen Zuschuß zu ge-
währen, die bereits im Jahre 1980 die Baumaßnah-
men im Vertrauen auf eine Direktbezuschussung 
durchgeführt haben? 

Ich darf noch darauf hinweisen: Manche Interes-
senten sind auf diese Direktzuschüsse angewiesen, 
weil sie nicht die steuerlichen Möglichkeiten des 
§ 82 a des Einkommensteuergesetzes ausschöpfen 
können, nämlich die Investitionsmaßnahmen steu-
erlich abzuschreiben und so eine indirekte Bezu-
schussung in Anspruch zu nehmen. 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Lennartz, zum ersten Teil der Frage: Das nachträgli-
che Bezuschussen von bereits abgeschlossenen Bau-
maßnahmen ist nach dem Haushaltsrecht des Bun-
des nicht statthaft. Ein nachträgliches Bezuschus-
sen in einem neuen Programm kann also nicht in 
Frage kommen. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage: Die Länder hatten 
die Möglichkeit, im Rahmen dieses Gesetzes Vor

-

ränge und Nachränge zu bilden, wenn es darum 
ging, Antragsteller mit Bescheiden zu versehen. Die 
Verwaltung dieses Programms ist in einigen Län-
dern eine Zeitlang so gehandhabt worden, daß be-
stimmten Personengruppen unterhalb bestimmter 
Einkommensgrenzen — von den Ländern in eigener 
Regie bestimmt — der Vorzug hinsichtlich der direk-
ten Bezuschussung gegeben wurde, während andere 
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Parl. Staatssekretär Dr. Sperling 
auf den steuerrechtlichen Teil des Energiesparpro-
gramms verwiesen wurden. Ich vermag nicht zu sa-
gen, in welchem Ausmaß dies in den Ländern dazu 
geführt hat, daß entsprechend soziale Gerechtigkeit 
entstanden ist. Ich kann nur sagen: Als das Pro-
gramm 1978 hier beschlossen wurde, war Streit zwi-
schen Bundestagsmehrheit und Bundesratsmehr-
heit über die Art der Förderung. Die Bundestags-
mehrheit hatte dem zugeneigt, was Sie in Ihrer Fra-
gestellung vorgeschlagen haben. Darüber war aber 
kein Einvernehmen mit der Bundesratsmehrheit zu 
erzielen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Lennartz. 

Lennartz (SPD): Herr Staatssekretär, es ist viel von 
Staatsverdrossenheit die Rede. Sind Sie nicht mit 
mir der Auffassung, daß das Verfahren, wie es bis-
her abgelaufen ist, daß nämlich Personen, die be-
reits 1980 Anträge gestellt haben und erst heute die 
Ablehnung bekommen, den Begriff Staatsverdros-
senheit inhaltlich mehr oder weniger auffüllt? Sind 
Sie nicht der Auffassung, daß man die Länder bei 
der Dritten Fortschreibung des Energieprogramms 
verpflichten sollte, im Rahmen einer Mitteilung 
kundzutun, inwieweit Anträge bezuschußt werden 
können, damit eben der Vertrauensschwund beim 
Bürger, der derartige Anträge gestellt hat, gestoppt 
werden kann? 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Lennartz, eine solche Verpflichtung der Länder 
durch einseitigen Akt des Bundes ist nicht möglich; 
wenn, dann müßte so etwas in einer Verwaltungs-
vereinbarung stehen. Ich hatte schon gesagt, daß 
sich die Länder auf Grund der verfassungsrechtli-
chen Kompetenzverteilung zu Recht dagegen weh-
ren, daß man sich in ihre Verwaltung einmischt. 

Wenn Sie Staatsverdrossenheit befürchten, so 
würden das sicher auch die Kollegen in den Landta-
gen tun und die Landesverwaltungen dort zu einer 
entsprechenden Änderung ihres Verhaltens bringen 
müssen. 

Vizepräsident Windelen: Zu Ihrer letzten Zusatzfra-
ge, Herr Abgeordneter Lennartz. 

Lennartz (SPD): Herr Staatssekretär, aus dem 
Energiewirtschaftsbericht vom April 1982 geht her-
vor, daß im ersten Quartal 1982 im Verhältnis zum 
ersten Quartel 1981 ca. 16,7 % weniger Heizöl impor-
tiert worden ist. Ich kann das zwar nicht quantifizie-
ren, aber ein großer Teil dieser Minderimporte ist 
auch dadurch entstanden, daß energiesparende 
Maßnahmen durchgeführt worden sind, Maßnah-
men, die der Bürger durch Vorleistung erbracht hat. 
Wäre es nicht möglich, dies in Betracht zu ziehen 
und in der Dritten Fortschreibung des Energiepro-
gramms jenen Dank an den Bürger auszusprechen, 
indem man nämlich von seiten der Bundesregierung 
den Ländern vorschlägt, wiederum Mittel bereitzu-
stellen? 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Lennartz, die Bereitschaft der Bundesregierung, 

Energiesparmaßnahmen weiter zu unterstützen, be-
schränkt sich nach unserer Dritten Fortschreibung 
auf einen begrenzten Teil von Energiesparmaßnah-
men, weil andere sich bereits als Investitionen der 
Bürger selber lohnen, für die es keine Zuschüsse 
und keine Steuerbegünstigungen geben müßte. Im 
übrigen wird man in einer Zeit knapper Haushalts-
gelder weder dem Bund noch den Ländern anraten 
können, Dinge, die sich eh lohnen, auch noch zusätz-
lich zu bezuschussen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
zeigt sich nicht angesichts der soeben zur Sprache 
gekommenen Beschwernisse vieler Bürger, daß es 
vernünftiger gewesen wäre, wenn man diese Zu-
schüsse anstatt in direkter Form in geeigneten und 
entsprechend ausgestalteten steuerrechtlichen For-
men gegeben hätte, sei es als Sonderausgaben, sei es 
als außergewöhnliche Belastung, so daß auch derje-
nige, der nicht Haus- und Grundeigentümer ist, sie 
hätte in Anspruch nehmen können, und zwar eben 
auch dann noch, wenn die Fristen abgelaufen und 
die Kontingente erschöpft sind? 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jä-
ger, dies ist ein Vorschlag, der ja auch zur Hälfte Ge-
setzeskraft erlangt hat. Denn das Modernisierungs- 
und Energiespargesetz hat einen steuerrechtlichen 
Teil, allerdings auch den befristet. Nur muß man hin-
zufügen, daß Bürger, die wenig oder gar keine Steu-
ern zahlen und bei bescheidenem Einkommen trotz-
dem Energie sparen müssen, von einer Steuerbe-
günstigung nichts haben. Deswegen ist der Zuschuß

-

teil für die Bürger, die keine Steuerpflicht zu erfül-
len haben, sicher der richtige gewesen. Es wäre mög-
lich gewesen, im Vollzug dieses Gesetzes diesen Bür-
gern bei der Bezuschussung einen Vorrang zukom-
men zu lassen und andere, die Steuerverpflichtun-
gen tragen, auf den steuerrechtlichen Teil zu verwei-
sen. Dies haben die Länder aber unterschiedlich ge-
macht. 

Vizepräsident Windelen: Die Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau sind beantwortet. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für innerdeutsche Beziehungen auf. Herr Par-
lamentarischer Staatssekretär Wrede wird das Haus 
vertreten. 

Ich rufe die Frage 5 des Abgeordneten Lintner 
auf: 

Kann die Bundesregierung den Bericht einer deutschen Ta-
geszeitung vom 16. April 1982 bestätigen, wonach ein Bundes-
bürger bei der Einreise in die DDR am Übergang Hirschberg 
in schikanöser Weise fünf Stunden lang von DDR-Grenzorga-
nen kontrolliert worden ist? 

Wrede, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Herr Kollege Lint-
ner, die Bundesregierung kann den in der Tageszei-
tung „Bild" vom 16. April 1982 geschilderten Vorgang 
mit den im Bericht enthaltenen Einzelheiten nicht 
bestätigen. Das Ministerium für innerdeutsche Be- 
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ziehungen hat die Zeitung um die Anschrift des in 
dem Artikel zitierten Reisenden gebeten und ihn 
darauf hin vor 14 Tagen schriftlich um eine Schilde-
rung des Vorgangs aus seiner Sicht und um Über-
sendung der von der DDR ausgestellten Bescheide 
gebeten. Bisher hat der Betroffene auf das Anschrei-
ben nicht geantwortet. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Lint-
ner zu einer Zusatzfrage. 

Lintner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Ih-
nen in der jüngeren Vergangenheit ähnliche Vor-
fälle bekanntgeworden? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung ist darauf angewiesen, daß ihr sol-
che Vorgänge entweder auf amtlichem Wege oder 
aber über die Betroffenen selbst zur Kenntnis ge-
bracht werden. Mir sind im Moment ähnliche Vor-
gänge konkret nicht in Erinnerung. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, daß beim Übergang Lübeck-Schlutup ähn-
liche Vorfälle geschehen sind und daß für die Betrof-
fenen diese schikanöse Behandlung am Grenzüber-
gang eigentlich noch schlimmer ist als der Zwangs-
umtausch, daß sie von Ihnen zumindest so empfun-
den wird? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
hatte eben auf meinen Erkenntnisstand hingewie-
sen und wiederhole: Erstens ist die Bundesregie-
rung in solchen Fällen auf Informationen angewie-
sen, und zweitens — dies ist Ihnen sicher bekannt, 
weil es in diesem Hause wiederholt zur Sprache ge-
kommen ist — wird sie die Probleme solcher Fälle 
immer in entsprechender Weise an die andere Seite 
heranbringen und dafür sorgen, und uns darum be-
mühen, daß sich solche Vorfälle nicht wiederholen. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 6 des 
Abgeordneten Lintner auf: 

Hat die Bundesregierung gegebenenfalls gegen diese Art 
des Vorgehens der DDR-Grenztruppen protestiert, und ist sie 
bereit, die DDR-Behörden darauf hinzuweisen, daß eine Häu-
fung derartiger Vorfälle nicht ohne Konsequenzen auf das 
Verhalten der Bundesregierung bleiben könne? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wenn 
sich der Zeitungsbericht bestätigen sollte, wird die 
Bundesregierung gegenüber den zuständigen Stel-
len der DDR die unzumutbare Kontrollpraxis an-
sprechen lassen und dagegen protestieren. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Lint-
ner zu einer Zusatzfrage. 

Lintner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ich glau-
be, ich kann als bekannt voraussetzen, daß es eine 
Reihe schikanöser Kontrollmaßnahmen gibt und 
immer gegeben hat, z. B. Geschwindigkeitskontrol-
len oder Strafmandate, wenn weiße Linien überfah-
ren worden sind, u. ä. Sind denn solche Vorfälle, die 
in der Tat für die Betroffenen ein großes Ärgernis 

darstellen, von der Bundesregierung — wenn ja, 
wann und mit welchem Erfolg — dem Gesprächs-
partner seitens der DDR einmal vorgetragen wor-
den? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lintner, 
ich habe bei der vorherigen Frage schon in einer Zu-
satzantwort darauf hingewiesen, daß immer dann, 
wenn der Bundesregierung solche Fälle zur Kennt-
nis gelangen, sie die DDR in geeigneter Form an-
sprechen wird, selbstverständlich mit dem Ziel, sol-
che Vorkommnisse für die Zukunft auszuschlie-
ßen. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Lint-
ner zu einer weiteren Zusatzfrage. 

Lintner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ich gehe 
eben auf Grund der Tatsache, daß solche Vorfälle ja 
seit längerer Zeit beobachtet werden, davon aus, daß 
solche Gespräche schon einmal stattgefunden ha-
ben. Welche Antwort haben Sie von DDR-Ge-
sprächspartnern dabei erhalten? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihnen im 
Moment keinen konkreten Fall nennen und keine 
konkrete Antwort zitieren, Herr Kollege Lintner. 
Aber Sie wissen, wie solche Gespräche und Ver-
handlungen ablaufen. Daß das bei den unterschiedli-
chen Strukturen der beiden Staaten nicht immer 
den von uns gewünschten Erfolg haben kann, muß 
ich nicht besonders betonen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hat denn 
die Bundesregierung keinen Kontakt zu den Beam-
ten des Bundesgrenzschutzes, die doch ständig Zeu-
gen solcher Übergriffe und solcher schikanöser Un-
tersuchungen an der Grenze sind? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe eben darauf hingewiesen: die Bundesregierung 
ist darauf angewiesen, daß ihr solche Fälle entweder 
auf amtlichem Wege — dies wäre ein solcher — oder 
aber durch die Schilderung der Betroffenen selbst 
zur Kenntnis gelangen. In diesem angesprochenen 
Fall lag der Bundesregierung eine amtliche Mel-
dung nicht vor. 

(Böhm [Melsungen] [CDU/CSU]: Wir brau

-

chen die Beschwerdestelle!) 

Vizepräsident Windelen: Wir gehen über zum Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung. Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretär Egert wird das Ressort vertreten. 

Ich rufe Frage 7 des Abgeordneten Müntefering 
auf: 

Inwieweit sind die Betriebe des Hotel- und Gaststättenge-
werbes der Empfehlung ihres Dachverbands gefolgt, bis 
20. März den Arbeitsämtern ihren Bedarf an Arbeitskräften 
für die Saison 1982 zu melden? 

Egert, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Herr Präsident, wenn 
Sie gestatten, würde ich — das Einverständnis des 
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Parl. Staatssekretär Egert 
Fragestellers vorausgesetzt — die Fragen 7 und 8 im 
Zusammenhang beantworten. 

Vizepräsident Windelen: Der Fragesteller ist ein-
verstanden. Dann rufe ich auch Frage 8 des Abge-
ordneten Müntefering auf: 

Wieviel freie Stellen sind in diesem Zusammenhang gemel-
det worden? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Müntefe-
ring, für die Dienststellen der Bundesanstalt für Ar-
beit ist nicht erkennbar, daß der von Ihnen ange-
sprochenen Empfehlung des Deutschen Hotel- und 
Gaststättenverbandes bisher in nennenswertem 
Umfang Folge geleistet worden ist. Offenbar hat sich 
das Hotel- und Gaststättengewerbe bis jetzt wegen 
der Witterungsverhältnisse und aus Furcht vor wei-
terem Rückgang des Fremdenverkehrs mit der Mel-
dung offener Stellen zurückgehalten. 

Der Bundesanstalt für Arbeit ist es nicht möglich 
festzustellen, wieviel offene Stellen gegenwärtig im 
Hotel- und Gaststättengewerbe gemeldet sind. Die 
nächste, bis in die einzelnen Wirtschaftszweige auf-
gegliederte Auszählung der offenen Stellen findet 
Ende Mai im Rahmen der jährlichen Strukturana-
lyse statt. Auch dabei kann aber nicht unterschieden 
werden, ob sich die Stellenangebote auf Dauerar-
beitsplätze oder auf Saisonarbeitsplätze beziehen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Müntefering. 

Müntefering (SPD): Herr Staatssekretär, könnten 
Sie auf Grund Ihres Hinweises, daß diese Meldun-
gen nicht überall eingegangen sind, eine regionale 
Spezifizierung vornehmen, indem Sie mir mitteilen, 
wo denn solche Meldungen eingegangen sind? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Wir haben eine Über-
sicht aus dem Landesarbeitsamtsbezirk Südbayern, 
einem fremdenverkehrsreichen Gebiet. Dort wird 
für die Saison 1982 mit etwa 5 000 Angeboten von 
Saisonarbeitsplätzen und etwa 1500 Angeboten von 
Dauerarbeitsplätzen gerechnet. Bislang sind aller-
dings auch dort Meldungen von offenen Arbeitsplät-
zen in dieser Zahl ausgeblieben. Die Zentrale und In-
ternationale Fachvermittlung für Hotel- und Gast-
stättenpersonal konnte ihre für März geplante An-
werbeaktion von Fachkräften in Großbritannien für 
die Saison 1982 in Südbayern wegen der geringen 
Zahl gemeldeter Stellen nicht durchführen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Müntefering. 

Müntefering (SPD): Herr Staatssekretär, welche 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, falls — 
wie auch in den vergangenen Jahren zur Sommer-
zeit, in denen sich die betreffenden Gebiete immer 
gemeldet haben — auch in diesem Jahr wieder of-
fene Stellen aus dem Bereich des Hotel- und Gast-
stättengewerbes gemeldet werden sollten, über das 
Arbeitsamt die Bemühungen zur Vermittlung von 
Arbeitskräften in diesem Bereich zu unterstützen? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Unterstellt, wir hätten 
eine größere Zahl von offenen Stellen zur Verfü

-

gung, würden sich die Arbeitsämter intensiv in die 
Vermittlungsbemühungen einschalten. Aber gegen-
wärtig sieht es nicht so aus, als ob eine entspre-
chende Entwicklung eintritt. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Abgeordneter Müntefering. 

Müntefering (SPD): Können Sie mir bitte noch kurz 
sagen, ob in diesem Zusammenhang auch Ausbil-
dungsplätze, die in diesem Bereich angeblich auch 
noch immer im Überhang zur Verfügung stehen, ge-
meldet worden sind und ob es Bemühungen gibt, 
eventuellen Bedarf auch an Interessenten weiterzu-
geben und so dafür zu sorgen, daß Jugendliche, die 
möglicherweise Ausbildungsmöglichkeiten in die-
sem Bereich suchen, auch auf die offenen Ausbil-
dungsstellen hingewiesen werden? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Müntefe-
ring, ich bin nicht in der Lage, Ihnen hier darüber 
Auskunft zu geben. Ich werde Ihrer Frage selbstver-
ständlich nachgehen und Ihnen die Antwort schrift-
lich nachreichen. 

(Müntefering [SPD]: Ich bedanke mich!) 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Ab-
geordneter Stutzer. 

Stutzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, gilt Ihre 
Antwort auch für die Bäder an der Ost- und Nordsee 
— Sie sprechen immer nur von Südbayern —, haben 
Sie auch Schleswig-Holstein berücksichtigt? Wenn 
ja, wie ist dort die Entwicklung? 

Egert, Parl. Staatssekretär: In der Antwort auf die 
erste Frage des Kollegen Müntefering ist auch 
Schleswig-Holstein berücksichtigt. Für diesen spe-
ziellen Sachverhalt liegen mir die Zahlen von 
Schleswig-Holstein gegenwärtig nicht vor. Aber ich 
kann sie auch Ihnen nachreichen. Ich werde mich im 
Haus sachkundig machen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Stutzer. 

Stutzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, gehe ich 
richtig in der Annahme, daß nicht das schlechte Wet-
ter, von dem Sie gesprochen haben, dafür verant-
wortlich ist, daß mehr oder weniger Stellen gemeldet 
werden, sondern daß vor Beginn der Saison die Stel-
len unabhängig von dem derzeitigen Wetter gemel-
det werden? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Ich würde sagen, daß 
die Ursachen, die ich hier genannt habe, sicherlich 
nur ein Teil der Ursache sind; ich will nicht aus-
schließen, daß es darüber hinaus weitere Ursachen 
gibt. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Auch 
zu einer Zusatzfrage. 

Auch (SPD): Herr Staatssekretär, wie verträgt sich 
die Tatsache, daß aus dem Hotel- und Gaststättenge-
werbe immer wieder die Forderung nach einer Auf- 
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Auch 
hebung des Anwerbestopps erhoben wird, mit Ihrer 
Auskunft? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Mir scheint, nach der 
Antwort, die ich hier gegeben habe, ist dies gegen-
wärtig eine rhetorische Forderung. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe Frage 9 des Abge-
ordneten Stutzer auf: 

Wie viele der von der Bundesanstalt für Arbeit angeschrie-
benen 2,5 Millionen Kindergeldempfänger, die von der Herab-
setzung der Altersgrenze der Kinder betroffen sind, haben bis 
zum 1. Mai 1982 nicht geantwortet, und wie viele davon wären 
nach den Schätzungen der Bundesregierung weiterhin emp-
fangsberechtigt, wenn sie reagiert hätten? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, wenn 
Sie gestatten, würde ich mit Einverständnis des Fra-
gestellers die Fragen 9 und 10 gern im Zusammen-
hang beantworten. 

Vizepräsident Windelen: Herr Kollege Stutzer, sind 
Sie einverstanden? — Danke. Dann rufe ich zusätz-
lich Frage 10 des Abgeordneten Stutzer auf: 

Wie hoch war bisher der mit dieser Aktion verbundene Ge-
samtaufwand für die Bundesanstalt für Arbeit, die Arbeitsäm-
ter und die Eltern (Verwaltungsaufwand, Porti usw.), und um 
wieviel v. H. haben in Kindergeldfragen in den ersten vier Mo-
naten dieses Jahrs die formlosen Eingaben, Beschwerden und 
Rückfragen gegenüber dem gleichen Zeitraum des Vorjahrs 
zugenommen (hier eventuelle Schätzung)? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stutzer, 
auf Grund der von Ihnen angesprochenen Änderun-
gen im Kindergeldrecht durch das 9. Gesetz zur Än-
derung des Bundeskindergeldgesetzes hat die Bun-
desanstalt für Arbeit 2,5 Millionen Berechtigte mit 
2,8 Millionen Kindern gebeten, Nachweise vorzule-
gen, ob die Voraussetzungen für eine Weiterzahlung 
des Kindergeldes über den 30. April 1982 hinaus vor-
liegen. Von diesen Berechtigten sind 1,5 Millionen 
mit 1,67 Millionen Kindern von der Herabsetzung 
der Altersgrenze von 18 auf 16 Jahre und 1 Million 
Berechtigte mit 1,13 Millionen Kindern über 
18 Jahre von der neuen Verheiratetenklausel betrof-
fen. 

Für 1,28 Millionen Kinder im Alter von 16 und 
17 Jahren konnte bis zum 20. April 1982 — spätere 
Angaben und Angaben für über 18 Jahre alte Kinder 
liegen gegenwärtig nicht vor — die pünktliche Wei-
terzahlung des Kindergeldes sichergestellt werden. 
Für 390 000 Kinder lagen dem Rechenzentrum der 
Bundesanstalt zu diesem Zeitpunkt Anweisungen 
für die Weiterzahlung des Kindergeldes noch nicht 
vor. Nach den Schätzungen der Bundesregierung 
dürfte für etwa 160 000 dieser Kinder kein Anspruch 
mehr bestehen; für 230 000 Kinder könnte das Kin-
dergeld weitergezahlt werden, wenn die Berechtig-
ten die angeforderten Nachweise beibringen. 

Angaben über den zusätzlichen Personalaufwand, 
über Überstundenvergütungen u. ä. liegen nicht vor. 
Für den Versand der Anfragen an die Berechtigten, 
für Rückfragen, erneute Zustellungen usw. wurden 
1,34 Millionen DM, für Vordrucke u. ä. 300 000 DM 
aufgewendet. 

Die Änderungen im .  Kindergeldrecht haben viele 
Berechtigte veranlaßt, sich mit Anfragen an die Ar

-

beitsämter zu wenden. Es liegen jedoch keine aussa-
gefähigen Angaben vor, die eine Schätzung ermög-
lichten, in welchem Umfang Eingaben, Beschwerden 
und Rückfragen in den ersten vier Monaten dieses 
Jahres gegenüber dem Vorjahreszeitraum zahlen-
mäßig zugenommen haben. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Stut-
zer, Sie haben das Wort zu einer Zusatzfrage. 

Stutzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, nach-
dem Sie viele der schriftlich gestellten Fragen nicht 
beantworten konnten, erlauben Sie mir folgende 
Frage: Ist die Bundesregierung nun bereit, eine An-
passung des Kindergeldrechts an das Steuerrecht 
vorzunehmen, wenn die Bundesratsinitiative auf 
Drucksache 160/82 Gesetz wird, und, wenn nein, 
warum nicht? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Ich sehe keinen unmit-
telbaren Zusammenhang mit den vorhin gestellten 
Fragen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage der Herr Abgeordnete Stutzer. 

Stutzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind der 
Bundesanstalt für Arbeit gravierende Härtefälle be-
kanntgeworden, bei denen eine Abhilfe nicht mög-
lich ist, und, wenn ja, welche? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stutzer, 
Sie wissen, daß die Regelung, die im 9. Gesetz zur 
Änderung des Bundeskindergeldgesetzes getroffen 
worden ist, viele Väter hat, und ich würde Sie bitten 
abzuwarten, wie sich diese Regelung auswirkt. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage der Herr Abgeordnete Stutzer. 

Stutzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wie viele 
Mädchen sind nach den Schätzungen der Bundesre-
gierung nach dem Schulabschluß zu Hause geblie-
ben, um die Mutter zu unterstützen, weil sie noch 
keinen Arbeits- oder Ausbildungsplatz gefunden ha-
ben, und sieht die Bundesregierung es nicht als eine 
Härte an, daß dieser Personenkreis jetzt nicht mehr 
bezugsberechtigt sein soll? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stutzer, 
auf diese Frage kann ich Ihnen im Moment keine 
Antwort geben. Ich werde den Sachverhalt prüfen 
und Ihnen schriftlich Auskunft geben. 

Vizepräsident Windelen: Zu Ihrer letzten Zusatzfra-
ge, Herr Abgeordneter Stutzer. 

Stutzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wie er-
klären Sie sich die Differenzen zwischen den hier er-
teilten Antworten und den Angaben im Statistischen 
Jahrbuch? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Ich sehe diese Diffe-
renzen nicht. Sie müßten mich auf etwaige Differen-
zen präziser hinweisen. 

Vizepräsident Windelen: Frage 11 der Abgeordne-
ten Frau Steinhauer wird entsprechend der Bitte der 
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Vizepräsident Windelen 
Fragestellerin schriftlich beantwortet; die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 12 des Abgeordneten Graf von 
Waldburg-Zeil auf: 

Trifft es zu, daß im Hinblick auf die Schülerunfallversiche-
rung Unterschiede zwischen Schülern allgemeinbildender 
bzw. beruflicher Schulen im Bereich der Privatschulen ge-
macht werden (im einen Fall Gemeindeversicherungsver-
band, im anderen Fall Berufsgenossenschaften), die zu erheb-
lichen Kostennachteilen für den beruflichen Bereich führen, 
und, wenn ja, beabsichtigt die Bundesregierung, in dieser Le-
gislaturperiode ein Änderung dieser Ungleichbehandlung 
herbeizuführen? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Ihre 
Frage beantworte ich wie folgt: Das Gesetz über die 
Schülerunfallversicherung aus dem Jahre 1971 hat 
einen beitragsfreien Versicherungsschutz für Schü-
ler an — staatlichen und privaten — allgemeinbil-
denden Schulen begründet; dabei sind die Länder 
Versicherungsträger. Die Schüler an berufsbilden-
den Schulen waren schon vor 1971 versichert; dabei 
sind die Schüler privater berufsbildender Schulen 
bei der Verwaltungs-Berufsgenossenschaft versi-
chert. Die Berufsgenossenschaft erhebt von diesen 
Schulen einen Beitrag von zur Zeit 1,05 DM je Schü-
ler und Monat. 

Um die privaten berufsbildenden Schulen mit den 
allgemeinbildenden und den öffentlichen berufsbil-
denden Schulen in Zukunft gleichzubehandeln, wäre 
es erforderlich, daß die Länder für diese die gleichen 
Aufwendungen wie für die genannten Schulen über-
nehmen. Ob eine entsprechende Regelung bald ver-
wirklicht werden kann, hängt von den Ländern ab 
und wird selbstverständlich auch von deren Finanz-
lage aus beurteilt werden. Mit den Ländern ist in die-
ser Frage bereits 1974 korrespondiert worden. Eine 
Vereinheitlichung wird jetzt im Zusammenhang mit 
der Einordnung der Unfallversicherung in das Sozi-
algesetzbuch angestrebt. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Graf von Waldburg-Zeil. 

Graf von Waldburg-Zeil (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, würden Sie nicht in der Beibehaltung des jet-
zigen Zustandes, nämlich der Benachteiligung einer 
Schülergruppe privater Schulen, eine Beeinträchti-
gung des Rechtes des Art. 7 Abs. 4 GG sehen, da ja 
nicht nur betuchte Schüler, sondern alle Schüler pri-
vate Schulen besuchen können sollten? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich habe 
Ihnen einen Weg gewiesen und auch die Unterstüt-
zung aufgezeigt, die notwendig ist, damit es zu einer 
Bereinigung des von Ihnen angesprochenen Sach-
verhalts kommen kann. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Graf von Waldburg-Zeil. 

Graf von Waldburg-Zeil (CDU/CSU): Ich darf also 
davon ausgehen, daß sich die Bundesregierung be-
mühen wird, in dieser Richtung einen Ausgleich zu 
schaffen? 

Egert, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die Bun-
desregierung wird ihren Teil tun. Ich wäre Ihnen 

dankbar, wenn Sie im Land Baden-Württemberg auf 
die dortige Regierung einwirken würden, damit die 
Bemühungen der Bundesregierung zusammen mit 
den anderen Ländern erfolgreich sein können. 

Vizepräsident Windelen: Die Frage 13 des Abgeord-
neten Dr. Hupka wird auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Das gleiche gilt für die Fra-
gen 14 und 15 des Abgeordneten Milz. Die Antwor-
ten werden als Anlage abgedruckt. 

Wir verlassen damit den Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung. 

Wir gehen über zum Geschäftsbereich des Bun-
desministers der Verteidigung. Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär Dr. Penner wird das Haus hier 
vertreten. 

Die Fragen 16 und 17 des Abgeordneten Breuer 
werden auf Wunsch des Fragestellers schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlage abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 18 des Abgeordneten Sielaff 
auf: 

Stimmen Äußerungen der „Zentralstelle für Recht und 
Schutz der Kriegsdienstverweigerer aus Gewissensgründen", 
wonach es einen Regierungsentwurf geben soll, der vorsieht, 
daß Zeitsoldaten, die sich während ihrer Dienstzeit zur 
Kriegsdienstverweigerung entschließen, mit Beträgen bis zu 
eintausend DM regreßpflichtig gemacht werden sollen (wie 
die „Evangelischen Kommentare" Nr. 4/82 berichten), und 
würde solch eine Maßnahme nicht den Bemühungen um eine 
gerechtere Behandlung von Kriegsdienstverweigerern aus 
Gewissensgründen widersprechen? 

Dr. Penner, Parl Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Kollege Sielaff, der von 
der Bundesregierung eingebrachte Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Wehrrechts und des Zi-
vildienstrechts sieht unter anderem vor, daß alle Be-
rufssoldaten und Soldaten auf Zeit, die auf eigenen 
Antrag vor Ablauf der festgesetzten Dienstzeit ent-
lassen werden, die Kosten erstatten müssen, die 
dem Dienstherren durch ihr Studium oder ihre 
Fachausbildung entstanden sind. Das ist auch sinn-
voll, denn mit der vorzeitigen Beendigung des 
Dienstverhältnisses ist ein wesentlicher Grund für 
die Aufwendung öffentlicher Mittel entfallen. Die 
Kostenerstattungspflicht gilt unter den geschilder-
ten Voraussetzungen allgemein und ist keineswegs 
nur auf Kriegsdienstverweigerer beschränkt. 

Im übrigen erlaube ,ich mir, darauf hinzuweisen, 
daß auf die Erstattung der Kosten des Studiums 
oder der Fachausbildung ganz oder teilweise ver-
zichtet werden kann, wenn sie für den entlassenen 
Soldaten eine besondere Härte bedeuten würden. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Sielaff. 

Sielaff (SPD): Herr Staatssekretär, wäre es viel-
leicht sinnvoll gewesen, mit diesen Überlegungen zu 
warten, bis die Neuregelung des Kriegsdienstver-
weigerungsgesetzes weiter fortgeschritten wäre, um 
hier einheitliche Überlegungen anzustellen? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Ich sehe da kei-
nen sachlichen Zusammenhang. 
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Vizepräsident Windelen: Die Fragen 19 und 20 des 
Abgeordneten Broll werden auf Wunsch des Frage-
stellers schriftlich beantwortet. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 21 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hornhues auf: 

Ist beabsichtigt, das Bundeswehrkrankenhaus in Osna-
brück zu schließen? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Hornhues, es ist nicht beabsichtigt, das Bundes-
wehrkrankenhaus Osnabrück zu schließen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Hornhues. 

Dr. Hornhues (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
darf ich Ihnen für die Auskunft herzlich danken? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Sie dürfen. 
(Heiterkeit) 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 22 des 
Abgeordneten Wimmer (Neuss) auf. Der Abgeord-
nete ist nicht im Saal. Damit wird sowohl für die Fra-
ge 22 wie auch für die Frage 23 desselben Abgeord-
neten entsprechend unserer Geschäftsordnung ver-
fahren. 

Ich rufe die Frage 24 des Herrn Abgeordneten 
Böhm (Melsungen) auf: 

In welcher konkreten Art und Weise (s. Antwort auf meine 
Frage 109 in Drucksache 9/1592) ist die Bundesregierung dar-
auf „eingerichtet", wenn entsprechend ihrem Kampfauftrag 
Stoßtrupps der DDR-Grenztruppen überraschend und hand

-

streichartig in das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
vordringen sollten? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Böhm, bei dem von Ihnen unterstellten Sachverhalt 
wird es sich um den Verteidigungsfall handeln. Sie 
werden verstehen, daß die konkreten Planungen 
hierfür der Geheimhaltung unterliegen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Böhm. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, teilen Sie meine Meinung, daß die im Zonen-
randgebiet Hessens, Niedersachsens und Bayerns 
betroffenen Bürger sich mit einer derartigen Ant-
wort nicht zufriedengeben können, weil sie wissen 
wollen, in welcher Weise ihre Sicherheit und ihr 
Frieden durch die Bundesregierung geschützt 
wird? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Böhm, wichtig ist allein, daß die Bürger auch dieses 
Landesteils wissen, daß wir für ihre Sicherheit ga-
rantieren. 

Vizepräsident Windelen: Abgeordneter Böhm zu ei-
ner weiteren Zusatzfrage. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, können Sie sich die Reaktion auf der anderen 
Seite der Demarkationslinie vorstellen, wenn dort 
bekannt würde — was nicht bekannt werden kann, 
weil es nicht existiert —, daß der Bundesgrenzschutz 

ähnliche Stoßtruppunternehmen in handstreicharti-
ger Form gegen Objekte in der DDR in seinem 
Kampfauftrag hätte? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Ich kann mir 
mancherlei vorstellen, aber den von Ihnen unter-
stellten Sachverhalt kann ich mir nicht vorstellen. 

Vizepräsident Windelen: Wir gehen zu den Fragen 
aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers des 
Innern über. Das Haus wird durch seinen Staatsse-
kretär Herrn Dr. Hartkopf vertreten. 

Ich rufe Frage 33 des Herrn Abgeordneten Jau-
nich auf. — Er ist nicht im Saal. Damit werden die 
Fragen 33 und 34 entsprechend unserer Geschäfts-
ordnung behandelt. 

Ich rufe die Frage 35 des Abgeordneten Dr. Hen-
nig auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, den Bund der Vertriebenen, 
der von Anfang an an der Gestaltung und Verbesserung des 
Lastenausgleichs mitgearbeitet hat, über ihre Erwägungen, 
einschneidende Änderungen im Lastenausgleichsrecht vorzu-
nehmen, zu informieren und die Vertretung der davon betrof-
fenen Vertriebenen rechtzeitig anzuhören, damit sie ihre um-
fangreichen Erfahrungen auf diesem Gebiet in die anstehen-
den Planungen einbringen kann? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär im Bundesministe-
rium des Innern: Herr Abgeordneter, dem Bund der 
Vertriebenen wird — wie auch anderen Verbänden 
— in Kürze der Referentenentwurf eines Gesetzes 
über Eingliederungshilfen für Aussiedler und Über-
siedler zugeleitet. Die Verbände werden damit recht-
zeitig und ausreichend Gelegenheit erhalten, noch 
vor Entscheidung des Bundeskabinetts ihre Erfah-
rungen einzubringen. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe Frage 36 des 
Herrn Abgeordneten Herberholz auf: 

Sieht die Bundesregierung einen Zusammenhang zwischen 
der beabsichtigten Änderung der Lärmschutzzone II des 
Flugplatzes Büchel, nämlich der Veränderung der Einflug-
schneise, und der am 12. März 1982 bekanntgewordenen Ab-
sicht der Gesellschaft für Deutsche Wiederaufarbeitung von 
Kernbrennstoffen, im Bereich der dann „ehemaligen" Ein-
flugschneise eine Wiederaufbereitungsanlage für abge-
brannte Kernbrennstoffe zu bauen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die Bundesregierung sieht zwischen der regelmäßi-
gen, gesetzlich vorgeschriebenen Überprüfung des 
Lärmschutzbereiches für den militärischen Flug-
platz Büchel auf Grund des Gesetzes zum Schutz ge-
gen Fluglärm und der erwähnten Absichtserklärung 
der Deutschen Gesellschaft für Wiederaufarbeitung 
von Kernbrennstoffen keinen Zusammenhang. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Her-
berholz zu einer Zusatzfrage. 

Herberholz (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie mir denn darin zustimmen, daß die Veränderun-
gen der Einflugschneise Vorbedingungen für diese 
Ankündigung der DWK waren? 
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Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
das kann ich nicht bestätigen, da nach dem Gesetz 
nach objektiven Kriterien verfahren werden muß 
und die Reaktionen privater Firmen auf diese Ände-
rung ihnen freigestellt bleibt. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Herberholz. 

Herberholz (SPD): Würden Sie mir zustimmen kön-
nen, Herr Staatssekretär, daß der Bau einer Wieder-
aufarbeitungsanlage in einer Einflugschneise eines 
militärischen Flugplatzes sicherlich abgelehnt wor-
den wäre? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Ich glaube, Herr Ab-
geordneter, wir haben Vergleichsfälle in anderen 
Bereichen. Mit Sicherheit ist dies ein Fall von § 28 
Abs. 3 der Strahlenschutzverordnung. 

Vizepräsident Windelen: Dann rufe ich die Frage 37 
des Abgeordneten Herberholz auf: 

Bei wieviel anderen militärischen Flugplätzen in der Bun-
desrepublik Deutschland ist in der Vergangenheit bei der Er-
arbeitung der relevanten Flugbetriebsdaten durch Optimie-
rung von Flugverfahren und Flugstrecken der Lärmschutzbe-
reich neu festgesetzt worden, und bei wieviel Flugplätzen ist 
diese Neufestsetzung in Zukunft geplant? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Nach dem Gesetz 
zum Schutz gegen Fluglärm vom 13. März 1971 sind 
bisher für 29 militärische Flugplätze Lämschutzbe-
reiche festgesetzt worden. Hierzu zählt auch der mi-
litärische Flugplatz Büchel. 

Spätestens nach Ablauf von fünf Jahren seit Fest-
setzung des Lärmschutzbereiches ist nach dem 
Fluglärmgesetz zu prüfen, ob sich die Lärmbela-
stung wesentlich verändert hat oder innerhalb der 
nächsten zehn Jahre voraussichtlich wesentlich ver-
ändern wird. Ferner sieht das Gesetz vor, daß der 
Lärmschutzbereich neu festzusetzen ist, wenn eine 
Änderung in der Anlage oder im Betrieb des Flug-
platzes zu einer wesentlichen Veränderung der 
Lärmbelastung in der Umgebung des Flugplatzes 
führen wird. Diesen Vorschriften entsprechend, sind 
alle festgesetzten Lärmschutzbereiche regelmäßig 
zu überprüfen. 

Bisher wurden die Lärmschutzbereiche für fünf 
militärische Flugplätze neu festgesetzt. Für weitere 
14 militärische Flugplätze ist die Überprüfung der 
festgesetzten Lärmschutzbereiche eingeleitet. 
Hierzu zählt der Lärmschutzbereich für den militä-
rischen Flugplatz Büchel. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Her-
berholz zu einer Zusatzfrage. 

Herberholz (SPD): Herr Staatssekretär, sie spre-
chen in Ihrer Antwort von 29 Lärmschutzzonen. 
Kann ich davon ausgehen, daß es nicht mehr als 29 
militärische Flugplätze gibt? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
in dieser Zahl sind auch Luft-Boden-Übungsplätze 
enthalten, so daß wir insgesamt 29 Lärmschutzberei

-

che für Flugplätze und für vergleichbare Anlagen 
haben. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Her-
berholz zu einer weiteren Zusatzfrage. 

Herberholz (SPD): Ich frage noch einmal nach: es 
handelt sich bei einer Änderung der Lärmschutz-
zone um eine routinemäßige Überprüfung innerhalb 
der von Ihnen angegebenen Zeiträume? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Das ist zutreffend, 
denn der Lärmschutzbereich war im Dezember 1976 
festgesetzt worden. Also war ab Dezember letzten 
Jahres die Überprüfung einzuleiten. Dies haben wir 
getan. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Dallmeyer. 

Dallmeyer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind 
Sie in der Lage, hier zu beantworten, für wie viele 
Militärflugplätze bisher Lärmschutzmaßnahmen in 
der Zone I noch nicht durchgeführt worden sind? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich würde dieses gerne überprüfen lassen, da der 
Bundesminister des Innern für die Finanzierung 
dieser Maßnahmen nicht zuständig ist. Ich werde 
das zuständige Haus fragen und Ihnen einen schrift-
lichen Bericht geben. 

(Dallmeyer [CDU/CSU]: Danke!) 

Vizepräsident Windelen: Der Herr Abgeordnete 
Biehle hat für die von ihm gestellten Fragen 38 und 
39 um schriftliche Beantwortung gebeten. Die Ant-
worten werden als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 40 des Abgeordneten Müller (Wes-
seling) auf. — Er ist nicht im Saal. Die von ihm ge-
stellten Fragen 40 und 41 werden entsprechend der 
Geschäftsordnung behandelt. 

Ich rufe Frage 42 des Abgeordneten Dr. Laufs 
auf: 

Wird die Bundesregierung die Bewertung des Bundesin-
nenministers in einem Schreiben an den Vorsitzenden des In-
nenausschusses vom 27. April 1982, daß die vom IFEU-Institut 
Heidelberg als Ergebnisse einer vom Bundesforschungsmini-
ster mit 0,73 Millionen DM geförderten Studie über „Sekun-
därkreislaufemissionen an Leichtwasserreaktoren" aufge-
stellten wesentlichen Behauptungen „technisch und wissen-
schaftlich nicht haltbar sind", sowie die Bewertung von 
Schlußfolgerungen in einer IFEU-Studie über Mißbildungen 
an Neugeborenen als „unzutreffend und unseriös" durch den 
Parlamentarischen Staatssekretär von Schoeler (vgl. Plenar-
protokoll 9/96, S. 5796) zum Anlaß nehmen, die Förderung des 
IFEU-Instituts mit Steuergeldern umgehend einzustellen? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für For-
schung und Technologie beantworte ich Ihre Frage 
wie folgt: 

Selbstverständlich wird die Bundesregierung die 
Erkenntnisse aus der Bewertung der bereits durch-
geführten Arbeiten bei der Vergabe weiterer For-
schungsaufträge an das Institut für Energie- und 
Umweltforschung in Betracht ziehen. Die Bewer-
tung ist noch nicht abgeschlossen. 
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Staatssekretär Dr. Hartkopf 
Die Ausführungen im Schreiben des Bundesmini-

sters des Innern vom 27. April 1982 an den Vorsitzen-
den des Innenausschusses beziehen sich auf einen 
Bericht des IFEU über Sekundärkreisemissionen an 
Leichtwasserdruckreaktoren. Im Rahmen dieses 
Vorhabens ist auch ein Rechenprogramm entwickelt 
worden, das noch nicht abgeliefert worden ist. Nach 
dessen Vorlage wird beim Bundesminister für For-
schung und Technologie eine abschließende Diskus-
sion im Expertenkreis mit dem Projektleiter und sei-
nen Mitarbeitern stattfinden. 

Zur Sache hat der Parlamentarische Staatssekre-
tär beim Bundesminister für Forschung und Tech-
nologie im sozialdemokratischen Pressedienst 
„Wirtschaft" am 13. April 1982 Stellung genommen. 
Wenn Sie es wünschen, Herr Abgeordneter, kann ich 
den entsprechenden Auszug zitieren. 

Die von Ihnen zitierte weitere IFEU-Studie über 
die Gefährdung der Bevölkerung in der Umgebung 
des Kernkraftwerks Neckarwestheim ist von den 
Grünen in Baden-Württemberg in Auftrag gegeben 
worden. Zu dem Teil dieser Studie, durch den in der 
Öffentlichkeit der Eindruck über erhöhte Mißbil-
dungsraten in der Umgebung des Kernkraftwerks 
entstanden ist, hat der Parlamentarische Staatsse-
kretär beim Bundesminister des Innern in der Fra-
gestunde vom 28. April 1982 Stellung genommen und 
ausdrücklich darauf hingewiesen, daß sich dieser 
nur auf drei von insgesamt 216 Seiten bezieht. 

Das IFEU hat inzwischen in einem Schreiben vom 
4. Mai 1982 erläutert, in der Studie sei nicht behaup-
tet worden, der Anstieg von Säuglingsmißbildungen 
sei ursächlich oder statistisch signifikant aus dem 
Betrieb des Kernkraftwerks Neckarwestheim er-
klärbar. Es sei vielmehr darum gegangen, Pauschal-
aussagen, wonach bisher keine Schäden aufgetreten 
seien, wissenschaftlich zu problematisieren. Es ist 
allerdings in dem Bericht nicht der Nachweis ge-
führt worden, daß Schäden aufgetreten sind. Einer 
solchen Behauptung über Schäden würde die Bun-
desregierung nach wie vor mit Nachdruck entgegen-
treten. 

Unabhängig von dieser Sachfrage wird der Bun-
desminister des Innern die anderen Sachaussagen 
der Studie — insbesondere zu den radioökologi-
schen Aussagen des geplanten Kernkraftwerkes 
Neckarwestheim II, soweit sie nicht offenkundig un-
zutreffend sind — sorgfältig prüfen und auch der Re-
aktorsicherheitskommission und der Strahlen-
schutzkommission für die anstehenden Beratungen 
zur Verfügung stellen. 

Abschließend darf ich für die Vergabepraxis von 
Forschungsaufträgen ausdrücklich betonen, daß 
sich die Bundesregierung ebenso wie der Deutsche 
Bundestag bei der Vergabe von Aufträgen nicht ent-
scheidend daran orientiert, welche Haltung der Auf-
tragnehmer gegenüber der friedlichen Nutzung der 
Kernenergie einnimmt. Für die Auftragsvergabe ist 
ausschließlich die wissenschaftliche Qualifikation 
für die spezifische Aufgabe maßgebend, die sich nur 
auf Grund der vorgelegten Arbeiten und deren ab-
schließender Würdigung beurteilen läßt. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ausge-
hend von Ihrer letzten Bemerkung: Wie kann es an-
gesichts der von der Bundesregierung getroffenen, 
in meiner Frage auch zitierten Beurteilung des 
IFEU überhaupt noch Zweifel daran geben, daß sich 
weitere Zuwendungen an dieses Institut verbieten? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich möchte hier darauf verweisen, daß aus der En-
quete-Kommission des Deutschen Bundestages da-
nach noch ein Auftrag als Unterauftrag an das IFEU 
vergeben worden ist. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Dr. Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Habe ich Sie, Herr Staatsse-
kretär, richtig dahin gehend verstanden, daß sich die 
Bundesregierung nach wie vor über die Einschät-
zung anerkannter Wissenschaftler hinwegsetzen 
wird, die erhebliche Zweifel an der wissenschaftli-
chen Qualifikation dieses Instituts geäußert ha-
ben? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich habe in meiner Antwort gesagt, daß wir uns an 
der wissenschaftlichen Qualifikation für die jewei-
lige spezifische Aufgabe ausrichten. Dieses mag in 
Einzelfällen auch eine Beauftragung des IFEU bein-
halten. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Jansen. 

Jansen (SPD): Herr Staatssekretär, kann ich Ihre 
Ausführungen so verstehen, daß die Bundesregie-
rung, wenn irgendwo auch nur im Ansatz Erkennt-
nisse deutlich werden, die eine Verstärkung von Zi-
vilisationskrankheiten, von Mißbildungen, von 
Krebs andeuten, alles daransetzen wird, Untersu-
chungen darüber durchführen zu lassen und diese 
Untersuchungen auch nicht auf die Problematik 
Kernenergie einzugrenzen, sondern diese mit einzu-
beziehen, weil das ja wohl eine gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe sein sollte? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
es gehört zur Regierungsaufgabe, allen Hinweisen 
nachzugehen, von welcher Seite sie auch kommen. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 43 des 
Abgeordneten Clemens auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß aus akutem Perso-
nalmangel im Bundesgrenzschutzeinzeldienst das Grenz-
schutzamt Braunschweig nicht, wie unbedingt notwendig, 
rund um die Uhr besetzt ist und beispielsweise die Übergangs-
stellen zur DDR Duderstadt und Bergen-Dumme nur mit ei-
nem einzigen Beamten besetzt sind, und was gedenkt die 
Bundesregierung dagegen zu tun, um die Grenze hinreichend 
zu sichern? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Die Grenzschutzäm-
ter, Herr Abgeordneter, sind bislang nicht rund um 
die Uhr besetzt. Es ist jedoch sichergestellt, daß 
ständig ein entscheidungskompetenter Beamter er-
reichbar ist. 
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Staatssekretär Dr. Hartkopf 
Eine vom Bundesminister des Innern veranlaßte 

Überprüfung der Tätigkeit der Grenzschutzämter 
hat dazu geführt, daß zur Zeit in einem Modellver-
such in Saarbrücken untersucht wird, ob diese Art 
der Erreichbarkeit der Ämter für deren polizeiliche 
Tätigkeit ausreicht und welche Ausgestaltung die 
Ämter künftig personell und sachlich haben müßten. 
Vom Ergebnis dieses Modellversuchs wird auch die 
Ausgestaltung des Grenzschutzamtes Braun-
schweig abhängen. Die nach den Stellenkürzungen 
schwierige Personallage des Bundesgrenzschutzes 
wird voraussichtlich für diese Entscheidungen 
Grenzen setzen. 

Für die von Ihnen angesprochenen Grenzschutz

-

stellen Duderstadt und Bergen-Dumme stehen zur 
Zeit jeweils elf Planstellen für Polizeivollzugsbe-
amte zur Verfügung. Der Umfang des grenzüber-
schreitenden Verkehrs erfordert an diesen Über-
gangsstellen grenzerfahrungsgemäß nur in seltenen 
Ausnahmefällen mehr als einen Kontrollbeamten. 
In diesem Zusammenhang darf ich darauf hinwei-
sen, daß an beiden Übergängen auch mindestens je-
weils ein Beamter der Zollverwaltung eingesetzt 
ist. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Clemens. 

Clemens (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wäre 
die Bundesregierung bereit, im Interesse eines sinn-
vollen Einsatzes des Bundesgrenzschutzeinzeldien-
stes den bestehenden Dualismus, nämlich Truppe 
auf der einen Seite und Einzeldienst auf der anderen 
Seite, aufzugeben oder zumindest durch verstärkte 
Abordnungen aus der Truppe zum Einzeldienst den 
Personalmangel auszugleichen? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
soweit die von Ihnen zitierten Grenzschutzstellen in 
Betracht kommen, reicht die Besetzung nach mei-
nen Ausführungen aus. Selbstverständlich finden 
Abordnungen statt. Vor allen Dingen in den Haupt-
reisezeiten werden über 200 BGS-Beamte aus den 
Verbänden an die Grenzschutzstellen abgeordnet. 
Im übrigen hilft auch der Zoll. Hier gibt es Koopera-
tionsabsprachen mit der Zollbehörde, so daß inso-
weit eine darüber hinausgehende Abordnung nicht 
erforderlich sein wird. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Clemens. 

Clemens (CDU/CSU): Wären Sie bereit, diese An-
gaben, die mir gegenüber gemacht worden sind, zu 
verifizieren und, falls Personalmangel festgestellt 
wird, eventuell doch eine Entscheidung in Richtung 
auf verstärkte Abordnung auch außerhalb der Rei-
sezeit vorzunehmen? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Selbstverständlich. 
Wir werden Ihnen die Möglichkeiten der Abordnung 
sagen und die Planungen für dieses Jahr mitteilen, 
natürlich insbesondere für die Hauptreisezeit. Was 
die beiden Grenzschutzstellen angeht, Herr Abge-
ordneter, ist die Bundesregierung der Auffassung, 
daß je elf Planstellen für den anfallenden Reisever-
kehr ausreichend sind. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 44 des 
Abgeordneten Clemens auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß der 
Bundesgrenzschutz bei den einzelnen Grenzschutzstellen nur 
mangelhaft ausgerüstet ist, so daß im Bereich des Grenz-
schutzamts Braunschweig noch nicht einmal für die Hälfte 
der Beamten Helme und Schlagstöcke bei notwendigen Ein-
sätzen zur Verfügung stehen? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Die Grenzschutzäm-
ter sind nach einem an ihrer Personalstärke ausge-
richteten Verteilerschlüssel zum Zweck der Eigensi-
cherung mit Schutzhelmen ausgestattet. Die danach 
errechnete Zahl von Schutzhelmen steht dem 
Grenzschutzamt Braunschweig zur Verfügung. Von 
mittlerweile eingetretenen Bedarfsänderungen und 
dadurch aufgetretenen Deckungslücken ist nichts 
bekannt, und Entsprechendes gilt für die Ausstat-
tung mit Schlagstöcken. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Clemens. 

Clemens (CDU/CSU): Wären Sie auch insoweit be-
reit, die von mir hier gemachten Angaben über die 
Grenzschutzdirektion in Hannover zu recherchie-
ren, die ein Ansinnen des Grenzschutzamtes Braun-
schweig abgelehnt hat, die ausreichende Anzahl von 
Schlagstöcken und Helmen zur Verfügung zu stel-
len? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
in den letzten 30 Jahren ist an der Grenze zur DDR 
nicht ein einziges Mal ein Helm oder ein Schlag-
stock gebraucht worden. Gleichwohl hat das Grenz-
schutzamt in Braunschweig 68 Schutzhelme und 160 
Schlagstöcke. Ich glaube, dieses reicht aus, vor allen 
Dingen, wenn Sie berücksichtigen, daß im Schicht-
dienst gearbeitet wird. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Clemens. 

Clemens (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, könn-
ten Sie sich vorstellen, daß es an der Grenze durch-
aus zu Demonstrationen — aus welchem Grund 
auch immer — kommen könnte und daß ein Einsatz 
des Bundesgrenzschutzes durchaus notwendig 
wäre, und halten Sie es für angebracht, daß, wie mir 
berichtet wurde, dann noch nicht einmal 50 % der 
einsatzfähigen Leute des Bundesgrenzschutzes 
über Helme und Schlagstöcke verfügen? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
wir sprachen jetzt über den Grenzschutzeinzel-
dienst. Die jeweilige Schicht ist mit Helmen und mit 
einer übermäßigen Zahl von Schlagstöcken ausge-
stattet. Soweit Sie an die Einheiten denken, ist zu sa-
gen, daß diese selbstverständlich entsprechend aus-
gestattet sind. 

(Clemens [CDU/CSU]: Entschuldigung, ich 
dachte auch nur an den Einzeldienst!) 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 45 des 
Abgeordneten Böhm (Melsungen) auf: 

Wieviel Mann der an der Zonengrenze stationierten 16 Ab-
teilungen des Bundesgrenzschutzes (s. Anwort auf meine 
Frage 110 in Drucksache 9/1591) sind im Bereich der Zonen- 



5956 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 99. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 12. Mai 1982 

Vizepräsident Windelen 
grenze einsatzbereit, und ist es überhaupt ihr Auftrag, stoß-
truppartigen Übergriffen der DDR-Grenztruppen entgegen-
zuwirken? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Die Soll-Stärke der 
an der Grenze zur DDR stationierten 16 Einsatzab-
teilungen des Bundesgrenzschutzes beträgt 8 960 
Polizeivollzugsbeamte. Von diesen Beamten sind 350 
zu anderen Bedarfsträgern und 2 450 innerhalb des 
Bundesgrenzschutzes — z. B. zu Laufbahnlehrgän-
gen — abgeordnet. Etwa 1 600 Beamte befinden sich 
noch in der Ausbildung. Im Notfall können die Ab-
ordnungen jederzeit aufgehoben wie auch die Aus-
bildung unterbrochen werden, so daß die Einsatzab-
teilungen fast in Soll-Stärke eingesetzt werden 
könnten. 

Bei stoßtruppartigen Übergriffen der DDR-
Grenztruppen auf das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland, die im Rahmen eines militärischen 
Auftrages gesehen werden müssen, würde es sich 
um einen Verteidigungsfall mit grenzüberschreiten-
den Auswirkungen handeln. Ich darf insoweit auf 
die Antwort von Herrn Parlamentarischen Staatsse-
kretär Penner von vorhin verweisen. 

Dem Bundesgrenzschutz als Polizei des Bundes 
obliegen im Spannungs- und Verteidigungsfall poli-
zeiliche Aufgaben sowohl im Grenzgebiet als auch 
im Innern der Bundesrepublik Deutschland. Militä-
rische Vorhaben der Gegenseite erfordern aber mili-
tärische Gegenmaßnahmen. Diese obliegen nach 
dem Grundgesetz allein der Bundeswehr sowie ih-
ren Verbündeten. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Böhm (Melsungen). 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, wie können Sie es erklären, daß in zahlreichen 
Presseberichten, aber auch bei Besuchen in den Un-
terkünften des BGS von Angehörigen des Bundes-
grenzschutzes immer wieder beklagt wird, daß es 
nicht mehr möglich ist, einen verbandsmäßigen Ein-
satz an der Demarkationslinie durchzuführen, weil 
dazu die Ausbildungs- und Ausrüstungsvorausset-
zungen nicht mehr gegeben sind? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
der Grenzschutz muß alle Aufgaben, die ihm zuge-
wiesen sind, wahrnehmen. Selbstverständlich sind 
Abordnungen, insbesondere zu den deutschen Aus-
landsvertretungen oder zum Schutz der Verfas-
sungsorgane des Bundes, zu berücksichtigen. Die 
betreffenden Beamten sind auch von der Grenze ab-
zuziehen. Im übrigen kennen Sie die Auswirkungen 
des BGS-Personalstrukturgesetzes. Es gibt Beamte 
alter und neuer Art. Wir sind mitten in der Umstruk-
turierung, was bedingt, daß ein Teil der auslaufen-
den Beamten noch in der Ausbildung für einen pri-
vaten Beruf ist und die anderen, die Beamten neuen 
Rechts, sich in der Ausbildung für ihre künftige Tä-
tigkeit befinden. Diese Ausbildung ist aber so weit 
fortgeschritten, daß die Beamten im Notfall einsetz-
bar sind. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Böhm (Melsungen). 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, sehen Sie die Notwendigkeit, daß aus dem Be-
kanntwerden des Kampfauftrages an die Grenztrup-
pen der DDR, im Spannungsfall beim Übergang zu 
kriegerischen Auseinandersetzungen möglicher-
weise stoßtruppartige Unternehmungen in den Be-
reich des Bundesgebietes vorzunehmen, seitens der 
Bundesregierung irgendwelche Schlußfolgerungen 
gezogen werden, oder bleibt alles beim alten? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich darf darauf hinweisen, daß ich ausgeführt hatte, 
daß stoßtruppartige Übergriffe von seiten der DDR 
nicht im Rahmen eines polizeilichen Auftrages auf-
gefangen werden können, sondern daß dann ein Ver-
teidigungsfall oder ein Spannungsfall gegeben ist 
und die Bundeswehr zuständig wäre, hier einzugrei-
fen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Rayer. 

Rayer (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie mir 
sagen, ob es in der Vergangenheit solche stoßtrupp-
artigen Übergriffe gegeben hat, und wie beurteilen 
Sie oder beurteilt die Bundesregierung die Möglich-
keit solcher Übergriffe für die Zukunft? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Es hat in der Vergan-
genheit keinen solchen Übergriff gegeben. Ich halte 
die Frage für relativ hypothetisch. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Clemens. 

Clemens (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie ha-
ben soeben ausgeführt, daß die Bundeswehr zustän-
dig wäre. Könnten Sie sich vorstellen, daß die Bun-
desrepublik, aber auch das Land Niedersachsen, zu-
mindest ein Interesse daran hätte, durch den Bun-
desgrenzschutz ein lückenloses Frühwarnsystem zu 
bekommen? 

(Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Herr Staatssekretär, die 
Frage steht in keinem Zusammenhang mit der Aus-
gangsfrage. Sie brauchen sie nicht zu beantworten. 
Wenn Sie sie dennoch beantworten wollen, stelle ich 
es Ihnen anheim. 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Wir würden Ihnen 
diese Frage gerne im Einvernehmen mit dem Vertei-
digungsministerium beantworten. 

Vizepräsident Windelen: Für die Fragen 46 und 47 
hat die Fragestellerin Frau Dr. Lepsius um schriftli-
che Beantwortung gebeten. Die Antworten werden 
als Anlagen abgedruckt. 

Das gleiche gilt für die Fragen 48 und 49 des Abge-
ordneten Topmann. 

Ich rufe die Frage 50 des Abgeordneten Dr. 
Schäuble auf: 

Hält die Bundesregierung die fristlose Kündigung des Bun-
destrainers Vlado Stenzel durch den Deutschen Handball-
bund für vereinbar mit der Bundestrainervergütungsord-
nung, und wie stellen sich die Vertragsbeziehungen dar? 

Bitte schön. 
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Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
Ihr Einverständnis voraussetzend, möchte ich Ihre 
beiden Fragen zusammen beantworten. 

Vizepräsident Windelen: Dann rufe ich auch die 
Frage 51 des Abgeordneten Dr. Schäuble auf: 

Welche Konsequenzen ergeben sich für die Bundesregie-
rung aus diesem Vorgang hinsichtlich der Behandlung des 
Deutschen Handballbunds und der von ihm eingestellten 
Bundestrainer? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Arbeitgeber von 
Herrn Stenzel ist der Deutsche Sportbund, der den 
Bundestrainer dem Deutschen Handballbund zur 
Dienstleistung zugewiesen hat. Das Dienstverhält-
nis von Herrn Stenzel unterliegt noch der alten, bis 
zum 31. Dezember 1979 gültigen Bundestrainerver-
gütungsordnung, die ein Dauerdienstverhältnis vor-
sah, das, abgesehen von der Möglichkeit eines Auf-
lösungsvertrages, nur durch eine ordentliche fristge-
mäße Kündigung oder durch eine fristlose Kündi-
gung aus wichtigem Grunde beendet werden konn-
te. 

Der Deutsche Sportbund als der dafür zuständige 
Arbeitgeber hat das Dienstverhältnis von Herrn 
Stenzel bislang weder gekündigt noch einen Auflö-
sungsvertrag geschlossen. Die vom Deutschen 
Handballbund beschlossenen Maßnahmen, nämlich 
Herrn Stenzel nicht mehr als Bundestrainer zu ver-
wenden, und die Entscheidung für einen Nachfolger 
waren weder mit dem Deutschen Sportbund noch 
mit dem Bundesminister des Innern, der dem Deut-
schen Sportbund Haushaltsmittel für die Vergütung 
der Bundestrainer zur Verfügung stellt, abgestimmt. 
Der Deutsche Handballbund hat den Deutschen 
Sportbund zwischenzeitlich gebeten, das Dienstver-
hältnis von Herrn Stenzel möglichst kurzfristig zu 
lösen. Darüber, welche Maßnahmen geboten sind, 
finden derzeit Verhandlungen zwischen dem Deut-
schen Sportbund, dem Deutschen Handballbund 
und dem Bundesminister des Innern statt. 

Im Hinblick auf die Zweckbestimmung der Bun-
deszuwendung kann die Bundesregierung nur Ko-
sten für Bundestrainer tragen, die auch als solche 
beschäftigt werden. Die Bundesregierung wird kei-
nesfalls darüber hinaus gleichzeitig Kosten für zwei 
Bundestrainer des Deutschen Handballbundes 
übernehmen. Das gilt unabhängig davon, daß die Be-
zuschussung des Deutschen Handballbundes mit öf-
fentlichen Mitteln im Hinblick auf ein günstiges 
Wirtschaftsergebnis der Handballweltmeisterschaft 
1982 unter dem Gesichtspunkt der Subsidiarität ge-
prüft wird. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Schäuble. 

Dr. Schäuble (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
darf ich aus Ihrer Antwort folgern, daß bisher mit 
dem Nachfolger von  Herrn Stenzel ein rechtsver-
bindlicher Vertrag seitens des Deutschen Sportbun-
des nicht geschlossen ist? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Sie können das dar-
aus schließen, Herr Abgeordneter. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Dr. Schäuble. 

Dr. Schäuble (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist 
die Information zutreffend, daß der Deutsche Hand-
ballbund erklärt hat, er werde notfalls oder gegebe-
nenfalls die Finanzierung des von ihm neu einge-
stellten Bundestrainers Schobel aus eigenen Mitteln 
übernehmen? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Wir haben das nur 
der Presse entnommen, nicht einer offiziellen Mit-
teilung des Deutschen Handballbundes. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage — — 

Dr.  Schäuble (CDU/CSU): Meine zwei Fragen sind 
im Zusammenhang beantwortet worden. Ich habe 
vier Zusatzfragen. 

Vizepräsident Windelen: Ich habe das nicht regi-
striert; ich bitte um Entschuldigung. Sie haben noch 
zwei weitere Zusatzfragen. Bitte schön. 

Dr. Schäuble (CDU/CSU): Ich bedanke mich, Herr 
Präsident. 

Herr Staatssekretär, darf ich Sie fragen, wie es 
mit dem Prinzip der Subsidiarität bei der Förderung 
eines Spitzenverbandes zu vereinbaren ist, daß ein 
Bundestrainer für diesen Verband aus Bundesmit-
teln finanziert wird, obwohl dieser Verband erklärt, 
daß er einen solchen Bundestrainer aus eigenen 
Mitteln finanzieren könne. 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
der Bund finanziert die Trainer, um dem jeweiligen 
Fachverband eine Spitzenkraft unabhängig von sei-
ner Finanzkraft zur Verfügung zu stellen. Der Deut-
sche Handballbund ist vorübergehend in einer fi-
nanziell besseren Situation. Dies ändert allerdings 
nichts an der grundsätzlichen Einstellung zur Fi-
nanzierung der Trainer. 

(Abg. Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU] 
meldet sich zu einer Zusatzfrage.) 

Vizepräsident Windelen: Sie wollten eine Zusatz-
frage stellen? Dann müssen Sie das dem Präsi-
denten zu erkennen geben und sich rechtzeitig zum 
Mikrophon begeben. — Bitte schön. 

Freiherr von Schorlemer (CDU/CSU): Herr Staats-
sekretär, können Sie mir vielleicht die Frage beant-
worten, wie hoch der Zuschuß für den Trainer ist 
und ob der Zuschuß höher ist als die Diäten eines 
Bundestagsabgeordneten? 

Dr. Hartkopf, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich kenne den Gesamtansatz im Bundeshaushalt 
und bin gleichzeitig für die Besoldung zuständig. Die 
Antwort auf Ihre Frage ist: Nein, er ist nicht hö-
her. 

(Eigen [CDU/CSU]: Aber beinahe so 
hoch!) 

Vizepräsident Windelen: Ich darf berichtigend zu 
Protokoll geben, daß die Fragen 48 und 49 des Abge-
ordneten Topmann nicht auf dessen Bitte schriftlich 
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Vizepräsident Windelen 
beantwortet werden, sondern auf Grund Nr. 2 Abs. 2 
der Richtlinien für die Fragestunde. 

Ich rufe die Frage 52 des Abgeordneten Dr. Hupka 
auf. Er hat um schriftliche Beantwortung gebeten. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers des Innern beantwortet. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers der Justiz. Das Haus wird durch seinen 
Parlamentarischen Staatssekretär Dr. de With ver-
treten. 

Für die Fragen 53 und 54 hat der Abgeordnete 
Conradi um schriftliche Beantwortung gebeten. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 55 des Abgeordneten Fischer 
(Osthofen) auf: 

Ist der Bundesregierung die verwaltungsgerichtliche Pra-
xis bekannt, bei Klagen gegen die Erteilung von Genehmi-
gungen zum Bau eines Kernkraftwerks von der Möglichkeit 
abzusehen, Verfahren zu gemeinsamer Verhandlung und Ent-
scheidung zu verbinden, mit der Folge, daß jeder einzelne Klä-
ger mit den vollen Verfahrenskosten belastet wird (vgl. 
Frankfurter Rundschau vom 21. April 1982), und welche ge-
setzliche Möglichkeit sieht sie, dies zu verhindern? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Justiz: Die Verwaltungsgerichte entschei-
den über die Verbindung oder Trennung von Ver-
fahren nach pflichtgemäßem Ermessen. Die unter-
schiedlichen Einzelfallgestaltungen erfordern eine 
flexible Regelung. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß Ge-
richte von ihrem Ermessensspielraum unsachge-
mäß Gebrauch gemacht hätten. Nähere Erkennt-
nisse über den von Ihnen angesprochenen Fall lie-
gen der Bundesregierung nicht vor. Nach § 8 des Ge-
richtskostengesetzes werden Gerichtskosten, „die 
bei richtiger Behandlung der Sache nicht entstan-
den wären", nicht erhoben. Das Oberverwaltungsge-
richt Münster hat entschieden (NJW 1978, 720), daß 
eine unrichtige Sachbehandlung auch dann vorliegt, 
wenn ein Gericht „ein bei ihm anhängiges Verfahren 
ohne verständigen Grund und ohne Rücksicht auf 
die damit verbundene Kostenfolge in mehrere Ein-
zelverfahren" trennt. Von der Einziehung von Ge-
richtskosten kann im übrigen ganz oder zum Teil ab-
gesehen werden, wenn die Einziehung mit besonde-
ren Härten für den Zahlungspflichtigen verbunden 
wäre. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Fischer (Osthofen). 

Fischer (Osthofen) (SPD): Herr Staatssekretär, gilt 
diese Konsequenz hinsichtlich des Kostenrechts 
auch dann, wenn es sich um außergerichtliche Ko-
sten handelt? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Nein, ich habe 
ausdrücklich nur auf Gerichtskosten Bezug genom-
men. 

Vizepräsident Windelen: Damit sind die Fragen aus 
dem Geschäftsbereich des Bundesministers der Ju-
stiz beantwortet. Der Abgeordnete Schröer (Mül-

heim) hat für die Fragen 56 und 57 um schriftliche 
Beantwortung gebeten. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-

ministers der Finanzen. Das Ressort wird durch sei-
nen Parlamentarischen Staatssekretär Huonker 
vertreten. 

Ich rufe die Frage 58 der Abgeordneten Frau Be-
nedix-Engler auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der inzwischen 
in mehreren Ländern erfolgten Anhebung der Kilometerver-
gütung im öffentlichen Dienst von 36 auf 42 Pfennig die Frage 
einer Erhöhung der steuerlichen Kilometerpauschale nun-
mehr zu erwägen? 

Huonker, Parl. Staatssektretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Sehr geehrte Frau Kollegin, bei 
der Beantwortung Ihrer Frage gehe ich davon aus, 
daß Sie den steuerlichen Kilometerpauschbetrag 
nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 des Einkommensteuergesetzes 
ansprechen, der bei der Benutzung des eigenen 
Kraftwagens für Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsplatz gewährt wird. 

Die Wegstreckenentschädigung nach dem Bundes-
reisekostengesetz, die von mehreren Bundesländern 
von 36 auf 42 Pfennig erhöht worden ist, steht nicht 
im Zusammenhang mit dem Kilometerpauschbe-
trag. Diese Wegstreckenentschädigung wird bei der 
Benutzung eines eigenen Kraftfahrzeugs für Dienst-
fahrten gezahlt und dient somit zur Abgeltung eines 
unmittelbar dienstlich veranlaßten Aufwands. Fahr-
ten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte sind indes-
sen mit reinen Dienstfahrten nicht vergleichbar. 

Ich füge hinzu: Eine Erhöhung des Kilometer-
pauschbetrags nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 des Einkommen-
steuergesetzes wird aus haushalts- und energiepoli-
tischen Gründen von der Bundesregierung nicht er-
wogen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage Frau 
Abgeordnete Benedix-Engler. 

Frau Benedix-Engler (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, erkennt die Bundesregierung, daß besonders 
die Muß-Pendler im Zonenrandgebiet, die keine al-
ternativen öffentlichen Verkehrsmittel haben, weil 
sie nicht vorhanden sind, und die oft höhere Be-
triebsstoffkosten zu zahlen haben, diese Diskrepanz 
zwischen Kilometervergütung und Kilometerpau-
schale als Ungerechtigkeit empfinden müssen, und 
sind Sie der Meinung, daß man diesen Muß-Pend-
lern diese Ungerechtigkeit weiterhin zumuten 
muß? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
möchte erneut nachdrücklich darauf hinweisen — 
ich wiederhole mich —, daß ein Zusammenhang 
zwischen Wegstreckenentschädigung einerseits 
und Arbeitnehmer-Kilometerpauschale anderer-
seits nicht besteht. Ich möchte hinzufügen, daß der 
Bundesregierung natürlich die Probleme insbeson-
dere der Fernpendler in ländlichen Räumen ohne 
ausgebautes öffentliches Personennahverkehrssy-
stem durchaus bekannt sind. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Frau Abgeordnete Benedix-Engler. 
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Frau Benedix-Engler (CDU/CSU): Gedenken Sie 
daraus, daß diese Ungerechtigkeit besteht und von 
den Betreffenden als solche auch empfunden wer-
den muß, irgendwann Konsequenzen zu ziehen, 
auch wenn zugegebenermaßen ein Zusammenhang 
nicht existiert? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Da ein solcher Zu-
sammenhang nicht vorhanden ist, werden natürlich 
— das scheint mir ein Gebot der Logik meiner Aus-
führungen zu sein — daraus keine Konsequenzen 
gezogen. 

Was die Frage der Erhöhung der Kilometerpau-
schale angeht — das wurde ja hier zuletzt im Okto-
ber in der Fragestunde intensiv diskutiert —, kann 
ich nur das wiederholen, was ich gesagt habe: daß 
die Bundesregierung aus haushaltsmäßigen und 
energiepolitischen Gründen nicht an eine Erhöhung 
der Kilometerpauschale denkt. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Abgeordneter Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, wird die Bun-
desregierung im Zusammenhang mit dem Steuer-
senkungsprogramm 1984 prüfen, ob nicht in diesem 
Bereich Mittel für einen Abbau der Nachteile der 
Fernpendler eingesetzt werden können, d. h. eine 
entsprechende Anhebung der Kilometerpauschale 
erfolgt? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Nach den Erklärun-
gen der Bundesregierung — ich erinnere an den 
Jahreswirtschaftsbericht, ich erinnere an eine Ant-
wort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage 
der CDU/CSU — ist nicht vorgesehen, die Kilome-
terpauschale im Zusammenhang mit der beabsich-
tigten Mehrwertsteuererhöhung anzuheben, die 
über die Lohn- und Einkommensteuer wieder ausge-
glichen werden soll. Aber ich füge hinzu, daß es noch 
keine detaillierten Festlegungen darüber gibt, in 
welcher Weise diese Steuermehreinnahmen zurück-
gegeben werden. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 59 des 
Abgeordneten Dr. Häfele auf: 

Wann wird die Bundesregierung den nunmehr von allen 
Seiten als erforderlich gehaltenen Nachtragshaushaltsplan 
1982 im Deutschen Bundestag einbringen? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Sehr geehrter Herr 
Dr. Häfele, die Bundesregierung beabsichtigt, den 
Entwurf des Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan 
am 18. Juni dieses Jahres im Deutschen Bundestag 
einzubringen. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage der 
Abgeordnete Dr. Häfele, bitte schön. 

Dr. Häfele (CDU/CSU): Bedeutet das, daß die erste 
Lesung noch vor der Sommerpause stattfinden 
kann? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung geht davon aus, daß die erste Le-
sung noch im Juni stattfindet — das wäre die letzte 
Sitzungswoche vor der Sommerpause —, sofern man 
sich nicht darauf verständigt, den Entwurf nach § 94 

der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages 
unmittelbar an den Haushaltsausschuß zu überwei-
sen. 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 61 des 
Abgeordneten Glos auf. — Er ist nicht im Saal. Hin-
sichtlich der Fragen 61 und 62 des Abgeordneten 
Glos verfahren wir entsprechend unserer Geschäfts-
ordnung. 

Der Abgeordnete Dr. Jahn (Münster) hat um 
schriftliche Beantwortung seiner Fragen 63 und 64 
gebeten. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 65 des Abgeordneten Dr. Meyer 
zu Bentrup auf: 

Kann die Bundesregierung Presseberichte („Wirtschafts-
woche" Nr. 16 vom 16. April 1982) bestätigen, nach denen sich 
die Anzahl der Ausbildungsplätze bei den sechs größten Un-
ternehmen mit Bundesbeteiligung im Jahr 1982 gegenüber 
1981 verringert hat? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Sehr geehrter Herr 
Kollege, wenn Sie einverstanden sind, möchte ich 
gerne beide Fragen zusammen beantworten. 

Vizepräsident Windelen: Der Fragesteller ist ein-
verstanden. Dann rufe ich auch die Frage 66 des Ab-
geordneten Dr. Meyer zu Bentrup auf: 

Welche Gründe werden für diese Verringerung des Ange-
bots an Ausbildungsplätzen angegeben? 

Huonker, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung kann die genannten Presseberichte in der 
„Wirtschaftswoche" nicht bestätigen. Die Zahl der 
bei den dort genannten sechs größten Unterneh-
mungen mit Bundesbeteiligung — also die Unter-
nehmen, auf die der Presseartikel ausdrücklich Be-
zug nimmt — zur Verfügung stehenden Lehrstellen 
steigt nach den vorliegenden Planungen auch in die-
sem Jahr weiter an. 

In den Zahlen der „Wirtschaftswoche" sind offen-
bar neben den Auszubildenden in anerkannten Aus-
bildungsberufen auch Praktikanten und Volontäre 
enthalten. Nur bei diesem Personenkreis, also Prak-
tikanten und Volontären — das ist ein Problem, das 
bildungs- und ausbildungspolitisch weniger bedeut-
sam ist —, gehen die Planzahlen leicht zurück. Hin-
gegen wird die Ausbildungsleistung für Ausbildung 
nach dem Berufsbildungsgesetz und nach der Hand-
werksordnung zunehmen. 

Der Anstieg der Lehrstellen wird bei den sechs 
großen Industriekonzernen des Bundes 1982 voraus-
sichtlich 1 % betragen. Dabei ist noch zu berücksich-
tigen, daß diese industriellen Bundesunternehmen 
in den letzten drei Jahren, in denen bekanntlich be-
sonders geburtenstarke Jahrgänge in das Berufsle-
ben integriert werden mußten, ihre Ausbildungska-
pazität um rd. 39 % erhöht haben, im letzten Jahr um 
13 % — das sind 2 245 zusätzliche Ausbildungsplätze 
in 1981. Demgegenüber haben Handel und Industrie 
— das sind die vergleichbaren Bereiche — ihr Aus-
bildungsplatzangebot bekanntlich um 8,3 % verrin-
gert. Die genannten industriellen Bundesunterneh-
men haben also heute bei nur geringfügig höherer 
Beschäftigtenzahl fast doppelt soviele Ausbildungs- 
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Parl. Staatssekretär Huonker 
plätze wie 1973. Die Bilanz der Bemühungen der 
Bundesregierung in diesem Bereich läßt sich also im 
Vergleich zur Gesamtwirtschaft durchaus sehen. 

Vizepräsident Windelen: Ich habe noch nachzutra-
gen, daß auch die Frage 60 auf Wunsch des Frage-
stellers, des Abgeordneten Poß, schriftlich beant-
wortet wird. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 

Wir können den Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters der Finanzen damit verlassen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Wirtschaft auf. Das Haus ist durch seinen 
Parlamentarischen Staatssekretär Grüner vertre-
ten. 

Ich rufe die Frage 67 der Abgeordneten Frau Hür-
land auf: 

Zu welchem Zeitpunkt haben die Bergbauunternehmen im 
Jahr 1981 die Erhöhung des Kohlepreises beantragt, und mit 
welcher Begründung wurde die Kohlepreiserhöhung abge-
lehnt? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Ich würde beide Fragen gern im Zu-
sammenhang beantworten, Herr Präsident. 

Vizepräsident Windelen: Sind Sie damit einverstan-
den, Frau Abgeordnete? — Dann können wir so ver-
fahren. 

Ich rufe also auch die Frage 68 der Abgeordneten 
Frau Hürland auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob der beantragte er-
höhte Kohlepreis bereits von Antragstellung an von den Berg-
bauunternehmen den Abnehmern in Rechnung gestellt wur-
de, und wenn ja, mit welchen Mitteln wird sie gegen diese 
nichtgenehmigte Kohlepreiserhöhung gegebenenfalls vorge-
hen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Bergbauunter-
nehmen setzen ihre Listenpreise in eigener Verant-
wortung unter Berücksichtigung der Gegebenheiten 
des Energiemarkts fest; es bedarf hierzu keiner be-
hördlichen Genehmigung und damit auch keiner 
vorherigen Beantragung. Die Unternehmen sind 
nach dem Vertrag über die Europäische Gemein-
schaft für Kohle und Stahl lediglich verpflichtet, ihre 
Preislisten und Verkaufsbedingungen zu veröffentli-
chen und der Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften vor Inkrafttreten mitzuteilen. Eine 
Sonderregelung gilt für den sogenannten angemes-
senen Kraftwerkskohlenpreis, der im Rahmen der 
Verstromungsregelung festgelegt wird. 

Auch bei Lieferungen von Kraftwerkskohle an die 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen legen die 
Bergbauunternehmen ihre Listenpreise in eigener 
Verantwortung fest. Diese Listenpreise zahlen die 
Energieversorgungsunternehmen unter dem Vorbe-
halt, daß dieser Preis nach Überprüfung durch das 
Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft auch als an-
gemessen festgestellt wird. Soweit der vom Bundes-
amt für gewerbliche Wirtschaft als angemessen fest-
gesetzte Preis unter dem Listenpreis liegt, kommt es 
— je nach der Vertragsgestaltung zwischen dem 
Bergbauunternehmen und dem einzelnen Energie-
versorgungsunternehmen — zu Rückzahlungen 
oder Verrechnungen in der nächsten Preisperiode. 

Die Angemessenheit des Preises wird gemäß § 3 
Abs. 7 des Dritten Verstromungsgesetzes in Verbin-
dung mit den hierzu ergangenen Richtlinien beur-
teilt. Danach soll der angemessene Kraftwerkskoh-
lenpreis grundsätzlich kostendeckend sein; er wird 
auf der Basis der sogenannten Schwantag-Formel 
ermittelt. 

Im Jahre 1981 hat der Bergbau beim Bundesmini-
ster für Wirtschaft Änderungen des der Ermittlung 
des angemessenen Preises zugrunde liegenden Ko-
stenrechnungssystems beantragt. Bis auf Einzelfra-
gen ist die Prüfung der Anträge abgeschlossen und 
die entsprechende Grundsatzentscheidung getrof-
fen worden. 

Bevor das Bundesamt für das Jahr 1981 die ange-
messenen Kraftwerkskohlenpreise feststellen kann, 
haben die Bergbauunternehmen eine Reihe von Be-
rechnungen vorzulegen. Hiermit ist nach Auskunft 
des Bergbaus Ende April/Anfang Mai 1982 zu rech-
nen. Wenn diese Berechnungen durch das Bundes-
amt für gewerbliche Wirtschaft überprüft sind, wird 
die endgültige Feststellung des angemessenen Prei-
ses erfolgen. Ob und inwieweit es dann zu Rückzah-
lungen oder Verrechnungen zwischen Bergbauun-
ternehmen und Energieversorgungsunternehmen 
kommen wird, kann erst danach festgestellt werden; 
in der Presse verbreitete Zahlen sind spekulativ. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage Frau 
Abgeordnete Hürland. 

Frau Hürland (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie 
haben zwar geantwortet, was sein wird, aber meine 
Frage lautete, wann die Kohleunternehmen im 
Jahre 1981 den Antrag auf Genehmigung der Erhö-
hung des Kraftwerkskohlenpreises gestellt haben. 
Das ging aus Ihrer Antwort leider nicht hervor. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich bitte um Ent-
schuldigung, Frau Kollegin. Es ist tatsächlich rich-
tig, daß ich den Zeitpunkt der Antragstellung nicht 
zur Hand habe. Es hat in dieser Frage sehr langwie-
rige Verhandlungen gegeben. Ich werde Ihnen aber 
den exakten Zeitpunkt nachliefern. Er ist für den 
hier dargestellten Gesamtzusammenhang nicht ent-
scheidend. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Frau Abgeordnete Hürland. 

Frau Hürland (CDU/CSU): Entschuldigen Sie, Herr 
Staatssekretär, daß ich noch einmal nachfrage. Für 
mich ist es sehr entscheidend, wann der Antrag ge-
stellt worden ist. Ist Ihnen bekannt, daß die Berg-
bauunternehmen den erhöhten Kohlepreis gegen-
über den Abnehmern bereits von der Antragstellung 
an gefordert haben? Ich möchte von Ihnen auch 
gerne wissen, um welche Summen es sich hierbei 
handelt. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ge-
rade weil nach Feststellung des angemessenen Prei-
ses die Bergbauunternehmen verpflichtet sind, et-
waige Mehrzahlungen der Energieversorgungsun-
ternehmen mit Zinsen zurückzuerstatten bzw. zu 
verrechnen, ist die Frage, ab wann dieser erhöhte Li- 
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stenpreis berechnet worden ist, nicht von so ent-
scheidender Bedeutung. Das ist übrigens die Praxis 
all der vergangenen Jahre gewesen, die auch hier 
angewandt worden ist. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Frau Abgeordnete Hürland. 

Frau Hürland (CDU/CSU): Entschuldigen Sie, Herr 
Staatssekretär, wenn ich hier einen Widerspruch 
feststelle. Zum einen sagen Sie, die Kohlebetreiber 
nähmen den höheren Preis von Antragstellung an  — 
es  handelt sich um enorme Beträge —, und zum an-
deren sagen Sie, der Zeitpunkt der Antragstellung 
sei nicht ausschlaggebend. Ich komme hier nicht 
ganz klar. 

Zum zweiten möchte ich gerne wissen, ob die 
Schwantag-Formel in Zukunft nicht mehr Grund-
lage Ihres Genehmigungsverfahrens sein wird. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Der Zeitpunkt der 
Antragstellung ist deshalb nicht von materieller Be-
deutung, weil etwaige Überzahlungen der Energie-
versorgungsunternehmen vom Bergbau an die 
Energieversorgungsunternehmen mit Zinsen zu-
rückzuerstatten sind, so daß den Energieversor-
gungsunternehmen und damit auch dem Energie-
verbraucher daraus kein materieller Schaden ent-
steht. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Das erste war 
nur eine Richtigstellung!) 

Die Schwantag-Formel bleibt auch in Zukunft 
Grundlage zur Ermittlung des angemessenen Kraft-
werkskohlenpreises. Im Jahre 1981 haben allerdings 
die Bergbauunternehmen eine beträchtliche Aus-
weitung der Kostenelemente, die in die Schwantag-
Formel aufgenommen werden sollten, beantragt. 
Die Verhandlungen darüber, ob eine Erweiterung 
der Schwantag-Formel im Sinne des Bergbaus erfol-
gen solle oder nicht, haben verhältnismäßig lange 
Zeit in Anspruch genommen. Es bleibt aber bei der 
Anwendung der Schwantag-Formel in der bisheri-
gen Form. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer letzten Zusatz-
frage Frau Abgeordnete Hürland. 

Frau Hürland (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt, daß die Stromversorgungsunterneh-
men die Strompreiserhöhung zum 1. Oktober 1981 
mit der Kohlepreiserhöhung begründet haben, und 
ist dann die durch die jeweiligen Landesminister er-
folgte Strompreiserhöhung nicht hinfällig? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Landesminister 
sind verpflichtet, auf Grund der nachgewiesenen 
und anerkannten Kosten der Energieversorgungs-
unternehmen Preiserhöhungen zu genehmigen. Das 
heißt: In diese Kostenbetrachtung gehen auch Er-
stattungen ein, die der Bergbau etwa an die Energie-
versorgungsunternehmen zu leisten hat. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Danke schön!) 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 69 des 
Abgeordneten Funk (Gutenzell) auf. 

Kann die Bundesregierung die Zahl der Selbständigen nen-
nen, welche im Jahr 1981 ihre Betriebe bzw. ihre selbständige 
Tätigkeit aufgegeben haben, und wie viele Arbeitskräfte von 
dieser Entwicklung betroffen sind? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nach vorläufigen 
Schätzungen des Statistischen Bundesamtes hat die 
Zahl der Selbständigen in der Bundesrepublik 
Deutschland im Jahre 1981 um 46 000 von 2 418 000 
auf 2 372 000 abgenommen. Ohne Berücksichtigung 
der Landwirtschaft betrug der Rückgang 40 000; von 
1 879 000 auf 1 839 000. Über die Höhe der Zu- und 
Abgänge, die sich hinter dieser Bestandsverände-
rung verbergen, und über die Zahl der Arbeitskräfte, 
die von dieser Entwicklung betroffen sind, liegt kein 
statistisches Material vor. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Funk. 

Funk (Gutenzell) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
könnten Sie mir sagen, wieviel Ausbildungsplätze 
und wieviel Ausbildungsangebote dadurch verloren-
gegangen sind? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege, 
auch darüber haben wir keine statistischen Unterla-
gen. 

(Funk [Gutenzell] [CDU/CSU]: Das ist sehr 
schade!) 

Vizepräsident Windelen: Ich rufe die Frage 70 des 
Abgeordneten Funk (Gutenzell) auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, welche Branchen und Be-
rufszweige von diesen Betriebsauflösungen besonders betrof-
fen sind und welche Gründe für den Rückgang der Selbständi-
gen maßgebend sind? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Der Rückgang der 
Zahl der Selbständigen außerhalb der Landwirt-
schaft im Jahre 1981 ist auf die Entwicklung in den 
Bereichen produzierendes Gewerbe sowie Handel 
und Verkehr zurückzuführen, die eine Abnahme von 
24 000 bzw. 18 000 zu verzeichnen hatten. Im Bereich 
Dienstleistungen ergab sich dagegen auch 1981 eine 
Zunahme um 2 000. 

Statistische Angaben über die Selbständigen nach 
Berufsgruppen liegen für 1981 nicht vor. Der Rück-
gang der Zahl der Selbständigen dürfte maßgeblich 
von der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung beein-
flußt worden sein. Die Entwicklung der Zahl der 
Selbständigen kann nicht isoliert von der allgemei-
nen wirtschaftlichen Lage gesehen werden. Die 
schwierigen konjunkturellen Bedingungen des letz-
ten Jahres haben auch an Selbständige besondere 
Anforderungen gestellt und ein hohes Maß an An-
passungsfähigkeit verlangt. Festzuhalten ist jedoch, 
daß sich der Rückgang der Zahl der Selbständigen 
von 1970 bis 1981 im Vergleich zum davorliegenden 
Jahrzehnt abgeschwächt hat: von 1960 bis 1970 ein 
Rückgang um 202 000, von 1970 bis 1981 ein solcher 
von 84 000. Diese Entwicklung ist auf eine verlang-
samte Abnahme im produzierenden Gewerbe zu-
rückzuführen, während im Dienstleistungsbereich 
eine kontinuierliche positive Entwicklung zu ver-
zeichnen war: 1960 bis 1970 plus 65 000, 1970 bis 1981 
plus 63 000. Auch die Selbständigenquote, d. h. der 
Anteil der Zahl der Selbständigen an der Zahl der 



5962 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 99. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 12. Mai 1982 

Parl. Staatssekretär Grüner 
Erwerbstätigen, die ein aussagekräftigeres Bild der 
Entwicklung als die absolute Zahl allein bietet, ist 
von 1970 mit 7,9 % bis 1981 mit 7,6 % erheblich weni-
ger zurückgegangen als im Vergleich 1970 zu 1960, 
wo der Rückgang 9,4 % betragen hat. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Funk. 

Funk (Gutenzell) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, diesen 
zweifellos verhängnisvollen Rückgang an selbstän-
digen Existenzen zu stoppen, und was gedenkt die 
Regierung dagegen zu tun? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Wir haben durch ein 
umfassendes Programm zur überdurchschnittlichen 
steuerlichen Entlastung der Selbständigen — ich er-
innere an die Erhöhung der Gewerbeertragsteuer-
freibeträge und an die Einführung von Gewerbeka-
pitalsteuerfreibeträgen — und u. a. auch durch ein 
Existenzgründungsprogramm mit eigenkapitalähn-
licher Beteiligung des Bundes sowie durch Erhö-
hung der Vorwegabzüge für die Selbständigen den 
Versuch gemacht, von den Rahmenbedingungen her 
die Lage der Selbständigen und die Möglichkeit zur 
Gründung von selbständigen Existenzen zu erleich-
tern. 

Vizepräsident Windelen: Zu einer letzten Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Funk. 

Funk (Gutenzell) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
ist auch daran gedacht, die Selbständigen von büro-
kratischen Hemmnissen etwas zu befreien, und wo, 
denken Sie, kann man hier ansetzen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Daran ist gedacht. 
Wir erwarten insbesondere auch konkrete Vor-
schläge zur Entlastung von bürokratischen Hemm-
nissen; u. a. verlangen wir keine Statistiken, deren 
Fehlen Sie gerade hier bedauert haben, Herr Kol-
lege. 

Vizepräsident Windelen: Die Zeit für die Frage-
stunde ist abgelaufen. — Herr Abgeordneter Peter, 
ich kann Ihre Zusatzfrage deswegen leider nicht 
mehr zulassen. 

Meine Damen und Herren, wie ich Ihnen zu Be-
ginn der Sitzung schon mitgeteilt habe, hat die Frak-
tion der CDU/CSU gemäß Nr. 1 c der Anlage 5 unse-
rer Geschäftsordnung eine Aktuelle Stunde zu dem 
Thema „Zwangsumtausch für Reisende in die DDR" 
verlangt. Das Verlangen ist fristgerecht entspre-
chend Nr. 2 b der Richtlinien gestellt worden. Inter-
fraktionell ist vereinbart worden, die Aktuelle 
Stunde jetzt durchzuführen. Darf ich das Haus fra-
gen, ob es damit einverstanden ist? — Ich stelle dies 
fest. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache in der 

Aktuellen Stunde. 

Das Wort hat der Abgeordnete Lorenz. 

Lorenz (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Seit dem 10. Oktober 1980 sind die in-
nerdeutschen Beziehungen außerordentlich bela

-

stet. Durch die skrupellose Erhöhung des Zwangs-
umtauschs hat Ost-Berlin die finanzielle Abgren-
zungsmauer ein entscheidendes Stück nach oben ge-
zogen. Der Reiseverkehr in die DDR und nach Ost-
Berlin ist dadurch nachhaltig gedrosselt, sein Volu-
men ist praktisch halbiert worden. 

Getroffen wurden in erster Linie die Menschen im 
geteilten Deutschland, getroffen wurde aber auch 
ein Kernstück der innerdeutschen Vertragspolitik, 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

und dies ist in der Tat ein Politikum ersten Ran-
ges. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich glaube, in dieser Bewertung sollten wir uns alle 
einig sein. 

Die Bundesregierung hat wiederholt erklärt, sie 
werde sich mit der Erhöhung des Zwangsumtau-
sches nicht abfinden. Sie hat, hierin endlich der 
Union folgend, den Gesamtzusammenhang der Be-
ziehungen mit der DDR hervorgehoben und dabei 
auf die anstehenden Swing-Verhandlungen verwie-
sen. Bundesminister Franke z. B. hat sehr bildhaft 
das „Ende der Fahnenstange" für den Swing ange-
kündigt, ja, er hat sogar Konsequenzen mit Blick auf 
die Straßenbenutzungspauschale angedeutet. 

Meine Damen und Herren, dies alles hört sich 
sehr nach Festigkeit und nach Entschlossenheit 
an. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bravo!) 

Wir haben es mit Aufmerksamkeit und mit wohlwol-
lendem Interesse zur Kenntnis genommen. 

Doch seit die SPD in den letzten Wochen damit be-
gonnen hat, die Festigkeit der Bundesregierung 
auch zu testen, ist die bisherige Position der Bundes-
regierung offenbar immer mehr ins Wanken gera-
ten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die wankten 
schon immer!) 

Kaum hat die DDR Härte signalisiert und gleichzei-
tig mit Konsequenzen für den Fall gedroht, daß der 
Swing auf seine vertragliche Höhe von 200 Millionen 
absinken könnte, macht die Bundesregierung offen-
bar einen Rückzieher nach dem anderen. Da wird 
z. B. erklärt, der Swing sei kein Hebel, um die DDR 
zu einem Entgegenkommen im humanitären Be-
reich zu bewegen. 

Nun, meine Damen und Herren, natürlich ist der 
Swing kein Hebel, mit dem man die SED zu allem 
und jedem zwingen könnte — wir machen uns da 
keine Illusionen —, aber er ist eines der noch vor-
handenen Instrumente, das man nach unserer Auf-
fassung eben nicht freiwillig wegwerfen darf! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ob man das nun „Junktim" oder „Gesamtzusam-
menhang" nennt: Zwischen Swing und Zwangsum-
tausch besteht selbstverständlich eine innere Ver-
bindung. Beides sind doch Deviseneinnahmequellen 
für die DDR. Die Lösung der einen Frage liegt im In-
teresse der DDR, die Lösung der anderen in unse-
rem Interesse, und wir sind der Meinung, daß zwi- 
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schen beidem ein fairer Interessenausgleich gefun-
den werden muß, nicht mehr, aber auch nicht weni-
ger. 

Von seiten der Regierung wird schließlich gele-
gentlich dafür plädiert, man dürfe die SED nicht 
überfordern; ihre Spielräume seien eben begrenzt. 
Lassen Sie mich ganz klar sagen, daß wir dafür in 
diesem Zusammenhang überhaupt kein Verständ-
nis haben! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Worum geht es denn? Es geht darum: Die DDR-Re-
gierung hat mutwillig die innerdeutsche Geschäfts-
grundlage schwer beschädigt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Sie hat klar gegen die Ziele des Grundlagenvertra-
ges, gegen die Ziele des Verkehrsvertrages und auch 
gegen die KSZE-Schlußakte verstoßen. Wir fordern 
doch jetzt nicht mehr als die Rücknahme von Ver-
tragsverstößen und die Einhaltung von Verträgen. 
Wenn das der SED nicht mehr zumutbar sein sollte, 
dann allerdings wäre das, meine Damen und Herren, 
der Zusammenbruch der Vertragspolitik; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

dann wäre nämlich die DDR nicht mehr vertragsfä-
hig. 

Jedenfalls demontieren sowohl die Spekulationen 
als auch die Signale des Zurückweichens die Ver-
handlungsposition der Bundesrepublik Deutschland 
und nützen nur der SED. In dieser Lage hält die 
CDU/CSU-Fraktion es für dringend geboten, der 
Bundesregierung Standhaftigkeit zu empfehlen; 
denn auf dem Spiel stehen die Glaubwürdigkeit der 
Vertragspolitik, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

die Glaubwürdigkeit der Bundesregierung und auch 
die Glaubwürdigkeit der Begegnung am Werbellin-
see, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im Rahmen der Rollenverteilung zwischen Regie-
rung und Opposition sehen wir es als unsere Pflicht 
an, die Verhandlungsposition der Bundesrepublik 
Deutschland zu stärken. Genau das und allein das ist 
der Zweck der von uns beantragten Aktuellen Stun-
de. 

Die richtige Richtung hat Bundesminister Graf 
Lambsdorff aufgezeigt, als er am 12. Dezember 1981 
in Biesenthal erklärte, daß „wir" — d. h. in diesem 
Falle die Bundesregierung — „eine Swing-Verlänge-
rung nicht nur als eine rein ökonomische und kom-
merzielle Frage ansehen, sondern daß sie im politi-
schen Gesamtzusammenhang gesehen werden 
muß"; und er nannte dabei die Frage der Heraufset-
zung der Mindestumtauschsätze. 

Wir begrüßen diese Position ausdrücklich, und wir 
erwarten, daß die Bundesregierung an dieser klaren 
Linie festhält. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das bedeutet konkret: Erstens. Die Frage des Swing 
darf nicht von der Frage des Zwangsumtauschs ab-
gekoppelt werden. 

Zweitens. Die DDR muß Voraussetzungen schaf-
fen, die einen innerdeutschen Reiseverkehr in sei-
nem früheren Umfange wieder ermöglichen. An-
dernfalls darf es keine Neuverhandlungen über den 
Swing geben. 

Drittens. Ein bloßer Sozialrabatt für Rentner und 
Jugendliche führt nicht zur Wiederherstellung der 
innerdeutschen Geschäftsgrundlage. Menschliche 
Erleichterungen auf anderen Gebieten — so sehr 
wir sie begrüßen würden — können kein Ersatz für 
den Abbau der Hürden im innerdeutschen Reisever-
kehr sein. 

Wenn die Bundesregierung diese Maßstäbe be-
achtet und sie mit Festigkeit vertritt, dann wird sie 
die Opposition immer auf ihrer Seite haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Professor Dr. Diederich. 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Lorenz! Wir finden uns in ei-
ner Linie, wenn es darum geht, festzustellen, daß die 
Erhöhung des Mindestumtauschs die Beziehungen 
zwischen den beiden Staaten auf deutschem Boden 
erheblich belastet hat und den Fortgang des Ent-
spannungsprozesses ein wenig zum Anhalten ge-
bracht hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ein wenig?) 

Wir müssen aber gleichzeitig hinzufügen, daß unse-
res Erachtens die Bundesregierung bisher mit Fe-
stigkeit auf eine Revision hingewirkt hat und daß 
wir in der Koalition — und ich hoffe, mit Ihnen ge-
meinsam — alles tun werden, um diese Festigkeit 
der Bundesregierung zu bestärken. Wir können in 
der Silben- und Wortklauberei an einzelnen Äuße-
rungen nicht erkennen, daß die Bundesregierung 
hier von ihrem ursprünglichen Standpunkt abge-
gangen ist. 

Wir sollten uns aber auch hüten, jetzt durch eine 
Diskussion am falschen Ort den Fortgang der Ver-
handlungen zu stören. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Sie wissen ganz genau, daß die Ursachen der Erhö-
hung des Mindestumtausches seitens der DDR 
kaum in ökonomischen Problemen zu finden sind. 
Es ist ein Fehler, die Rechtfertigung der DDR zur 
Grundlage eigener Handlungsentscheidungen zu 
machen und zu glauben, daß man die DDR mit ei-
nem kleinen ökonomischen Hebel zur Rücknahme 
veranlassen kann. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Das Drohen mit Sanktionen hat sich in der Ver-
gangenheit immer als ein ungeeignetes Mittel er-
wiesen. Ich möchte nur an das erinnern, was schon 
einmal im Jahre 1960 im innerdeutschen Handel 
passiert ist; ich brauche das nicht auszuführen. Da-
mals hat sich das, was die Bundesregierung damit 
bewirken wollte, nicht erreichen lassen. 
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Die DDR-Regierung ist an einer Abgrenzung in-

teressiert. Wir können nur versuchen, mit sehr viel 
Geduld und mit außerordentlicher Zähigkeit darzu-
stellen, daß ein Zusammenhang zwischen allen 
Aspekten der Beziehungen zwischen beiden deut-
schen Staaten — also einschließlich Mindestum-
tausch und Swing — besteht. Wir sind aber nicht be-
reit, ein Junktim im Sinne einer Selbstfesselung her-
zustellen. Wir sind auch nicht bereit, der CDU bei ih-
rer „Methode Rumpelstilzchen" zu folgen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das ist ja un

-

glaublich! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Die DDR wird sicherlich in Rechnung stellen müs-
sen, was passiert, wenn sie ihr entspannungsfeindli-
ches Verhalten beibehält. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Wir sind aber nicht der Meinung, daß man den 
Swing hier als Hebel einsetzen kann. Vielmehr sind 
wir zuversichtlich, daß die ja noch fortgehenden Ge-
spräche — —

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die Zeit, in der die Ge-
spräche laufen, ist doch noch gar nicht vorbei. Wir 
sind in einem Gesprächs- und Verhandlungsprozeß, 
und Sie verlangen Vorabfestlegungen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was war denn 
der Grund für die Verlängerung des 

Swing?) 

Sie verlangen Vorabfestlegungen, während beide 
Seiten in einem mühseligen Verhandlungsprozeß 
dabei sind, die Positionen zu finden, auf die man sich 
einigen kann. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Wir haben die Zuversicht, daß die Bundesregierung 
mit Klarheit und Festigkeit hier Ergebnisse errei-
chen wird, die im weiteren Fortgang der Verhand-
lungen zwischen beiden deutschen Staaten auch der 
Bevölkerung, den Bürgern in beiden deutschen 
Staaten zugute kommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile dem Abgeord-
neten Ronneburger das Wort. 

Ronneburger (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der „Deutsche Depeschen-Dienst" 
brachte unter dem Datum des 10. Mai folgende Mel-
dung — ich zitiere auszugsweise —: 

Spekulationen und ins Kraut schießende Tarta-
renmeldungen über den Mindestumtausch für 
Reisende in die DDR hat der deutschlandpoliti-
sche Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion Peter Lorenz als eine überaus schädliche 
Entwicklung bezeichnet. 

Ich frage Sie allerdings, Herr Kollege Lorenz, wie 
Sie dann den Grund für die heutige Aktuelle Stunde 
auf der Basis von Spekulationen und nicht von abge-
schlossenen Entwicklungen gegenüber dieser Ihrer 

eigenen Aussage als nicht schädlich bezeichnen wol-
len. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Im Namen der FDP-Fraktion kritisiere ich nach-
drücklich den Zeitpunkt, zu dem diese Aktuelle 
Stunde stattfindet, und ich werde das begründen. 
Bundeswirtschaftsminister Graf Lambsdorff hat bei 
der Pressekonferenz in Biesenthal/Bogensee festge-
stellt, daß über die Verlängerung des Swing inner-
halb der nächsten sechs Monate, also bis zum 
30. Juni 1982, eine Einigung herbeigeführt werden 
müsse. Mit Recht hat der Bundeswirtschaftsmini-
ster darauf hingewiesen, daß wir eine Swing-Ver-
längerung nicht als eine rein ökonomische und kom-
merzielle Frage ansehen, sondern daß sie im politi-
schen Gesamtzusammenhang gesehen werden 
muß. 

Des weiteren ist, wie ich meine, zu Recht darauf 
aufmerksam gemacht worden, daß die Frage der 
Heraufsetzung der Mindestumtauschsätze einen 
Eingriff in den Kernbereich der innerdeutschen Be-
ziehungen darstellt. Dies ist überhaupt nicht aus der 
Welt zu reden und sollte auch von der DDR so gese-
hen werden. Daher können und wollen wir über-
haupt nicht die Frage der menschlichen Erleichte-
rungen, der humanitären Probleme, der Reiseer-
leichterungen etwa völlig trennen von den finanziel-
len und ökonomischen Rahmenbedingungen, die wir 
im Verhältnis zur DDR gelten lassen. 

Aus diesen Gründen halte ich die Debatte zum 
heutigen Zeitpunkt für überflüssig und vielleicht so-
gar für schädlich. Denn die Frist für die von beiden 
Regierungen übereinstimmend bekundete Absicht 
endet am 30. Juni. Ich stelle die Frage, ob wir durch 
diese Aktuelle Stunde, in der wir in unserer Argu-
mentation angesichts der Verhandlungssituation 
der Bundesregierung gehemmt und eingeschränkt 
sind, nicht der Gruppe im Politbüro der DDR die Ar-
beit abnehmen, die sich gegen Honeckers Worte vom 
Werbellinsee zu stellen scheint. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Redde

-

mann [CDU/CSU]: Ronneburgers Märchen

-

stunde!) 

Wir diskutieren hier nicht über Fakten, sondern 
besorgen womöglich das Geschäft derjenigen, die 
ein Interesse daran haben, daß die Menschen in bei-
den deutschen Staaten nicht zueinander kommen. 
Aus gutem Grund haben seinerzeit der Bundeskanz-
ler und die Bundesminister Lambsdorff und Franke 
in der DDR Gespräche ohne Vorbedingungen ge-
führt. Sie haben die sichtbare Bereitschaft gezeigt, 
Kompromisse zu suchen, ohne daß der eine dem an-
deren oder der andere dem einen einen Gesichtsver-
lust zumutet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir sollten das 
früher machen!) 

Die FDP-Fraktion wird die Bundesregierung in ih-
rem Bemühen weiterhin unterstützen, unsere Poli-
tik sowohl gegenüber den Menschen in der DDR als 
auch gegenüber der Führung der DDR berechenbar 
und konsequent zu halten. Auch die Menschen in der 
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DDR wissen schließlich, was Honecker am 23. April 
auf dem Zehnten Gewerkschaftskongreß des FDGB 
erklärt hat. Er hat gesagt: Die Zeichen, die damals 
am Werbellinsee gesetzt worden sind, haben unseres 
Erachtens auch heute noch ihre volle Gültigkeit. 

(Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

Wenn man diese Worte ernstnimmt — und ich bin 
bereit, das trotz der erkennbaren Mehrheitsverhält-
nisse im Politbüro zu tun —, dann erwarten wir al-
lerdings nicht nur Worte, sondern wir erwarten, 
Herr Kollege Reddemann, auch Taten. Aber in dem 
Maße, in dem wir bereit sind, in unser politisches 
Handeln Empfindlichkeiten und Schwierigkeiten 
der anderen Seite mit einzukalkulieren, muß auch 
die DDR bereit sein, unsere Wünsche und Motive zu 
respektieren und zu berücksichtigen. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Und was ist, 
wenn sie es nicht ist?) 

Im Gegensatz zu Teilen der Führung der DDR wis-
sen wir uns mit der überwiegenden Zahl der Deut-
schen in beiden deutschen Staaten, in der Bundesre-
publik Deutschland und der DDR, darin einig, 

(Beifall bei der FDP) 

daß die Beziehungen zwischen beiden deutschen 
Staaten keine Einbahnstraße sein können und dür-
fen. 

Noch eines — ich sage das in aller Deutlichkeit — 
sollte in der DDR nicht übersehen werden: Die in-
ternationale Glaubwürdigkeit dieses Staates wird 
Schaden leiden, wenn die Grenze in ihrer Un-
menschlichkeit und ihrer weitgehenden Undurch-
lässigkeit — jedenfalls in einer Richtung — so bleibt, 
wie sie heute ist; denn noch so viele Bilder von 
Staatsbesuchen Honeckers wie z. B. in Österreich, 
Japan oder Mexiko können die Weltöffentlichkeit 
auf Dauer nicht von dem Bild dieser Grenze quer 
durch unser geteiltes Land ablenken. Dazu gehört 
neben allem anderen auch die Frage des Zwangsum-
tausches. 

Meine Damen und Herren, die FDP-Fraktion baut 
auf das konsequente Handeln der Bundesregierung 
und wird diese nach Kräften dabei unterstützen, in 
dem so komplizierten, aber gleichzeitig so empfindli-
chen Spannungsfeld zwischen zwei Staaten eines 
Volkes nach der Gewährung selbstverständlicher 
Rechte und der Verwirklichung von Freiheit für 
Deutsche in Deutschland zu streben. — Ich danke 
Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Lintner. 

Lintner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Ronneburger, Sie haben 
die heutige Aktuelle Stunde als schädlich bezeich-
net. Da muß ich mir aber nun doch erlauben, sie dar-
auf hinzuweisen, daß wir den Anlaß für diese Aktu-
elle Stunde nicht geliefert haben. Diese Aktuelle 
Stunde ist notwendig, weil die Verwirrung zu dem 

Thema durch Äußerungen seitens Regierungsmit-
glieder geschaffen worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Öffentlichkeit hat ein Bedürfnis, daß die Dinge 
wieder eindeutig klargestellt werden. Deswegen, 
Herr Kollege Diederich, geht es nicht darum, irgend-
welche Wortklaubereien zu betreiben. Wir verlangen 
vielmehr, daß die Regierung bei diesem elementaren 
Thema weiterhin zu dem steht, was vorhin der Kol-
lege Lorenz bereits gesagt und was der Herr Mini-
ster Franke immer betont hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Erstens glaube ich feststellen zu können, daß die 
Opposition das Treffen des Bundeskanzlers mit 
Herrn Honecker sehr konstruktiv begleitet hat. Ob-
wohl sehr viel Anlaß bestand, den geradezu euphori-
schen Lobpreisungen des Bundeskanzlers über den 
„Geist vom Werbellinsee" zu mißtrauen, haben wir 
der Bundesregierung die sich von ihr selbst einge-
räumte Halbjahresfrist durchaus zugestanden und 
diese Angelegenheit toleriert. Wir haben akzeptiert, 
daß Sie sich ein halbes Jahr Zeit nehmen wollten, 
um z. B. die Frage der Reduzierung des Mindestum-
tausches zu erledigen. Wenn nun Zweifel an der Fe-
stigkeit dieses Willens seitens der Bundesregierung 
entstanden sind, dann deshalb, weil plötzlich Herr 
Bölling und andere davon gesprochen haben, daß 
der postulierte Gesamtzusammenhang nicht mehr 
gelten soll. 

Meine Damen und Herren, es bleibt daher festzu-
halten, daß die Bundesregierung, sprich: der Bun-
deskanzler höchstpersönlich hinsichtlich dessen, 
was zwischen der Bundesrepublik und der DDR 
nach seinem Treffen mit dem SED-Chef regelbar sei, 
einen sehr hohen Erwartungshorizont geschaffen 
hat und daß eben zwangsläufig heute, wo sich her-
ausstellt, daß solche Hoffnungen nicht berechtigt 
sind, eine tiefe Enttäuschung und eine heftige Dis-
kussion zu verzeichnen sind. 

Zweitens bewegt uns die Sorge, meine Damen und 
Herren, daß die Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland durch die Verhaltensweise von Reprä-
sentanten der Bundesregierung und der SPD-Frak-
tion Schaden erlitten haben, 

(Löffler [SPD]: Sprechen Sie mal über die 
Interessen der Menschen in der DDR, Herr 
Kollege Lintner! Das ist nämlich unsere 

Pflicht nach dem Grundgesetz!) 

und zwar deshalb, Herr amtierender Fraktionsvor-
sitzender, weil es sich zwangsläufig dahin auswir-
ken muß, wenn all die Worte angeblicher Festigkeit 
plötzlich in den Reihen der SPD in Zweifel gezogen 
werden, daß damit natürlich der DDR so quasi der 
Versuch nahegelegt wird, den immer betonten Ge-
samtzusammenhang nun tatsächlich zu durchbre-
chen und zu lösen. Die Überlegung, dafür könnte es 
eine Chance geben, ist der DDR-Führung quasi re-
gierungsamtlich oder SPD-amtlich nahegelegt wor-
den. Nun droht etwas, was ich hier auch nicht ver-
schweigen will: Wenn so weiter verfahren wird, dann 
droht die Deutschlandpolitik zum Spielball der SED 
zu werden, d. h. Ihnen droht die Führung in diesem 
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wichtigen politischen Bereich aus den Händen ge-
nommen zu werden. 

Nun, meine Damen und Herren, die Union bleibt 
ihrer konstruktiven Linie treu. Wir meinen, daß ein 
unmittelbarer Zusammenhang zur Höhe des zinslo-
sen Überziehungskredites besteht. Wir meinen auch, 
daß auf der Reduzierung des Swing auf 200 Millio-
nen DM und auf der Rücknahme der Höhe des Min-
destumtausches auf den Stand vor Oktober 1980 be-
standen werden muß. Wir empfehlen Ihnen auch, bei 
Verhandlungen, die darüber zu führen sind, endlich 
dafür zu sorgen, daß solche Vereinbarungen schrift-
lich abgesichert werden, damit wir bei den Sanktio-
nen dann nicht immer auf allgemeine Vertrags-
grundlagen oder den „Geist von Verträgen" angewie-
sen sind, sondern die Sanktionen vertraglich abgesi-
chert sind, damit hier Politik mit Hand und Fuß be-
trieben werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung sollte auch aufhören, quasi 
durch augenzwinkerndes Verständnis — solche Si-
gnale sind ja vorhanden — der SED zu signalisieren, 
sie könne damit rechnen, von der Verpflichtung frei-
gestellt zu werden, etwa den Mindestumtausch zu 
senken; und die Bundesregierung sollte aufhören, zu 
glauben, bereits durch bloßes Goodwill seitens der 
Bundesrepublik könnten bereits Zugeständnisse er-
reicht werden. Wir als Opposition werden jedenfalls 
— das ist unser Grundsatz — eine feste, beständige, 
den Gesamtzusammenhang wahrende Deutschland-
politik auch weiterhin konstruktiv begleiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Bundes-
minister für innerdeutsche Beziehungen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Fahnenstan

-

ge!) 

Franke, Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Wir sollten uns darüber klar sein, warum diese Aktu-
elle Stunde heute hier stattfindet. Sie wird nicht 
veranstaltet, weil das Parlament über einen aktuel-
len Vorgang von Wichtigkeit unterrichtet werden 
müßte. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Er wagt, seine Mei

-

nung zu sagen!) 

— Ich darf doch wohl sagen, was ich dazu meine. Sie 
tun das doch auch. — Anlaß — darüber sind wir uns 
doch wohl auch einig — sind vielmehr Pressemittei-
lungen offensichtlich spekulativen Charakters, de-
ren Urheber und Hintergründe nicht bekannt sind. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Hat Herr Bölling 
denn spekuliert?) 

— Nicht bekannt sind. Ich betone noch einmal: Die 
Bundesregierung weiß nicht von solchen Überlegun-
gen, die in dieser Pressemitteilung behandelt wur-
den. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Wovon spricht 
denn Bölling? — Sprechen Sie von Bölling 

oder von Augstein?) 

Zum Sachverhalt kann ich hier nur noch einmal 
die längst bekannte Position der Bundesregierung 
bestätigen: Die DDR hat im Herbst 1980 den Min-
destumtausch drastisch erhöht und die bis dahin 
geltende Befreiung der Rentner, Kinder und Ju-
gendlichen von der Pflicht zum Mindestumtausch 
aufgehoben. Die Folge war ein erheblicher Rück-
gang des Reise- und Besuchsverkehrs in die DDR 
und nach Berlin (Ost). 

(Zurufe von der CDU/CSU: Und was macht 
die Bundesregierung?) 

— Die Bundesregierung 

(Zuruf von der CDU/CSU: Macht nichts!) 

hat von Anfang an den Standpunkt eingenommen, 
die Neuregelung verstoße gegen die Geschäfts-
grundlage der innerdeutschen Beziehungen und 
stelle einen schwerwiegenden Eingriff in die Sub-
stanz dieser Beziehungen dar. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da brechen die 
zusammen!) 

Die DDR, die über den Mindestumtausch in eigener 
Souveränität entscheidet, kann nicht den geringsten 
Zweifel hegen, wie ernst die Bundesregierung die-
sen Vorgang nimmt. Ferner ist der DDR die Ent-
schlossenheit der Bundesregierung bekannt, die 
Auswirkungen des Mindestumtausches in die Ge-
samteinschätzung der innerdeutschen Beziehungen 
einzubeziehen. Dieser Gesamtzusammenhang um-
faßt viele Probleme. Für eines dieser Probleme steht 
zum 30. Juni eine Entscheidung an — für eines die-
ser Probleme! 

Der Oppositionsführer wird von der Bundesregie-
rung rechtzeitig informiert werden, so wie der Berli-
ner Senat bzw. der Regierende Bürgermeister von 
Berlin, Herr von Weizsäcker, in all den Fragen, die 
Berlin berühren oder betreffen, ebenfalls zum Mei-
nungsbildungsprozeß und Entscheidungsprozeß mit 
in Anspruch genommen wird. 

Die Entwicklung bis heute wird an der Begegnung 
vom Werbellinsee gemessen. Warum sind wir im De-
zember letzten Jahres an den Werbellinsee gefah-
ren? 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

— Lassen Sie mich doch antworten. Ich wollte Ihre 
Zwischenrufe erst einmal hören. Wir haben nämlich 
sehr ausführlich darüber gesprochen. Aber wie im-
mer: Die Vergeßlichkeit ist ein begleitender Faktor, 
von dem auch Abgeordnete nicht befreit sind. 

Ich wiederhole: Die Entwicklung bis heute wird an 
der Begegnung vom Werbellinsee gemessen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wiederholung!) 

— Ja, damit auch Sie es begreifen. — Zu dieser Be-
gegnung kam es aus einer Reihe von Gründen. Der 
wichtigste, j a, der ausschlaggebende Grund war der, 
den Landsleuten in der DDR gerade in diesen Zeiten 
der Ungewißheit ein Zeichen der Verbundenheit zu 
geben, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war in Gü

-

strow!) 
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ein Zeichen der Gewißheit, daß die politische Füh-
rung der Bundesrepublik, verkörpert in der Person 
des Bundeskanzlers, alles ihr Mögliche unternimmt, 
um die innerdeutsche Entspannungspolitik lebendig 
zu halten. Das war die wesentliche Besuchsabsicht. 
Alle, die sich um unser Thema und die davon direkt 
betroffenen Menschen wirklich kümmern, wissen 
und versichern, daß der Besuch des Bundeskanzlers 
in der DDR tatsächlich weitgehend so verstanden 
wurde. Wenn Sie Kontakte zu Bewohnern der DDR 
haben, werden Sie dies bestätigt bekommen haben 
— oder Sie haben sich mit denen nicht beschäf-
tigt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, diese Darstellung be-
deutet u. a. — um es ganz klar zu sagen —, daß es 
eine nachträgliche Verfälschung wäre, jetzt so zu 
tun, als sei die DDR wegen dieses Besuches sozusa-
gen in unserer Schuld und müsse diese nun abzah-
len. So ist es nicht. Was jetzt oder in den nächsten 
Monaten an Verhandlungen ansteht, hat sich wie 
bisher auf dem Wege des Interessenausgleichs zu 
bewegen. Auch die DDR hat Wünsche und Interes-
sen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Wenn Sie das überrascht, bin ich erstaunt. Es 
zeigt, wie wenig Sachkenntnis Sie zu diesem diffizi-
len Thema aufzuweisen haben. Ich habe mich über-
haupt über gewisse Zurufe vorhin gewundert und 
war überrascht, daß ausgerechnet sehr frische, jun-
ge, neue Kollegen, die zu diesem lange gewachsenen 
Thema überhaupt keine innere Beziehung aufzu-
weisen haben, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Woher wissen Sie 
denn das?) 

die kräftigsten Zwischenrufe machten. 

(Zustimmung bei der SPD) 

— Das spürt man doch an der Sachaussage, die 
darin widerklingt. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Wenn Sie die 
Jüngeren nicht begreifen, sollten Sie sie 

auch nicht beschimpfen!) 

So ist es also nicht. Ich sage noch einmal: Was jetzt 
oder in den nächsten Monaten an Verhandlungen 
ansteht, hat sich wie bisher auf dem Wege des Inter-
essenausgleichs zu bewegen. Wir haben am Werbel-
linsee gegenüber der Führung der DDR eine Reihe 
von Themen und Problemen angesprochen, die uns 
beschweren oder im Hinblick auf die wir Erleichte-
rungen erwarten. 

(Lowack [CDU/CSU]: Was war die Grund

-

lage für die Verlängerung des Swing?) 

Letze Woche hat der Ständige Vertreter der DDR 
Antworten auf einige unserer Fragen überbracht. 
Allein daraus kann jeder ersehen, daß sich die Ge-
spräche am Werbellinsee substantiell fortsetzen, 
daß die Ansätze des Treffens fortwirken. 

Natürlich haben wir am Werbellinsee besonders 
ausfürlich und eindringlich den Gesamtkomplex des 
Reiseverkehrs vorgetragen, der uns, wie jeder weiß, 
besonders am Herzen liegt. Im Februar hat die DDR 

Erleichterungen im Reiseverkehr für DDR-Bürger 
in dringenden Familienangelegenheiten eingeführt, 
und zwar als Folge der Begegnung am Werbellinsee. 
Als Folge davon stieg die Zahl der Reisen im März 
dieses Jahres um mehr als 20 % gegenüber dem Ver-
gleichswert vom März des Vorjahres an. Meine Da-
men und Herren, das sind meßbare Ergebnisse. Neh-
men Sie diese Bitte auch zur Kenntnis. Wir wissen, 
daß es uns allen sympathischer wäre, wenn noch viel 
mehr erreicht würde. Manchmal sind aber die klei-
nen Schritte auf dem Wege zum richtigen Ziel viel 
wertvoller als nur pathetisch gehaltene Reden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie treten aber 
auf der Stelle!) 

Es ist also alles andere als richtig, zu sagen, die 
Gespräche am Werbellinsee seien eine folgenlose 
Episode gewesen. Ich denke, das wird sich im Laufe 
des Jahres noch weiter zeigen. Jetzt schreiben wir 
Mai. Am Werbellinsee und danach haben wir sowohl 
hier im Plenum wie auch in der Pressekonferenz die 
Erwartung zum Ausdruck gebracht, daß wir in die-
sem Jahr Bewegungen in Richtung auf Lösung der 
Fragen, die wir dort angesprochen haben, sehen 
werden. 

Die Bundesregierung wird bei ihrer bewährten 
Haltung bleiben. Wir werden unverdrossen, mit Au-
genmaß und Festigkeit die Zusammenarbeit mit der 
DDR suchen, soweit es eben möglich ist. Aus Erfah-
rung wissen wir, daß Zwang und Automatismen je-
der Art keine tauglichen Mittel sind. Wir werden nur 
vorankommen, wenn wir uns die Fähigkeit zum In-
teressenausgleich bewahren. Anders gibt es über-
haupt keine Lösung. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Dr. Geßner. 

Dr. Geßner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es steht natürlich außer jedem Zweifel, 
daß die Erhöhung des Zwangsumtauschgeldes dem 
Verhältnis zwischen der Bundesrepublik und der 
DDR in ganz erheblicher Weise geschadet und es be-
einträchtigt hat. Aus den Debatten im innerdeut-
schen Ausschuß weiß ich allerdings sehr gut, daß die 
Bundesregierung mit Standhaftigkeit bemüht gewe-
sen ist, das Ihre zu tun, um den alten Zustand wie-
derherzustellen. 

Eben ist davon gesprochen worden, die Regierung 
solle Standhaftigkeit beweisen. Ich muß sagen: Hier 
wird mit einer Unterstellung gearbeitet. Diese Re-
gierung ist standhaft gewesen, ob Sie das wahrha-
ben wollen oder nicht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Wenn der Kollege Lintner eben meinte, es herrsche 
Verwirrung, dann muß ich Sie fragen: Verwirrung 
bei wem? Bei uns nicht. Bei Ihnen! Dann muß ich al-
lerdings hinzufügen: Das ist bei Ihnen doch kein 
neuer Zustand; den habe ich schon sehr, sehr oft er-
lebt. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Warum so auf

-

geregt?) 
Auch diesmal ist es wieder so. 
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Wenn man eine Aktuelle Stunde auf der Grund-

lage von Gerüchten beantragt, 

(Lorenz [CDU/CSU]: Äußerungen von Böl

-

ling!) 

dann frage ich mich: Wem soll sie eigentlich die-
nen? 

Ich möchte erklären: Wenn die DDR wirklich, wie 
es in einem Magazin gestanden hat, weiter erhöhen 
würde, würde nicht nur die Gesprächsatmosphäre 
weiter belastet, sondern — hier gebe ich dem Kolle-
gen Ronneburger absolut recht — international be-
käme das der DDR auch nicht gut; dies wäre gewiß 
keine vertrauensbildende Maßnahme. 

Nun hat die ADN, regierungsamtliche Nachrich-
tenagentur der DDR, eine Klarstellung vorgenom-
men. Diese Klarstellung ist wichtig. Sie hat das, was 
hier in der Öffentlichkeit bei uns verbreitet worden 
ist, als Erfindung bezeichnet. 

Nun kommt es, glaube ich, für uns darauf an  — 
Herr  Kollege Lorenz, da müssen Sie mir eigentlich 
recht geben —, daß wir — — 

(Lorenz  [CDU/CSU]: Diesen Sachverhalt 
habe ich gar nicht erwähnt, Herr Kollege!) 

— Ich komme darauf, Sie brauchen sich nicht künst-
lich zu erregen. — Wir müssen die DDR beim Wort 
nehmen. Darauf kommt es jetzt an. Sie hat eine 
Klarstellung gemacht. Nun müssen wir sagen: Okay, 
wir nehmen sie beim Wort. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Aber was tut die Opposition beispielsweise in ihrem 
„Pressedienst" vom 10. Mai? Sie stellt polemische 
Fragen zu diesem Thema. Indem Sie das tun, halten 
Sie das Gerücht am Kochen. Dies liegt genau nicht 
in unserem Interesse. 

Deswegen hätte die Opposition gut daran getan, 
wenn sie auf diese Aktuelle Stunde verzichtet 
hätte. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Alle Beteiligten haben dementiert. Trotzdem gibt es 
diese Aktuelle Stunde. Die Opposition macht dies 
weiter zum Thema und gibt damit weiterhin Gerüch-
ten in der Öffentlichkeit Nahrung. 

(Lorenz [CDU/CSU]: Das Thema haben wir 
heute überhaupt nicht erwähnt, Herr Kolle

-

ge! Nehmen Sie das zur Kenntnis!) 

— Ich habe aber von Ihrem „Pressedienst" und von 
Ihren Kollegen in der Öffentlichkeit gehört, was Sie 
dazu zu sagen haben. 

(Lorenz [CDU/CSU]: Nicht ein Wort davon 
haben wir gesagt! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Der Aufhänger ist doch das, was im „Spiegel" gestan-
den hat. 

(Lorenz [CDU/CSU]: Nein, mit keinem 
Wort! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Natürlich ist das so. Ich kann nur empfehlen, alles 
zu unterlassen, was eine weitere Erhöhung herbei-
zureden geeignet wäre. 

(Lorenz [CDU/CSU]: Senkung, nicht Erhö

-

hung!) 

Ich muß mich fragen, was die Opposition veranlaßt 
hat, diese Klarstellung nicht zur Kenntnis zu neh-
men. Sollte wirklich jemand in der DDR erhöhen 
wollen, so kann es doch für uns überhaupt nicht in 
Betracht kommen, den Boden für eine etwaige Erhö-
hung in der Bundesrepublik psychologisch vorzube-
reiten. Wenn die DDR-Führung das wirklich machen 
wollte, dann müßte sie das Geschäft selbst betreiben 
und nicht etwa mit unserer Unterstützung so etwas 
machen dürfen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich habe keinen Zweifel, daß wir auch in der Zu-
kunft darauf zu achten haben, daß das Gespräch mit 
der DDR besonders diffizil ist. Das ist ein Staat, der 
mit vielen Komplexen behaftet ist. Wir haben uns so 
zu verhalten, daß die Verhandlungen und Gesprä-
che, die wir mit ihnen führen, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

nicht belastet werden. Was Sie in der Vergangenheit 
hier getan haben — ich habe das j a seit 1969 gut ver-
folgen können —, ist immer eine Belastung der Ge-
spräche gewesen. Dies haben Sie dann hingestellt 
als angeblich im deutschen Interesse liegend. Dies 
ist nicht die Politik, die ich mir vorstelle. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

Wenn Sie Sanktionen wollen, dann müssen Sie deut-
lich sagen, wie und in welchem Umfang Sie sich das 
konkret vorstellen. Dann müssen Sie auch den deut-
schen Arbeitnehmern, die davon betroffen sind, er-
klären, was das für sie bedeuten würde. Ich bin ge-
spannt, was sie sagen werden. Sie behaupten, die 
Bundesregierung tue nicht genug gegen die Arbeits-
losigkeit; 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

andererseits versuchen sie, durch Sanktionen Ar-
beitsplätze zu vernichten. 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

— Das wollen Sie nicht hören. So ist das. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Kommen Sie mal 
zur Sache!) 

Ich will in aller Deutlichkeit zum Ausdruck brin-
gen: Die Koalitionsfraktionen haben Vertrauen zur 
Regierung. Wir haben die Standhaftigkeit der Regie-
rung erlebt, und für uns gibt es keinen Zweifel. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Daß Sie lachen, regt mich nicht auf. 

(Erneutes Lachen bei der CDU/CSU) 

Ich weiß sehr wohl — und dieses Lachen beweist es 
erneut —, daß auch in der Zukunft von Ihnen nichts 
zu erwarten ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Bergerowski. 
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Bergerowski (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Diskussion heute zeichnet sich da-
durch aus, daß sie über dasselbe Thema und in der 
ganz gleichen parteipolitischen Konstellation im 
Jahre 1973 und 1974 schon einmal geführt worden 
ist. Ende 1973 hat die Regierung der DDR eine will-
kürliche Verdoppelung der Mindestumtauschsätze 
vorgenommen, zu der am 30. Mai 1974 der Vorsit-
zende der FDP-Bundestagsfraktion, Wolfgang 
Mischnick, in einem Zeitungsbeitrag feststellte: 

Die Deutschlandpolitik ist wieder in den Blick-
punkt des öffentlichen Interesses gerückt, nach-
dem Ost-Berlin seine Bereitschaft, über eine 
Modifizierung des Zwangsumtauschbetrages 
für Reisen in die DDR signalisiert hat. Wir ha-
ben seinerzeit die eigenmächtig verfügte Ver-
doppelung des Umtauschbetrages als einen Akt 
wider den Geist des Grundvertrages und des 
Berlin-Abkommens charakterisiert. Die wech-
selvolle Geschichte der Beziehungen beider 
deutschen Staaten zeigt, daß über allen tagespo-
litischen Schwankungen die langfristige Per-
spektive der Entspannungspolitik nicht verlo-
rengehen darf, sondern daß wir mit festem Be-
harren, nüchterner Einschätzung der Gegeben-
heiten und Ausdauer an den gesetzten Zielen 
festhalten müssen, um ihnen schrittweise nä-
herzukommen. 

Unsere Beharrlichkeit, unsere Ausdauer und die 
Berechenbarkeit haben sich für die Menschen in 
beiden deutschen Staaten damals bezahlt gemacht: 
Die Erhöhung wurde damals rückgängig gemacht. 

Am 27. Oktober 1974 fanden sich dann folgende 
bemerkenswerte Worte im „Neuen Deutschland" un-
ter der Überschrift „Zur Förderung der Touristik": 

Die Analyse des Finanzministeriums zeigt deut-
lich, daß die Erhöhung der verbindlichen Min-
destumtauschsätze ungenügend den Touristen-
verkehr aus den nicht-sozialistischen Staaten 
und West-Berlin förderten. Bei der Berechnung 
und Festlegung der Sätze ging der Minister der 
Finanzen der DDR davon aus, daß sie sich gün-
stiger für die Entwicklung des Touristenver-
kehrs auswirken. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Den Verantwortlichen in Ost-Berlin kann die Lek-
türe gerade dieses Artikels nur anempfohlen wer-
den. Ich meine, er könnte auch bei ihren jetzigen 
Entscheidungen und Vorgängen des Überlegens ein 
Vorbild sein; denn alle Abgrenzungsbemühungen 
können an einen Punkt gelangen, an dem sich die 
Regierung der DDR mit der Wirkung dieser Abgren-
zungsmaßnahmen unmittelbar konfrontiert sehen 
muß. Eine hemmungslose Abgrenzung werden auch 
die Bürger der DDR nicht tolerieren. 

Die Diskussion über die Modalitäten des Swing 
begleiten die Beziehungen beider deutscher Staaten 
seit Jahrzehnten. So sei in diesem Zusammenhang 
daran erinnert, daß Bundeskanzler Adenauer durch 
das Berliner Abkommen vom August 1960 zu außer

-

ordentlich günstigen Konditionen den zinslosen 
Überziehungskredit der DDR eingeräumt hat. 

(Reddemann [CDU/CSU]: In welcher Höhe, 
Herr Kollege!) 

In der Zeit der Großen Koalition ist diese Politik in 
der Erwartung fortgesetzt worden, daß dadurch der 
innerdeutsche Handel belebt werde, und die Verbin-
dung zwischen beiden deutschen Staaten verstärkt 
werden könne. 

Nun kann man heute ohne Vorwurf feststellen, 
daß sich die Große Koalition dies alles einiges hat 
kosten lassen, daß jedoch Gegenleistungen in Form 
menschlicher Erleichterungen damals nicht erreicht 
wurden. Erst mit dem Grundlagenvertrag und den 
anderen Verträgen konnte für die Menschen im ge-
teilten Deutschland eine spürbare Verbesserung er-
zielt werden. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Stimmt doch gar 
nicht!) 

Ich will zum Schluß kommen und namens der 
FDP-Fraktion all denjenigen danken, die trotz der 
gestiegenen Umtauschsätze in den vergangenen 
Jahren bereit waren, in die DDR zu reisen und da-
durch die Kontakte aufrechtzuerhalten. Sie haben 
damit deutlich gemacht, daß sich Deutsche nicht 
trennen lassen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

So gesehen kann man sagen, daß sich auch die Qua-
lität der menschlichen Beziehungen seit 1980 erheb-
lich erhöht hat. 

Die FDP-Fraktion wird sich wie in den vergange-
nen Jahren weiter darum bemühen, eine Deutsch-
landpolitik mit Augenmaß und Realitätssinn zu ma-
chen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Böhm (Melsungen). 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Kollege Dr. Geßner 
ist bei dem Versuch, von der Sache abzulenken, um 
die es hier geht, wieder einmal in Dinge geflüchtet, 
die überhaupt nicht zur Debatte stehen, nämlich in 
die Frage, warum eine Aktuelle Stunde stattfinden 
und warum sie seiner Meinung nach besser nicht 
hätte stattfinden sollen. 

Wir haben, um das noch einmal klar und deutlich 
zu sagen, diese Aktuelle Stunde beantragt, um der 
Regierung Gelegenheit zu geben, endlich Festigkeit 
zu beweisen und die widersprüchlichen Äußerungen 
aus ihrem Lager, die wir in der letzten Zeit gehört 
haben, 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Das ist doch 
eine Konstruktion von Ihnen!) 

aus dem Wege zu schaffen. Das ist der Sinn dieser 
Aktuellen Stunde. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn auf der einen Seite Bundesminister Franke 
sagt, wenn sich beim Zwangsumtausch nichts tue, 
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Böhm (Melsungen) 

sei beim Swing „das Ende der Fahnenstange er-
reicht", und auf der anderen Seite der wieder zu-
rückgekehrte Regierungssprecher Klaus Bölling er-
klärt, die Zurücknahme des im Oktober 1980 verdop-
pelten Mindestumtauschsatzes für DDR-Reisen be-
deute nicht, daß beide Bereiche unmittelbar zusam-
mengekoppelt seien, dann liegt der Wirrwarr doch 
bei Ihnen. Sie müssen das ausräumen, um der DDR 
wieder überzeugend entgegentreten zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Noch eine Bemerkung zu dem, was Bundesmini-
ster Franke gesagt hat. Er erklärt immer wieder — 
nicht nur heute —, es handle sich hier um souveräne 
Entscheidungen der DDR. Herr Bundesminister, 
wissen Sie nicht, daß im Zusammenhang mit den 
Verhandlungen über das Viermächteabkommen 
viermal auch über die Umtauschsätze gesprochen 

(Lorenz [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

und daß das seinerzeit verbindlich vereinbart wor-
den ist? 

Und im übrigen: Warum schließt man denn Ver-
träge? Man schließt Verträge, um im eigenen Ho-
heitsbereich Maßnahmen zu ergreifen, zu denen 
man sich gegenüber dem Vertragspartner nach au-
ßen hin verpflichtet hat. Unsere Aufgabe ist es, auf 
diese Weise auf menschliche Erleichterungen in der 
DDR und in den Beziehungen zur DDR hinzuwir-
ken. 

Was bedeutet eigentlich die Verdopplung des 
Zwangsumtauschsatzes für die Menschen in unse-
rem Land? Es ist schon vom Kollegen Lorenz gesagt 
worden. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Das wissen 
wir sehr genau. Wir selber sind alle betrof

-

fen! — Weiterer Zuruf des Abg. Büchler 
[Hof] [SPD]) 

— Sie sollten noch einmal zuhören, um genau zu er-
kennen, worum es uns heute geht. 

(Büchler [Hof] [SPD]: Es geht um ganz an

-

dere Sachen!) 

Die DDR hat eine dritte Mauer errichtet. Neben 
der Mauer aus Beton und Stacheldraht, neben der 
Mauer aus Schikanen bei der Ein- und der Aus-
reise 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Herr Böhm, 
das wissen wir doch alles!) 

hat sie jetzt durch die Erhöhung des Zwangsumtau-
sches die finanzielle Mauer errichtet. Wenn Sie sa-
gen, daß Sie das wüßten, muß ich sagen: Dann rich-
ten Sie doch Ihre Politik danach ein, und geben Sie 
sich nicht Illusionen hin! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich glaube, für manchen Kollegen in diesem Saal 
ist es sehr interessant, einmal zu hören, was es be-
deutet, daß die DDR den Zwangsumtauschsatz in 
dieser Weise erhöht hat. Wenn ein westdeutsches 
Ehepaar mit zwei Kindern im Alter von sechs bis 15 
Jahren die ihm formal zustehende Möglichkeit aus-
nutzen will, für 30 Tage zu den Großeltern in die 
DDR zu fahren, dann kostet das hinsichtlich Zwangs-

umtausch und Visagebühren 1 980 DM, also rund 
2 000 DM. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Unglaublich! 
Unerhört!) 

Das muß man sich einmal klarmachen, um zu sehen, 
was das für die innerdeutschen Beziehungen in un-
serem geteilten Land bedeutet. 

In diesem Zusammenhang ist auch noch interes-
sant, daß die DDR ihren Rentnern, die in die Bun-
desrepublik reisen dürfen, nur die Möglichkeit gibt, 
jährlich 15 DM der DDR in 15 D-Mark umzutau-
schen. Das bedeutet: Wenn ein Rentner sein gesam-
tes Reisekontingent ausnutzt, so werden ihm von 
der DDR pro Tag ganze 50 Pfennig zum Umtausch 
freigegeben. Das sollten wir alle in Deutschland ein-
mal wissen, wenn über die innerdeutschen Bezie-
hungen in unserem Land diskutiert wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Diederich 
[Berlin] [SPD]: Herr Böhm, tun Sie doch 
nicht so, als wenn wir das nicht wüßten!) 

Meine Damen und Herren, die Folgen dieser Geld-
schneiderei haben zu einem ganz erheblichen Rück-
gang des Reiseverkehrs geführt. Damit war die Ver-
doppelung des Zwangsumtausches ein Stoß in das 
Herzstück der innerdeutschen Beziehungen. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Das ist doch 
Quatsch!) 

Wir alle in diesem Haus — ob Regierung oder Op-
position —, für die die Menschlichkeit in Deutsch-
land das Grundmotiv unserer Deutschlandpolitik ist, 
sind der permanenten Erpressung durch diejenigen 
ausgesetzt, die von völlig anderen Motiven ausge-
hen, als das bei uns der Fall ist. Diese Erkenntnis 
wünschte ich mir auf allen Seiten dieses Hauses, da-
mit künftig nicht Illusionen, sondern Realismus die 
Deutschlandpolitik, vielleicht eine gemeinsame 
Deutschlandpolitik bestimmt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Diederich 
[Berlin] [SPD]: Herr Böhm, ich habe den 

Eindruck, Sie haben die Illusionen!) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Löffler. 

Löffler (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Der Herr Kollege Lorenz 
hat die Beziehungen zwischen den beiden deutschen 
Staaten mit der Frage verbunden, was der SED zu-
gemutet werden kann. So kann man das natürlich 
betrachten, Herr Lorenz, ich sehe das allerdings 
nicht als den richtigen Ansatzpunkt an. Denn die Be-
ziehungen zwischen den beiden deutschen Staaten 
dienen ganz eindeutig den menschlichen Erleichte-
rungen. Sie sollen die schmerzlichen Auswirkungen 
der deutschen Spaltung lindern. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Stark [Nürtin

-

gen] [CDU/CSU]: Ja, das sollten sie!) 

Es liegt auf der Hand, daß wir an diesen Erleichte-
rungen ein größeres Interesse haben als die Staats-
führung der DDR. 

(Lorenz [CDU/CSU]: Sicher!) 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 99. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 12. Mai 1982 	5971 

Löffler 
Diese dürfte von politischen Auswirkungen außer-
halb des deutsch-deutschen Verhältnisses in einem 
Maße abhängig sein, das wir vielleicht erahnen, aber 
mit Sicherheit nicht genau kennen. — Jetzt hat Herr 
Lorenz schon dreimal mit dem Kopf genickt; das 
finde ich gut. — 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Sie können ruhig schreien, junger Freund; das in-
teressiert mich nicht. 

Die Beziehungen zwischen den beiden deutschen 
Staaten bestehen aus einer ganzen Reihe von Rege-
lungen, Abmachungen, Kooperationen und gemein-
samen Vorhaben auf den verschiedensten Gebieten. 
Nun erhebt sich doch die Frage: Soll man dieses 
ganze Gespinst der Beziehungen auf den angebli-
chen Zusammenhang zinsloser Überziehungskredit 
und Mindestumtausch reduzieren? 

(Reddemann [CDU/CSU]: Aber diesen Zu-
sammenhang hat doch die Bundesregie

-

rung hergestellt!) 

Die Konstruierung eines festen Zusammenhanges 
zwischen beiden Fragen, nämlich zwischen Swing 
und Mindestumtausch, engt den politischen Spiel-
raum beider Seiten ein. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Mit anderen Wor

-

ten: Sie wollen nicht!) 

Die SPD-Fraktion legt allergrößten Wert darauf, daß 
der Verhandlungspielraum der Bundesregierung ge-
genüber der DDR möglichst groß bleibt; denn ohne 
einen Verhandlungsspielraum kommen wir nicht 
weiter. 

Im übrigen halten wir es in dieser Frage, sehr ge-
ehrter Herr junger Kollege, mit Konrad Adenauer, 
der im November 1960 in einer ähnlichen Situation 
erklärt hat: 

Ich habe unseren Unterhändler angewiesen, 
elastisch vorzugehen. Mit starren Vorbedingun-
gen kommen wir nicht weiter. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Mit automatischen Zwangsläufigkeiten und einer 
Umrechnungstabelle des gegenseitigen Gebens und 
Nehmens kann man im deutsch-deutschen Verhält-
nis keine Politik betreiben. Es gibt zwar, sehr geehr-
ter Herr Kollege Stark, im innerdeutschen Handel 
mit Waren eine Verrechnungseinheit, aber eine Ver-
rechnungseinheit in politischen Fragen zwischen 
beiden deutschen Staaten läßt sich beim besten Wil-
len nicht aufstellen. 

Nun will ich einmal eines in aller Deutlichkeit sa-
gen. Es fällt mir zwar schwer, das hier zu tun, aber es 
muß einmal gesagt werden: Unser Beitrag in diesen 
Beziehungen, politisch und materiell, wird immer 
größer sein müssen, weil wir aus unserer Verpflich-
tung gegenüber unseren Landsleuten in der DDR 
handeln, einer Verpflichtung, die die Staatsführung 
der DDR überhaupt nicht kennt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
des Abg. Dr. Hackel [CDU/CSU]) 

— Nein, das muß man einmal sagen, Herr Hackel, 
und darf nicht so tun, als gäbe es einen solchen Zu

-

sammenhang nicht, als könnten wir mit denen ganz 
anders verhandeln, so, als ob wir mit einem x-belie-
bigen Staat verhandeln. 

Dabei ist eines völlig klar und muß natürlich deut-
lich gesagt werden und ist von den Sprechern mei-
ner Fraktion auch deutlich gesagt worden: Wer Re-
gelungen und Bedingungen im deutsch-deutschen 
Verhältnis einseitig gegen das ausdrücklich bekun-
dete Interesse des Partners verändert, belastet die 
Beziehungen. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Was heißt 
das? — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Man wird doch wohl einmal ausreden dürfen. — 
Daraus ergibt sich mit Selbstverständlichkeit, daß 
belastete Beziehungen in vielen anderen Bereichen 
Regelungen erschweren. 

Ein Wort zum Swing. Der zinslose Überziehungs-
kredit ist in den Beziehungen zur DDR eine wichtige 
Regelung. Wichtig deshalb, weil unsere Landsleute 
in der DDR dadurch in einem gewissen Maße Er-
leichterungen erfahren, von deren Bedeutung wir 
uns in unserem reichen Land nur im unmittelbaren 
Kontakt mit den Menschen drüben eine Vorstellung 
machen können. Deshalb ist der Überziehungskre-
dit als Druckmittel nicht geeignet. Deshalb meine 
Warnung am gestrigen Tage in Berlin: Wir dürfen 
die noch nicht allzu feste Brücke zwischen uns und 
der DDR von unserer Seite aus an keiner Stelle de-
montieren. — Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Hoppe. 

Hoppe (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Erhöhung des Zwangsumtausches hat 
den Kernbereich der deutsch-deutschen Beziehun-
gen beschädigt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die DDR muß diesen von ihr herbeigeführten Zu-
stand wieder beseitigen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die DDR-Führung weiß j a auch ganz genau, daß sie 
mit dieser Maßnahme überzogen und überreizt hat. 
Wir sollten ihr dieses Wissen nicht nehmen. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Dann hätte aber 
der Minister anders sprechen müssen!) 

Und sie weiß ebenso — und wir wissen das auch —, 
daß Deutschlandpolitik nur dann wieder ersprieß-
lich wird, wenn dieses Stück Gesamtbelastung von 
uns genommen wird. Da Deutschlandpolitik inzwi-
schen, wie mir scheint, auch für die DDR mehr be-
deutet als nur Instrument für ein gegenseitiges Är-
gernis oder für ein gegenseitiges Zulangen, wird sie 
sich, glaube ich, sehr wohl eines Besseren besinnen 
können. 

Nun will ich mit dem Teilaspekt Swing hier nicht 
allein und ausschließlich argumentieren und daraus 
schon gar keinen Knüppel machen. Aber wir werden 
natürlich auch nicht zu Swing-Dienern werden; 
denn das, was dem Ausgleich politischer Interessen 
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Hoppe 
dienende Politik sein kann, von der Herr Lorenz ge-
sprochen hat, verlangt in der Tat ein Geben und 
Nehmen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Es gehört dazu, wie ein Gesprächspartner einmal ge-
sagt hat, daß in der Tat eine Hand die andere 
wäscht. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Oder schmutzig 
macht!) 

Wer aber mutwillig eine Hand erst beschmutzt, muß 
sie wieder reinigen, damit man zu diesem dem Inter-
essenausgleich dienenden Verfahren auch wieder 
zurückfinden kann. 

Aber ich frage mich, ob das in dieser Situation un-
serer Politik wirklich die Stunde des Parlaments 
war 

(Zuruf von der SPD: Nein!) 

oder ob wir nicht eigentlich hier eine auflagenstei-
gernde Veranstaltung gemacht haben. Gewiß, die 
„Spiegel"-Redaktion wird es uns danken. Eines darf 
uns jedoch nicht passieren 

(Zuruf des Abg. Reddemann) 

— Sie haben Verständnis dafür, Herr Reddemann, 
was Auflagen angeht —: Wir dürfen aus einem so 
wichtigen Thema nicht einen Flopp werden lassen 
und auf die Schippe einer Wochenzeitschrift sprin-
gen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Das, meine Damen und Herren, sollte uns eigentlich 
nicht passieren. 

Nachdem wir, wie ich meine, an der Stelle durch 
eine gewisse Übereifrigkeit, würde ich sagen, eine 
Übersteuerung des politisch-parlamentarischen In-
strumentariums hier an dieses Thema geführt wor-
den sind, sollten wir sagen: Da es sich um ein so 
wichtiges Thema der deutschen Politik und der 
Menschen in beiden deutschen Staaten handelt, wol-
len wir nicht leugnen, daß es ein Thema des Parla-
ments ist; ich hätte mir allerdings eine bessere 
Stunde dafür gewünscht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile dem Abgeord-
neten Werner das Wort. 

Werner (CDU/CSU): Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Zunächst drei Vorbemerkungen. 

Erstens. Herr Geßner, Sie und auch Ihre Kollegen 
sprachen hier die ganze Zeit über einen Artikel, den 
nicht wir in diese Diskussion eingeführt haben; er 
beschäftigt sich mit der Erhöhung des Umtausches. 
Uns geht es um die Absenkung des Zwangsumtau-
sches! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In dieser Zielsetzung müßten Sie alle — einschließ-
lich der Herr Bundesminister — doch mit uns einer 
Meinung sein. Das war doch bis vor kurzem noch 
Ihre große Forderung. 

Zweitens. Sie scheinen völlig vergessen zu haben, 
daß Herr Bölling es war, der sagte, das Thema Ab-
senkung des Zwangsumtausches sei kein Thema für 
Verhandlungen. Ich meine, Herr Minister, damit ist 
dieser Gesamtzusammenhang, von dem Sie vorhin 
etwas vage gesprochen haben, durchtrennt. Dieser 
Gesamtzusammenhang hätte von Ihnen hier zwei-
felsohne etwas näher dargelegt und formuliert wer-
den müssen. 

Ich möchte zum dritten dem Kollegen Hoppe recht 
herzlich für seine klaren Ausführungen danken, die 
nämlich in die Richtung gingen, daß die Absenkung 
offensichtlich auch nach seiner Meinung eine Art 
Conditio sine qua non darstellt. An diesem Punkt 
werden wir uns zweifelsohne treffen. 

Ich möchte jedoch noch folgendes kurz anfügen: 
Meine Damen und Herren, der DDR ist es doch bis-
her gelungen, unsere Leistungen jeweils vertraglich 
zu vereinbaren und gleichzeitig entgegen vertragli-
cher Regelungen die Eintrittsschwelle durch Aufla-
gen und Bestimmungen jeweils zu erhöhen und 
nach dem Prinzip vorzugehen: Menschlichkeit ge-
gen Kasse. Dabei werden wir immer aufgefordert, 
mehr in die Kasse hineinzulegen. Die Bundesregie-
rung, Herr Minister, hat hiergegen bisher kein Re-
zept gefunden. Es muß zuweilen auch der Eindruck 
entstehen, daß die Bundesregierung ein Konzept 
auch gar nicht will, weil sie sich dann dem lächerli-
chen Vorwurf der DDR aussetzen könnte, Reibungs-
flächen im innerdeutschen Verhältnis zu schaffen. 
Gleichwohl — darauf lege ich Wert — ist der Grund-
lagenvertrag ein Vertrag, der auf das besondere Ver-
hältnis zwischen den beiden Staaten in Deutschland 
hinweist. 

Nun, meine Damen und Herren, wir sind zu einem 
gemeinsamen Handeln bereit, und wir haben dafür 
Maßstäbe. Wenn wir uns gemeinsam auf diese 
Grundsätze einigen könnten, dann wären wir schon 
recht froh. Wir fordern Sie deswegen zu diesem ge-
meinsamen Handeln auf und bieten Ihnen folgende 
Grundsätze an: 

Erstens. Eine gemeinsame Politik muß unseres 
Erachtens von Beharrlichkeit, Zuverlässigkeit und 
Berechenbarkeit unserer Regierung gekennzeich-
net sein. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Das macht 
die Regierung!) 

Die Ziele müssen klar formuliert werden, und man 
muß über Rückschläge durch das Verhalten der 
DDR hier auch ohne Schönfärberei reden. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Das hat Herr 
Franke auch getan!) 

Zweitens. Die DDR muß aufgefordert werden, die 
große Zahl internationaler Pakte und Willenserklä-
rungen, die sie unterschrieben hat, auch konkret an 
der innerdeutschen Grenze und in der DDR selber 
anzuwenden. 

(Dr. Hackel [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wir müssen die DDR bei ihrer Unterschrift pak-
ken! 

Zum dritten müssen wir die DDR darauf hinwei-
sen, daß es das Ziel der Politik in Deutschland sein 
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Werner 
muß, mehr menschliches Miteinander und eben 
nicht mehr trennende Staatlichkeit herbeizufüh-
ren. 

Viertens. Bestehende Verträge müssen im Sinne 
von mehr menschlichem Miteinander von der DDR 
erfüllt werden; sie müssen nach Möglichkeit in ge-
meinsamen Verhandlungen ausgeweitet werden. 
Gerade hier ist Ost-Berlin immer wieder an die Ver-
tragstreue zu erinnern. — Herr Hoppe, ich begrüße 
es, daß Sie darauf hinweisen, daß die früheren Ver-
einbarungen und Regelungen die Geschäftsgrund-
lage bilden müssen. 

Fünftens. Die Gespräche und Verhandlungen über 
die noch aus- und offenstehenden Verabredungen 
und Abkommen infolge des Grundlagenvertrages 
sind gezielt zu einem erfolgreichen Abschluß zu füh-
ren. 

Sechstens. Wir sind der Auffassung, daß alle Ver-
einbarungen in Form eines Stufenplanes von flexi-
bler Handhabung angestrebt werden müssen, wobei 
der Gesichtspunkt von Leistung und Gegenleistung, 
von Auslegungsklarheit und Überprüfbarkeit Gel-
tung finden muß. 

Wir sind siebentens der Auffassung, daß vertrau-
ensbildende Maßnahmen zu ergreifen sind, die die 
Deutschen in beiden Teilen in unmittelbaren Kon-
takt zueinander bringen. Wir denken hierbei, wie sie 
wissen, an den innerdeutschen Jugendaustausch, an 
den Kulturaustausch, an innerdeutsche Gesprächs-
foren und Partnerschaften, wobei wir gerade hier 
auf Vielfalt der Meinungen und der Teilnehmer be-
sonderen Wert legen. 

Achtens. Das Verhältnis zwischen den beiden 
Staaten in Deutschland muß unseres Erachtens 
eben nicht nur im Zusammenhang mit der weltpoli-
tischen Lage gesehen werden, sondern alle Bereiche 
in den wechselseitigen Beziehungen bilden unserer 
Meinung nach einen politischen Gesamtzusammen-
hang, und im Sinne des Prinzips der kommunizie-
renden Röhren können daher wirtschaftspolitische 
Maßnahmen wie etwa der Swing nicht für sich allein 
betrachtet werden. 

(Büchler [Hof] [SPD]: Das wollen wir auch 
nicht!) 

— Herr Büchler, die Aufrechterhaltung der finan-
ziellen Leistungen zugunsten der DDR und die Ver-
stärkung der Wirtschaftsbeziehungen mit der DDR 
sind deswegen unseres Erachtens nur dann möglich, 
wenn zuvor im Rahmen der Gesamtbeziehungen die 
Voraussetzungen geschaffen sind. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter, ich 
muß Sie bitten, zum Schluß zu kommen. 

Werner (CDU/CSU): Dies, meine Damen und Her-
ren, sind die Voraussetzungen, von denen wir ausge-
hen und von denen her wir Ihnen die Hand zur Zu-
sammenarbeit bieten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile dem Abgeord-
neten Steiner das Wort. 

Steiner (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Herr Kollege Werner, 
worum es Ihnen wirklich geht, können Sie Ihrem ei-
genen Pressedienst vom 10. Mai 1982 entnehmen. 
Wenn Sie solche Eingangsbemerkungen machen, 
sollten Sie sich erst einmal vergewissern, was Ihr 
Sprecher, nämlich Dr. Eduard Ackermann, dazu aus-
gesagt hat. 

Damit es hier nicht zu neuen Mißverständnissen 
kommt bzw. damit von Ihnen nicht neue Mißver-
ständnisse aufgebaut werden, möchte ich zum ei-
gentlichen Thema folgendes erklären: 

Erstens. Wir haben die willkürliche Erhöhung der 
Umtauschsätze durch die DDR am 9. Oktober 1980 
genau wie Sie als einen Verstoß gegen die allgemein 
anerkannten politischen Geschäftsgrundlagen der 
deutsch-deutschen Beziehungen verurteilt. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Das gilt auch heute. 

Zweitens. Wir bestehen uneingeschränkt auf dem 
Abbau der erhöhten Mindestumtauschsätze. An die-
ser Forderung halten wir fest, davon machen wir 
keine Abstriche. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wer das trotzdem bezweifelt, wer unterstellt, dies sei 
eine nur taktische Forderung von uns, wer so tut — 
oder dies andeutet —, als gäbe es in diesem Parla-
ment in der Forderung nach einer Senkung der Um-
tauschsätze unterschiedliche Gewichtungen oder 
gar Auffassungen, der hilft nicht, die für uns alle un-
erträgliche Situation beim Mindestumtausch zu ver-
bessern. Im Gegenteil — und das sage ich hier ganz 
deutlich —, er macht sich damit indirekt denen nütz-
lich, die die Grenze noch undurchlässiger machen 
wollen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD — 
Reddemann [CDU/CSU]: Das glaubt Ihnen 
Ihre eigene Fraktion nicht! — Löffler 
[SPD]: Was er gesagt hat, war sehr gut!) 

Drittens. Wir haben unsere Forderungen nach ei-
ner Reduzierung des erhöhten Mindestumtausch-
satzes oder nach menschlichen Erleichterungen ge-
genüber der DDR immer in einen gesamtpolitischen 
Zusammenhang gestellt. Wir haben stets deutlich 
gemacht, daß alle politischen Einflußmöglichkeiten 
zur Durchsetzung unserer Anliegen angemessen ge-
nutzt werden müssen. Gesamtzusammenhang heißt 
aber nicht nur „Swing und Zwang". Wir haben es 
deshalb bewußt unterlassen, starre Fronten aufzu-
bauen, um den sowieso geringen Spielraum an Ver-
handlungsmöglichkeiten nicht noch unnötig weiter 
einzuengen. 

Ihre Forderung, den Swing zu reduzieren, sollte 
die DDR die erhöhten Mindestumtauschsätze nicht 
bis zum 30. Juni 1982 zurücknehmen, gleicht einem 
Disziplinarverfahren gegen die DDR mit einer Straf-
maßvorgabe. Das ist Sanktionspolitik, die wir nicht 
mittragen können. 

(Zustimmung bei der SPD — Reddemann 
[CDU/CSU]: Wir sind Ihnen dankbar für 
Ihre Aussage! — Zuruf von der CDU/CSU: 
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Steiner 
Das war doch der Vorschlag vom Kanz

-

ler!) 

Viertens. Wir haben auch kein Verständnis dafür 
— ich gehe jetzt auf das ein, was der Kollege Werner 
anfangs im Zusammenhang mit Veröffentlichungen 
sagte —, wenn spekulative Zeitschriftengeschichten 
von der Opposition zum Anlaß genommen werden, 
um die Tagesordnung des Parlaments zusätzlich zu 
befrachten. 

(Lorenz [CDU/CSU]: Das haben wir doch 
nicht gemacht! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Mein Kollege Löffler hat Konrad Adenauer zitiert 
und das wird ja für Sie sicherlich noch Gültigkeit ha-
ben. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Diese Zitate pas- 
sen doch nicht in den Zusammenhang! — 
Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Sie hät-
ten früher mehr auf ihn hören sollen!) 

Ich möchte hinzufügen: Wenn das, was Konrad Ade-
nauer seinerzeit gesagt hat, für sie gilt, dann sollten 
Sie, wenn es um menschliche Erleichterungen geht, 
die Klimmzüge am Mindestumtausch unterlassen. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der 
FDP — Dr. Hupka [CDU/CSU]: Oje, oje!) 

Vizepräsident Windelen: Meine Damen und Herren, 
die Aktuelle Stunde ist damit beendet. 

Wir sind am Schluß der heutigen Tagesordnung 
angelangt. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf morgen, Donnerstag, den 13. Mai 
1982, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.42 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. van Aerssen * 	 14. 5. 
Dr. Ahrens ** 	 12. 5. 
Bernrath 	 12. 5. 
Brandt * 	 13. 5. 
Dr. Dregger 	 14. 5. 
Dr. Ehmke 	 14. 5. 
Dr. Emmerlich 	 14. 5. 
Frau Dr. Engel 	 13. 5. 
Gerlach 	 14. 5. 
Gerstein 	 12. 5. 
Gerster (Mainz) 	 13. 5. 
Haar 	 12. 5. 
Frau Dr. Hartenstein 	13. 5. 
Hauser (Krefeld) 	 12. 5. 
Herterich 	 14. 5. 
Frau Huber 	 14. 5. 
Ibrügger 	 14. 5. 
Frau Dr. Martiny 	 14. 5. 
Rossmanith 	 12. 5. 
Schäfer (Mainz) 	 12. 5. 
Wehner 	 14. 5. 

* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Parlaments 
** für die Teilnahme an Sitzungen der Beratenden Versammlung 

des Europarates 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 30. April 1982 beschlos-
sen, zu dem Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den Wehrbe-
auftragten des Bundestages keinen Antrag gemäß Artikel 77 Abs. 2 
des Grundgesetzes zu stellen. 

In seiner Sitzung am 30. April 1982 hat der Bundesrat ferner be-
schlossen, dem Gesetz über steuerliche und sonstige Maßnahmen 
für Arbeitsplätze, Wachstum und Stabilität (Beschäftigungsförde-
rungsgesetz - BeschäftFG) nicht zuzustimmen. Das Schreiben des 
Präsidenten des Bundesrates ist als Drucksache 9/1622 verteilt. 

Der Bundeskanzler hat mit Schreiben vom 30. April 1982 mitge-
teilt, daß die Bundesregierung beschlossen hat, zu dem Gesetz über 
steuerliche und sonstige Maßnahmen für Arbeitsplätze, Wachstum 
und Stabilität (Beschäftigungsförderungsgesetz - BeschäftFG) die 
Einberufung des Vermittlungsausschusses gemäß Artikel 77 Abs. 2 
des Grundgesetzes zu verlangen. Das Schreiben des Bundeskanz-
lers ist als Drucksache 9/1624 verteilt. 

Der Vorsitzende des Vermittlungsausschusses hat mitgeteilt, daß 
der Vermittlungsausschuß in seiner Sitzung am 12. Mai 1982 als 
Nachfolger für den ausgeschiedenen Herrn Bürgermeister Kosch-
nick Herrn Minister Dr. Posser zum Vorsitzenden gewählt hat. 

Der Präsident hat gemäß § 80 Abs. 3 der Geschäftsordnung die 
nachstehende Vorlage überwiesen: 

Bericht der Bundesregierung über die gesetzlichen Renten-
versicherungen, insbesondere für deren Finanzlage in den 
künftigen 15 Kalenderjahren, gemäß §§ 1273 und 579 der 
Reichsversicherungsordnung, § 50 des Angestelltenversiche

-

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

rungsgesetzes und § 71 des Reichsknappschaftsgesetzes 
(Rentenanpassungsbericht 1982) 

Gutachten des Sozialbeirats zu den Anpassungen der Renten 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung zum 1. Januar 1983 
sowie zu den Vorausberechnungen der Bundesregierung über 
die Entwicklung der Finanzlage der Rentenversicherung bis 
1996 (Drucksache 9/1551) 
zuständig: Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

(federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Egert auf die Frage der Ab-
geordneten Frau Steinhauer (SPD) (Drucksache 
9/1631 Frage 11): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß vom Arbeitsgericht 
Reutlingen ein Normenkontrollverfahren wegen Verletzung 
des Gleichheitsgrundsatzes nach dem Gesetz für Kündi-
gungsfristen für Angestellte aus dem Jahr 1926 in Bezug zu 
den Kündigungsfristen für Arbeiter eingeleitet wurde, und 
hat die Bundesregierung die Absicht, diesem Verfahren beizu-
treten? 

Der von Ihnen angesprochene Vorlagebeschluß 
des Arbeitsgerichts Reutlingen aus dem Jahre 1975 
ist der Bundesregierung vom Präsidenten des Bun-
desverfassungsgerichts seinerzeit zugeleitet wor-
den. Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung hat dazu 1976 namens der Bundesregierung 
gegenüber dem Bundesverfassungsgericht Stellung 
genommen. Zu einem weiteren, in der Sache gleich-
gerichteten Vorlagebeschluß des Arbeitsgerichts 
Reutlingen aus dem Jahre 1979 hat sich der Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung namens der 
Bundesregierung gegenüber dem Präsidenten des 
Bundesverfassungsgerichts auf die vorerwähnte 
Stellungnahme bezogen, da sich aus dem zweiten 
Vorlagebeschluß keine neuen rechtlichen Gesichts-
punkte ergaben. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Egert auf die Frage des Ab-
geordneten Dr. Hupka (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1631 Frage 13): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf Grund der geän-
derten Bemessungsgrundlage und der Leistungssätze für die 
Teilnahme an Sprachförderungsmaßnahmen jugendliche 
Aussiedler trotz fehlender Sprachkenntnisse das Angebot der 
Sprachförderung verweigern und sich gleich um einen Ar-
beitsplatz bemühen, und ist die Bundesregierung bereit, die 
Änderung der Sprachförderungs-Verordnung aus diesem 
Grund zu korrigieren? 

Nach der Sprachförderungsverordnung erhalten 
Aussiedler während der Teilnahme an einem 
Deutsch-Sprachlehrgang seit 1. Januar 1982 Unter-
haltsgeld in Höhe von 68 v. H des pauschalierten 
durchschnittlichen Arbeitsentgelts aller Bezieher 
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von Arbeitslosengeld am 1. September des vorange

-

gangenen Kalenderjahrs. Die Bemessung nach dem 
durchschnittlichen Arbeitsentgelt aller Bezieher 
von Arbeitslosengeld bringt Vorteile für die Aussied-
ler, die nur ein niedriges Arbeitsentgelt erzielen 
könnten; dazu gehören regelmäßig jugendliche Aus-
siedler. Soweit sie Leistungen nach der Sprachförde-
rungsverordnung erhalten können, sind sie entwe-
der Berufsanfänger oder Ungelernte. Ihrem Unter-
haltsgeld war deshalb nach der Sprachförderungs-
verordnung in der bis zum 31. Dezember 1981 gelten-
den Fassung in aller Regel ein niedrigeres Arbeits-
entgelt als das pauschalierte durchschnittliche Ar-
beitsentgelt aller Arbeitslosengeldempfänger zu-
grunde zu legen. 

Der seit 1. Januar 1982 geltende Leistungssatz von 
68 v. H. entspricht dem des Arbeitslosengeldes. Den 
Teilnehmern werden darüber hinaus die notwendi-
gen Kosten erstattet, die durch die Maßnahme un-
mittelbar entstehen, insbesondere die Lehrgangsko-
sten, Kosten für Lernmittel und Fahrtkosten. Die 
Bundesregierung ist deshalb der Ansicht, daß die 
seit 1. Januar 1982 geltende Regelung jugendlichen 
Aussiedlern einen Anreiz bietet, an Deutsch-Sprach-
lehrgängen teilzunehmen. Der Bundesregierung 
sind bisher keine Fälle bekanntgeworden, in denen 
jugendliche Aussiedler wegen des seit 1. Januar 1982 
geänderten Unterhaltsgelds von der Teilnahme an 
einem Deutsch-Sprachlehrgang abgesehen und sich 
trotz fehlender Sprachkenntnisse um einen Arbeits-
platz bemüht haben. Die Bundesregierung beabsich-
tigt deshalb auch nicht, dem Deutschen Bundestag 
eine Änderung der Sprachförderungsverordnung 
vorzuschlagen. 

Im übrigen darf ich noch darauf hinweisen, daß ju-
gendliche Aussiedler, die eine Ausbildung anstre-
ben, nach der Sprachförderungsverordnung nicht 
gefördert werden. Für sie kommen die Leistungen 
des sog. Garantiefonds in Frage. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Egert auf die Fragen des 
Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Drucksache 9/1631 
Fragen 14 und 15): 

Wie sind die Vorwürfe von Bundeskanzler Schmidt auf der 
DGB-Kundgebung zum 1. Mai, daß der Präsident der Bundes-
anstalt für Arbeit, Stingl, mit den monatlich herausgegebenen 
Arbeitsmarktdaten „Schwarzmalerei" betreibe, zu verste-
hen? 
Erwartet der Bundeskanzler angesichts seiner geäußerten 

Vorwürfe, daß in Zukunft die bei der Bundesanstalt für Arbeit 
vorliegenden Daten über die Entwicklung des Arbeitsmarkts 
nicht mehr veröffentlicht werden sollen, und wenn j a, auf wel-
che Weise soll die Wirtschaft und die interessierte Öffentlich-
keit dann darüber unterrichtet werden? 

Die Bundesanstalt für Arbeit wird auch künftig 
die vorhandenen Daten über Lage und Entwicklung 
des Arbeitsmarkts der Öffentlichkeit bekanntge-
ben. 

Es liegt dem Herrn Bundeskanzler fern, die Be-
kanntgabe dieser Daten als „Schwarzmalerei" zu be

-

zeichnen; seine Kritik galt ausschließlich den in der 
Öffentlichkeit angestellten pessimistischen Überle-
gungen hinsichtlich der längerfristigen Entwicklung 
des Arbeitsmarkts. Derartige Schlußfolgerungen 
lassen sich aus den vorliegenden Daten nicht ablei-
ten. Der sich andeutenden Erwärmung des konjunk-
turellen Klimas kann Schwarzmalerei nur schaden. 
Gerade in der derzeitigen Umschwungphase der 
wirtschaftlichen Entwicklung erscheint eine ge-
wisse Zurückhaltung geboten; dies um so mehr, als 
die der Bundesanstalt für Arbeit obliegende Bericht-
erstattung nur die aktuelle Arbeitsmarktlage, nicht 
aber die jeweilige Beschäftigungslage mit rund 22 
Millionen abhängig Beschäftigten umfaßt. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Fragen 
des Abgeordneten Breuer (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1631 Fragen 16 und 17): 

Trifft es zu, daß 40 v. H. der Männer eines Geburtsjahr-
gangs weder Wehr- noch zivilen Ersatzdienst ableisten, und 
welche Gründe sind dafür gegebenenfalls maßgebend? 

Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zusammen-
hang die mögliche Erhebung einer „Wehrausgleichsabgabe" 
zur Herstellung einer verbesserten Wehrgerechtigkeit? 

Eine aktuelle Zahl liegt mir für den Geburtsjahr-
gang 1953 vor, der im vergangenen Jahr aus der 
Grundwehrdienstpflicht herausgewachsen ist. 

Danach haben 66,1 v. H. Wehr- oder zivilen Ersatz-
dienst geleistet, 27,5 v. H. waren nicht wehrdienstfä-
hig. Die restlichen 6,4 v. H. waren überwiegend we-
gen sonstiger Wehrdienstausnahmen und Einberu-
fungshindernisse nicht heranziehbar. 

Die Einführung einer Wehrausgleichsabgabe ist 
seit langem auch in der Öffentlichkeit intensiv erör-
tert worden. Gegen eine solche Wehrabgabe sind aus 
dem Grundgesetz abgeleitete, verwaltungstechni-
sche, steuerpolitische und auch historisch begrün-
dete Bedenken vorgebracht worden. Diese erschei-
nen erheblich. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Fragen 
des Abgeordneten Broll (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1631 Fragen 19 und 20): 

Welche Auswirkungen hat bzw. wird die in 1982 vorgese-
hene Auflösung von zivilem Bewachungspersonal für die 
Truppe hinsichtlich Dienstzeitbelastung und Einsatzbereit-
schaft der Verbände haben? 

Welche Pläne hat die Bundesregierung hinsichtlich der Re-
duzierung des zivilen Bewachungspersonals bei der Bundes-
wehr für 1983? 
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Der Wachdienst bei der Bundeswehr wird durch 
Soldaten, ziviles Personal der Bundeswehr und ge-
werbliche Bewachungsunternehmen geleistet. 

Die vom Deutschen Bundestag beschlossenen 
Haushaltskürzungen haben unter anderem zur 
Folge gehabt, daß das gewerbliche Wachpersonal 
um 722 Mann verringert werden muß. Diese Redu-
zierung wird vom militärischen Wachpersonal auf-
gefangen. 

Von einer Gefährdung der Einsatzbereitschaft der 
Bundeswehr kann danach nicht die Rede sein. 

Durch unterschiedliche, den örtlichen Gegeben-
heiten angepaßte Maßnahmen wird darauf hinge-
wirkt, daß es zu keiner nennenswerten Erhöhung 
der Dienstzeitbelastung der Truppe kommt. 

Die Möglichkeiten, ziviles Bewachungspersonal 
zu reduzieren und weitere Bewachungsaufgaben auf 
die Truppe zu übertragen, erscheinen jedoch be-
grenzt. Das wird auch bei den Beratungen des Bun-
deshaushalts 1983 beachtet werden müssen. 

Anlage 8 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Hartkopf auf die Fragen des 
Abgeordneten Biehle (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1631 Fragen 38 und 39): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es nicht nur 
ein Mißbrauch des Gastrechts, sondern auch einen Verstoß 
gegen deutsches Recht darstellt, wenn Ausländergruppen die 
in ihren Heimatländern bestehenden politischen Gegensätze 
auf deutschem Boden gewaltsam austragen, und falls die Bun-
desregierung dieser Auffassung zustimmt, welche Konse-
quenzen beabsichtigt sie unter Berücksichtigung der jüng-
sten Ausschreitungen, die sich in Bonn und Mainz zugetragen 
haben, zu ziehen? 
Sind vorbeugende Maßnahmen gegen gewaltsame Auslän-

derdemonstrationen nicht auch nach Ansicht der Bundesre-
gierung notwendig, um zu verhindern, daß die Rechte deut-
scher Bürger eingeschränkt und auch Leben und Gesundheit 
unserer Polizeibeamten aufs Spiel gesetzt werden, und 
stimmt die Bundesregierung zu, daß entsprechende Maßnah-
men auch erforderlich sind, weil durch derartige Gewalttätig-
keiten die Vorwürfe über angeblich in Teilen unserer Bevöl-
kerung vorhandene Ausländerfeindlichkeit neue Nahrung er-
halten können? 

Zu Frage 38: 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß po-
litische Gegensätze und Meinungsverschiedenhei-
ten in unserem Lande nicht mit Gewalt ausgetragen 
werden dürfen. 

Der Ausschluß jeglicher Gewalt ist nicht nur eine 
politische Forderung. Es handelt sich dabei um ein 
grundlegendes Gebot unserer Verfassungs- und 
Rechtsordnung, das für Deutsche wie Ausländer in 
gleicher Weise gilt. Ein Verstoß gegen dieses Rechts-
gebot ist von unserer Rechtsordnung mit vielfälti-
gen Sanktionen bedroht. Bei Verstößen, die von Aus-
ländern begangen werden, stehen neben den allen 
Rechtsverletzern gegenüber geltenden Eingriffs-
möglichkeiten des Straf-, Polizei-, Versammlungs- 
und Vereinsrechts die besonderen Handhaben des 
Ausländerrechts. Ich nenne insbesondere die Mög-
lichkeiten der Verhängung eines Verbots der politi

-

schen Betätigung, von Aufenthaltsbeschränkungen 
und Meldeauflagen, vor allem aber auch der Auswei-
sung und Abschiebung. (§§ 6 Abs. 2, 7 Abs. 3-5, 8 
Abs. 2, 10, 13 AuslG). 

Die Bundesregierung ist sich in ständiger Praxis 
mit den Landesregierungen, die für die Anwendung 
der Gesetze nach dem Grundgesetz zuständig sind, 
darin einig, daß diese bestehenden rechtlichen Mög-
lichkeiten voll ausgeschöpft werden müssen. Sie hat 
daher von der Absicht der rheinland-pfälzischen 
Landesregierung, wegen der von Ihnen erwähnten 
Vorfälle in Mainz ausländerrechtliche Maßnahmen 
zu ergreifen, zustimmend Kenntnis genommen. 

Zu Frage 39: 

1. Gewalttätige Auseinandersetzungen zwischen 
Ausländergruppen können in der Lage sein, das Zu-
sammenleben zwischen Deutschen und Ausländern 
zu stören. Bei einer Häufung derartiger Vorkomm-
nisse ist die Gefahr nicht mehr auszuschließen, daß 
die Bereitschaft der deutschen Bevölkerung, die In-
tegration der auf Dauer hier lebenden Ausländer 
mitzutragen, schwindet. Um dieser Gefahr zu begeg-
nen, reicht jedoch das den Ländern zur Verfügung 
stehende Instrumentarium grundsätzlich aus: Nach 
Artikel 8 des Grundgesetzes hat jeder Deutsche das 
Grundrecht, sich „friedlich und ohne Waffen" zu ver-
sammeln. Das Versammlungsgesetz hat dieses 
Recht auch Ausländern eingeräumt (§ 1 VersG). 

Gewaltsame Demonstrationen werden von unse-
rer Rechtsordnung mißbilligt. 

Das Versammlungsgesetz sieht daher die Mög-
lichkeit vor, gewaltsame Versammlungen und De-
monstrationen — von Deutschen und Ausländern — 
vorbeugend zu verbieten oder sie aufzulösen (§§ 5, 
13,15 VersG). Die Bundesregierung ist grundsätzlich 
der Auffassung, daß von dieser rechtlichen Möglich-
keit im Interesse der Sicherheit in unserem Land in 
geeigneten Einzelfällen Gebrauch gemacht werden 
sollte. Sie verkennt dabei allerdings die Schwierig-
keiten nicht, die sich in der Praxis für die für den 
Vollzug verantwortlichen Landesbehörden dadurch 
ergeben, daß häufig nur schwer mit einer für rechtli-
che Maßnahmen hinreichenden Sicherheit voraus-
zusehen ist, ob eine Demonstration oder Versamm-
lung einen gewaltsamen Verlauf nehmen wird. 

Diese Schwierigkeit der Voraussehbarkeit läßt 
sich auch durch Rechtsänderungen nicht beheben. 

Entscheidend kommt es vielmehr auf einen 
schnellen und umfassenden Informationsaustausch 
der für die Sicherheit zuständigen Behörden an, da-
mit diese rechtzeitig die notwendigen und wirksa-
men Maßnahmen treffen können. Das für diesen In-
formationsaustausch erforderliche Instrumenta-
rium ist vorhanden. 

2. Gewalttätige, die innere Sicherheit gefährdende 
Ausländerorganisationen sind vom Bundesminister 
des Innern in der Vergangenheit wiederholt verbo-
ten worden. 

Ich erinnere an entsprechende Maßnahmen ge-
gen palästinensische und exilkroatische Organisa-
tionen. 
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Der Bundesminister des Innern prüft selbstver-
ständlich weiterhin, ob gegen bestimmte Ausländer-
organisationen Verbotsmaßnahmen zulässig und 
zweckmäßig erscheinen. 

Ich bitte Sie aber um Verständnis, daß ich mich — 
entsprechend der ständigen Übung der Bundesre-
gierung — zu konkreten Verbotsüberlegungen öf-
fentlich nicht äußern kann. 

Anlage 9 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Hartkopf auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Dr. Lepsius (SPD) (Drucksache 
9/1631 Fragen 46 und 47): 

Welche Planungen sind von seiten des Bundesarchivs in 
Koblenz nach Fertigstellung der Dauerausstellung im Rastat-
ter Freiheitsmuseum mittelfristig für die nächsten Jahre ins 
Auge gefaßt, und ist deren sachliche und wissenschaftliche 
Betreuung haushaltsmäßig abgesichert? 

Wann kann mit der definitiven Räumung noch im Rastatter 
Schloß befindlicher Dienststellen und dem Beginn von Bauar-
beiten im Sibyllenflügel gerechnet werden, und welche kon-
zeptionellen Auswirkungen wird die Bereitstellung zusätzli-
cher Räumlichkeiten für das Rastatter Freiheitsmuseum ha-
ben? 

Zu Frage 46: 

Die Erinnerungsstätte für die Freiheitsbewegun-
gen in der deutschen Geschichte im Rastatter 
Schloß wurde vom Bundesarchiv in den letzten Jah-
ren erweitert und umgestaltet. Hierfür standen zu-
sätzliche Mittel zur Verfügung. 

Die erweiterte Dauerausstellung der Erinne-
rungsstätte wird demnächst der Öffentlichkeit über-
geben. 

Nach Fertigstellung der Dauerausstellung und der 
Bearbeitung des Katalogs plant das Bundesarchiv 
u. a. die Vorbereitung von Wechselausstellungen mit 
folgenden Arbeitstiteln: 

Bäuerliche Freiheitsbewegungen vom Spätmit

-

telalter bis zur Französischen Revolution 

Der Kampf um Freiheitsrechte im Wilhelmini-
schen Deutschland und die Revolution von 
1918 

Widerstand gegen den Nationalsozialismus 

Es ist beabsichtigt, für die Konzeption der Ausstel-
lung „Bäuerliche Freiheitsbewegungen" Wissen-
schaftler heranzuziehen, die nicht dem Bundesar-
chiv angehören. Die wissenschaftliche Betreuung 
der anderen Ausstellungen übernehmen Mitarbei-
ter des Bundesarchivs. Darüber hinaus entstehen 
Sachkosten für die Produktion der Ausstellungen. 
Mittel hierfür stehen im Haushalt 1982 zur Verfü-
gung. Es ist beabsichtigt, die Restfinanzierung durch 
die Inanspruchnahme von Ausgaberesten zu ermög-
lichen. 

Zu Frage 47: 

Die für die Erinnerungsstätte vorgesehenen 
Räume im Sibyllenbau des Rastatter Schlosses wer-
den zur Zeit noch vom Finanzamt genutzt. Das Lie-
genschaftsamt Karlsruhe hat einen definitiven Räu-
mungstermin bisher nicht nennen können. 

Die Bereitstellung zusätzlicher Räume wird für 
die Erinnerungsstätte von großem Wert sein. Es ist 
dann möglich, größere Ausstellungen über herausra-
gende Ereignisse und Persönlichkeiten der deut-
schen Freiheitsbewegungen zu zeigen. Diese sollen 
dann, je nach Möglichkeit, durch wissenschaftliche 
Veranstaltungen, öffentliche Diskussionen und Öf-
fentlichkeitsarbeit ergänzt und in ihrer Wirkung 
vervielfältigt werden. 

Außerdem könnten dann neben einem Film- und 
Vortragsraum auch ein Leseraum für die Spezialbi-
bliothek und die Quellensammlungen zur Freiheits-
geschichte sowie Büroräume eingerichtet werden. 

Die Dauerausstellung könnte wieder um die Dar-
stellung der Reaktionszeit 1850 bis 1860 ergänzt wer-
den. 

Anlage 10 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Hartkopf auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Hupka (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1631 Frage 52): 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag eines 
Fernsehprogramms der europäischen Fernsehstationen für 
Europa, und hat sie bereits Vorstellungen, ob dieses europäi-
sche Fernsehprogramm von den Anstalten des öffentlichen 
Rechts, des Bundesrechts oder Privatstationen entwickelt 
werden soll? 

Die Bundesregierung steht dem Vorschlag eines 
europäischen Fernsehprogramms positiv gegen-
über. Z. Zt. steht der Bundesminister des Innern auf-
grund eines Kabinettauftrags im Gedankenaus-
tausch mit dem Vorsitzenden der Rundfunkkommis-
sion der Ministerpräsidenten der Länder, Herrn Mi-
nisterpräsident Vogel, über Möglichkeiten und Ge-
staltung eines deutsch/französischen Kulturkanals. 
Dieser Gedanke ist bei den deutsch/französischen 
Konsultationen im Februar 1981 in Paris erörtert 
worden. Inwieweit damit eine Entwicklung beginnt, 
in die später möglichst viele europäische Partner im 
Sinne eines europäischen Programms einbezogen 
werden, ist jetzt noch nicht abschließend zu beurtei-
len. 

Der Vorsitzende der Rundfunkkommission der 
Ministerpräsidenten der Länder wird den Bundes-
minister des Innern über das Votum der Länder zum 
Kulturkanal und damit zu Fragen der Trägerschaft 
voraussichtlich im Herbst dieses Jahres unterrich-
ten. Angesichts der im vorliegenden Fall nach dem 
Lindauer Abkommen gebotenen Zusammenarbeit 
zwischen Bund und Ländern möchte die Bundesre-
gierung davon absehen, den Vorstellungen der Län-
der vorzugreifen. 
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Anlage 11 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Erkel auf die Fragen des Ab-
geordneten Conradi (SPD) (Drucksache 9/1631 Fra-
gen 53 und 54): 

Trifft es zu, daß sich im Bundesjustizministerium drei Refe-
renten mit der Wehrstrafgerichtsbarkeit befassen (Spiegel 
Nr. 15/82), und welche jährlichen Personalkosten verursachen 
diese Referate? 
Auf welcher rechtlichen bzw. gesetzlichen Grundlage re-

krutiert das Bundesjustizministerium Richter, Staatsanwälte 
und Justizangestellte für Wehrstrafgerichte? 

Zu Frage 53: 

Mit der Wehrstrafgerichtsbarkeit befassen sich 
im Bundesministerium der Justiz drei Referatslei-
ter, von denen einer im Rahmen des geltenden 
Wehrstrafrechts Aufgaben wahrzunehmen hat. Die 
jährlichen Personalkosten für diese Beamten und 
ihre Mitarbeiter betragen gegenwärtig DM 
537 593,45. 

Zu Frage 54: 

Das Bundesministerium der Justiz rekrutiert 
keine Richter, Staatsanwälte und Justizangestellten 
für Wehrstrafgerichte. Die Richter, Staatsanwälte, 
Beamten und Angestellten sind aufgrund ihrer frei-
willigen Meldung ausgewählt worden. Sie haben je-
derzeit die Möglichkeit, ihre Meldung wieder zu-
rückzunehmen. Im übrigen darf ich auf die Antwort 
von Herrn Parlamentarischen Staatssekretär Dr. de 
With in der Fragestunde des Deutschen Bundesta-
ges vom 3. Februar 1982 verweisen, in der auf die 
Frage des Herrn Abgeordneten Lutz ausgeführt 
worden ist, daß die Richter und Beamten auf der 
Grundlage von Artikel 96 Abs. 2 des Grundgesetzes 
und nach Maßgabe des geltenden Richter- und Be-
amtenrechts ausgewählt worden sind. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Fragen 
des Abgeordneten Schröer (Mülheim) (SPD) (Druck-
sache 9/1631 Fragen 56 und 57): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Generalbun-
desanwaltschaft, daß die Kriminalität gegenüber in der Bun-
desrepublik Deutschland lebenden Ausländern im Lauf die-
ses Jahrs in besorgniserregender Weise zugenommen hat? 
Wieviel und welche solcher kriminellen Handlungen gegen 

Ausländer sind in diesem Jahr begangen worden, bei denen 
als Motivation Ausländerfeindlichkeit angenommen werden 
muß? 

Zu Frage 56: 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse 
über eine Zunahme strafbarer Handlungen gegen-
über in der Bundesrepublik lebenden ausländischen 
Staatsangehörigen im Jahr 1982 vor. Der General-
bundesanwalt hat auf Anfrage mitgeteilt, daß auch 
er über solche Erkenntnisse nicht verfügt; darüber 
hinaus hat er hervorgehoben, daß er die ihm in der 
Frage zugeschriebene Auffassung nicht geäußert 
hat. 

Zu Frage 57: 

Auch hierüber liegen keine Erkenntnisse vor. Es 
bestehen keine Statistiken, in denen solche krimi-
nellen Handlungen gesondert ausgewiesen wer-
den. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Huonker auf die Frage des 
Abgeordneten Poß (SPD) (Drucksache 9/1631 Frage 
60): 

Gedenkt die Bundesregierung, eine gesetzliche Regelung 
herbeizuführen, die die gegenwärtigen Wertstellungsprakti-
ken der Banken und Sparkassen bei Buchungsvorgängen auf 
Girokonten vereinheitlicht und dadurch eine Vor- bzw. Rück-
datierung im Interesse der Verbraucher unterbindet? 

Zum gleichen Thema hat Staatssekretär Dr. 
Schulmann auf die Schriftliche Frage Nr. 90 des Kol-
legen Dr. Langner für die Fragestunde am 19. April 
1982 (BT-Drucksache 9/1593) folgendes geantwor-
tet: 

Dem Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen 
sind seit einiger Zeit vermehrt Kundenbe-
schwerden zugegangen, die die Wertstellungs-
praxis der Kreditinstitute betreffen. In einigen 
Fällen ergab sich, daß Kreditinstitute ihre dies-
bezüglichen bisherigen Gepflogenheiten geän-
dert hatten. Das Bundesaufsichtsamt für das 
Kreditwesen hat diese ersten und keineswegs 
Repräsentativität beanspruchenden Erkennt-
nisse zum Anlaß genommen, sich mit dem Zen-
tralen Kreditausschuß in Verbindung zu setzen, 
um seinen Erkenntnisstand auf dem Gebiet der 
Wertstellungschancen zu verbessern. 

Ich füge hinzu: Sollte die Prüfung des Amtes Miß-
stände ans Licht bringen, so erwarte ich, daß diese 
durch Gespräche zwischen dem Aufsichtsamt und 
den Bankenverbänden abgestellt werden, ohne daß 
der Gesetzgeber bemüht werden muß. 

Die Bundesregierung beabsichtigt deshalb gegen-
wärtig nicht, die Wertstellungspraktiken der Kredit-
institute durch gesetzliche Regelungen zu verein-
heitlichen. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Huonker auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1631 Fragen 63 und 64): 

Teilt die Bundesregierung die vom Bundesbauminister ent-
gegen seiner Antwort vom 22. April 1982 auf die Kleine An-
frage der CDU/CSU-Fraktion zur Talfahrt des Eigenheim-
baus geäußerte Absicht, auch Bauherren und Erwerbern von 
Einfamilienhäusern die steuerliche Abzugsfähigkeit der 
Schuldzinsen zu eröffnen (vgl. General-Anzeiger vom 7. Mai 
1982)? 

Wie beurteilt die Bundesregierung aus heutiger Sicht die 
von ihr im 2. Haushaltsstrukturgesetz durchgesetzte Strei-
chung der Möglichkeit des Schuldzinsenabzugs für selbstge- 



5980* 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 99. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 12. Mai 1982 

nutzte Zweifamilienhäuser im Hinblick auf die vom Bundes-
bauminister mittelfristig verfolgte Zielsetzung hinsichtlich 
der steuerlichen Behandlung der Eigenheime? 

Die Bundesregierung sieht in den Äußerungen 
des Bundesbauministers keinen Widerspruch zu den 
erst kürzlich beschlossenen wohnungspolitischen 
Maßnahmen oder zu der Antwort auf die von Ihnen 
zitierte Kleine Anfrage der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion. Bei den zitierten Äußerungen des Bundes-
bauministers handelt es sich — wie in dem von Ih-
nen zitierten Presseartikel deutlich wird — um mit

-

telfristige Überlegungen im Rahmen der umfassen

-d

en  Fachdiskussion zur Eigentumsförderung im 
Wohnungsbau. 

Die Bundesregierung hält die von den gesetzge-
benden Körperschaften im Rahmen des 2. Haus-
haltsstrukturgesetzes beschlossene Ausdehnung 
der pauschalierten Nutzungswertbesteuerung nach 
wie vor für sachgerecht. Sie beabsichtigt deshalb ge-
genwärtig nicht, eine Änderung der geltenden Be-
steuerung selbstgenutzter Häuser vorzuschlagen. 
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